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Mittelstreckenraketen
BRD-Imperialisten — Vorreiter bei der Durchsetzung der 
Stationierung und der Hetze gegen die sowjetischen Vorschläge
Eindeutig hat die Bundesregierung bis 
jetzt erklärt, daß sie mit der Stationie­
rung der Mittelstreckenraketen Mitte 
November dieses Jahres beginnen wer­
de, wie auch immer die Mehrheitsver­
hältnisse in der BRD gegen die Statio­
nierung sind. Nur wenn die Sowjet­
union ihre gesamten landgestützten 
Mittelstreckenraketen verschrotte, 
könne die NATO auf die Landstatio­
nierung neuer Mittelstreckenraketen 
verzichten, oder, wie die letzte „flexi­
ble“ Verhandlungsrichtlinie der NA- 
TO-Konsultativgruppe für den US-Un- 
terhändler in Genf lautet, wenn die So­
wjetunion einen Teil ihrer SS20 ver­
nichtet, rüstet die NATO um einige 
landgestützte Raketen weniger auf. 

i 1979 hatten die Imperialisten in der 
NATO den von der BRD initiierten 
Mittelstreckenraketen-Aufrüstungsbe- 
schluß nur mit einer mehrheitlichen 
Beschlußfassung durch die Nordatlan­
tische Versammlung bringen können.

Seitdem ist kein Staatsbesuch west­
deutscher Regierungsmitglieder in NA­
TO-Staaten oder umgekehrt vergan­
gen, den nicht Schmidt, Kohl, Gen­
scher usw. genutzt hätten, auf wankel­
mütige Regierungen einzuwirken, den 
Stationierungsbeschluß vollständig zu 
unterstützen. An die Adresse dieser 
Regierungen wandte sich auch Wörner 
in seiner Ansprache an die Nordatlan­
tische Versammlung am 13. Juni in 
Kopenhagen: „Solange die Führung 
der Sowjetunion damit rechnen kann, 
daß die Einigkeit des Westens bei der 
Unterstützung der Ziele der NATO 
und der Position der USA durchaus 
abbröckeln und zerfallen könnte, ist es 
unwahrscheinlich, daß die Sowjet­
union die für einen Kompromiß not­
wendigen Zugeständnisse machen 
wird.“

Die Sowjetunion hat auf das Erpres­
sungsmanöver der NATO bislang mit 
Vorschlägen an die Öffentlichkeit rea­
giert, die belegen, daß die sowjetische 
Rüstungspolitik nicht der Erpressung 
der NATO-Staaten oder gar für einen 
Überfall auf NATO-Mitgliedstaaten 
dienen soll. Dies ist in den westeuropä­
ischen Staaten auch von Teilen der je­
weiligen Arbeiterbewegung und der 
Friedensbewegungen so aufgegriffen 
worden.

— Die Sowjetunion hat sich auf der 
UNO-Abrüstungskonferenz verpflich­
tet, nie als erste Atomwaffen einzuset­
zen.

- Anfang dieses Jahres haben die 
Staaten des Warschauer Paktes erneut 

bekräftigt, daß die seit Gründung be­
stehende Erklärung der Mitgliedstaa­
ten nach wie vor gültig ist: Der War­
schauer Pakt werde sich auflösen, so­
bald die NATO-Staaten die Auflösung 
des nordatlantischen Bündnisses zusi­
chern.

- Der Generalsekretär der KPdSU 
Andropow hat am 28. August einen er­
neuten Vorschlag unterbreitet: „Im 
Falle einer gegenseitig akzeptablen 
Übereinkunft, einschließlich des Ver­
zichts der USA auf die Stationierung 
neuer Raketen in Europa, würde die

1955 wird die BRD Mitglied der NATO, im selben Jahr werden die ersten Kern­
waffen in der BRD stationiert. (Bild: Unterzeichnung der Beitrittsaufforderung)

Sowjetunion bei der Reduzierung ihrer 
Mittelstreckenraketen im europäischen 
Teil des Landes auf einen Stand, der 
der Zahl der Raketen Englands und 
Frankreichs entspricht, die zu reduzie­
renden Raketen verschrotten. In die­
sem Fall würde auch eine bedeutende 
Zahl der modernsten Raketen vernich­
tet werden, die im Westen unter der 
Bezeichnung SS 20 bekannt sind . .. 
Ob eine solche Übereinkunft zustande 
kommt oder nicht, hängt von den 
USA, von der NATO insgesamt ab.“ 
Dieser Vorschlag ist weitgehend: Die 
Sowjetunion bietet die Zerstörung ih­
rer eigenen Waffen an, ohne daß die 
NATO ihre bislang schon auf See oder 
auf dem Land stationierten nuklearen 
Waffen vernichten soll.

Alle diese Vorschläge sind von den 
BRD-Imperialisten und den USA ab­
gelehnt worden. Eine Garantie, auf 
den Ersteinsatz zu verzichten, will die 
NATO nicht geben, und Wörner er­

klärte auf der Konferenz am 13. Juni 
dazu: „Die NATO-Strategie kann auf 
die Option des Ersteinsatzes von Nu­
klearwaffen in Europa nicht verzichten 
— andernfalls würde sie den Einsatz 
der überlegenen konventionellen 
Streitkräfte des Warschauer Paktes mit 
einem geringeren Risiko für den An­
greifer als Mittel der Politik ohne 
Sanktion lassen.“

Eine mögliche Auflösung der NATO 
erwägt keiner der imperialistischen 
Mitgliedstaaten, und der aggressive 
Charakter der NATO ist, unbeschadet

sonstiger weltweit vertretener Ansprü­
che, schon durch die Mitgliedschaft 
der BRD in den Vertragswerken festge­
legt: Die BRD erhebt verfassungsmä­
ßig fixierte Gebietsansprüche gegen­
über der DDR, Polen und der Sowjet­
union, die die NATO anerkennt, im 
Gegensatz zu den Staaten des War­
schauer Paktes, die weder Gebietsan­
sprüche erheben noch bestehende 
Grenzen nicht anerkennen.

Auch auf die Einbeziehung der fran­
zösischen und britischen Atomraketen 
in die Verhandlungen über die Statio­
nierung der Mittelstreckenraketen rea­
gieren die meisten NATO-Mitglieder, 
vor allem die BRD, Großbritannien, 
Frankreich und die USA schroff ableh­
nend, obwohl die NATO schon 1974 
festgestellt hat, daß die französischen 
und britischen nuklearen Streitkräfte 
„für die Strategie des Bündnisses von 
grundlegender Bedeutung“ seien. Die­
se Feststellung hat die Nukleare Pla-
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Europäische Gewerkschaften gegen Stationierung 
der Mittelstreckenraketen
Dem letzten Kongreß des Europäi­
schen Gewerkschaftsbundes im Mai 
1982 lag ein Beschlußantrag des nie­
derländischen Gewerkschaftsbundes 
FNV vor, der die einzelnen Mitglieds­
bünde aufforderte, in den verschie­
denen Staaten insbesondere den 
Kampf gegen die dauernde Erhöhung 
der nationalen Rüstungshaushalte zu 
führen, mit dem Ziel, diese Haus­
haltsposten auf Dauer zu senken. 
Außerdem sollten die Gewerkschafts­
bünde dafür eintreten, daß die Mit­
gliedstaaten der NATO keinerlei wei­
tere Aufrüstung mit Kernwaffen be­
treiben. Dieser Antrag fand keine 
Mehrheit unter den Delegierten der 
verschiedenen Gewerkschaftsbünde. 
Keiner der Dachverbände ist auf dem 
Kongreß für die Auflösung der NA­
TO eingetreten, obwohl verschiedene 
Einzelgewerkschaften, wie z.B. die 
niederländische Lehrergewerkschaft 
imGewerkschaftsbundFNV, dies for­
dern.

Der Kongreß verabschiedete einen 
Antrag, der insbesondere an die Re­
gierungen der europäischen NATO- 
Mitgliedstaaten gerichtet war: Der 
EGB mißbilligt das Vorgehen der 
NATO, den Beschluß über die Ver­
handlungen über den Abbau der so­
wjetischen Mittelstreckenraketen mit 
dem Beschluß über die Aufstellung 
von Mittelstreckenraketen in Europa 
zu koppeln. Verhandlungen hätten 

auch ohne solche Beschlußfassung 
stattfinden können.

Auf diese Auffassung haben sich 
auch die italienischen Gewerkschafts­
bünde CGIL, CISL und UIL geeinigt. 
Alle drei Verbände arbeiten im ,,Ein­
heitskomitee für Frieden und Abrü­
stung“ mit. Als das Komitee zu einer 
Demonstration gegen den Reagan-Be­
such am 5. Juni 1982 aufrief, erklärten 
die drei Generalsekretäre von CGIL, 
CISL und UIL in einer gemeinsamen 
Stellungnahme: „Wir können die Pa­
role ,Nein zu Comiso, wie immer die 
Verhandlungen ausgehen!t nicht ak­
zeptieren. (Comiso ist der italienische 
Stationierungsort, d. Red.). Ihr wißt, 
daß die Föderation CGIL-CISL-UIL 
die Entscheidung der italienischen Re­
gierung, die Raketenbasis in Comiso 
zu bauen, als übereilt gegenüber der 
Notwendigkeit bezeichnet hat, in den 
Genfer Verhandlungen die Möglichkeit 
zu prüfen, einen Abbau der sowjeti­
schen SS 20 und die Nichtinstallierung 
der amerikanischen Pershing 2 und 
Cruise missiles in Comiso oder sonst­
wo in Europa zu erreichen.“

Der niederländische Gewerkschafs­
bund FNV gehört seit 1978 dem „Na­
tionalen Beratungsorgan gegen die 
Atomwaffen“ an und arbeitet zur Zeit 
mit im ,,Komitee Cruise missiles - 
Nein“, das für den 29. Oktober eine 
Demonstration in Den Haag plant. In 
einer 1981 beschlossenen Stellungnah­

me zur Friedensfrage tritt der FNV für 
Abschaffung aller Kernwaffen und für 
einseitige Abrüstung ein. Den NATO- 
Mittelstreckenraketenbeschluß lehnt er 
vollständig ab.

Der Sekretär der französischen Ge­
werkschaft CGT Lacombe hat auf ei­
ner Konferenz des „Internationalen 
Gewerkschaftskomitee für Frieden und 
Abrüstung“, in dem auch Gewerk­
schaften aus Staaten des Warschauer 
Paktes mitarbeiten, im Mai dieses Jah­
res erklärt, daß die CGT zwar einige 
Ziele der Friedenspolitik der derzeiti­
gen Regierung unterstütze, aber nicht 
mit ihr darin übereinstimme, daß die 
französische Kernwaffe nicht in die 
Abrüstungsverhandlungen einbezogen

Demonstration 1977 in den Niederlan­
den. Der FNV unterstützte den Protest 
gegen den Vorstoß der westdeutschen 
und amerikanischen Imperialisten.

nungsgruppe der NATO auf ihrer 33. 
Sitzung im März 1983 erneut bekräf­
tigt.

Außer der derzeitigen griechischen 
Regierung gibt es in der NATO keine, 
die eindeutig gegen den Beschluß zur 
Aufrüstung mit Mittelstreckenraketen 
Stellung nimmt. Die griechische Regie­
rung stört die von Wörner beschwore­
ne Einheit der NATO beständig da­
durch, daß sie Vorbehalte gegen jede 
Bekräftigung dieses NATO-Beschlus- 
ses anmeldet. Sie ist bisher die einzige, 
die den letzten sowjetischen Vorschlag 
als akzeptabel begrüßt hat. Die west­
deutschen, britischen, französischen 
und niederländischen Imperialisten se­
hen als Fortschritt nur, daß die UdSSR 
sich zur Vernichtung von Waffen be­
reit erklärt hat, die Bedingungen des 
Vorschlages weisen sie zurück. Die 
BRD, Großbritannien, Italien, und 
neuerdings auch die Niederlande sind 
in der NATO die einzigen, die mit der 
Vorbereitung der Stationierung begon­
nen haben. (Die niederländische Regie­
rung hat nach dem Regierungswechsel 
die Vorbehalte der früheren Regierung 
fallen lassen und Ende Juni mit den 

Stimmen der meisten christdemokrati­
schen und liberalen Abgeordneten den 
Stationierungsort festlegen lassen.) 
Belgien hat noch keinen Standort fest­
gelegt und hält den Standpunkt auf­
recht, nicht mit Vorbereitungen vor 
Abschluß der Verhandlungen zu begin­
nen. Die dänische Regierung mußte 
der NATO-Frühjahrstagung einen 
Parlamentsbeschluß vortragen, der die 
Einbeziehung der französischen und 
britischen Raketen in die Verhandlun­
gen forderte und außerdem bekräftig­
te, daß in Dänemark keine Kernwaffen 
stationiert werden dürfen.

So hatten die Imperialisten in der 
NATO während der Frühjahrstagung 
zwar versucht, Geschlossenheit zu de­
monstrieren unter anderem auch da­
durch, daß sie ihre Tagung zum ersten 
Mal seit dem Rückzug französischer 
Streitkräfte aus dem NATO-Oberkom- 
mando 1967 wieder in Paris durchführ­
ten, sie konnten diese Geschlossenheit 
aber nicht wie geplant demonstrieren. 
Die Regierungen gerade der schwäche­
ren Mitgliedstaaten sind unter erhebli­
chen Druck der jeweiligen Friedensbe­
wegung geraten. Den spanischen Mini­

sterpräsidenten Gonzalez hatte Bun­
deskanzler Kohl noch fünf Wochen 
vor der NATO-Tagung zu sich zitiert 
und ihn während der Bundestagssit­
zung über die Regierungserklärung auf 
der Zuschauerbank plaziert, um unf’ 
niert die Notwendigkeit der Geschlos­
senheit der NATO, der Zustimmung 
zum sogenannten Doppelbeschluß und 
zur Mitgliedschaft im Militärbündnis 
propagieren zu können. Die Erklärung 
der spanischen NATO-Delegation, alle 
Zustimmung zu den Beschlüssen der 
NATO-Konferenz erfolgten vorbehalt­
lich des Ausgangs der Volksabstim­
mung über die spanische NATO-Mit­
gliedschaft, hat er nicht verhindern 
können. Jetzt hat die griechische Re­
gierung den Vorschlag gemacht, über 
die Verschiebung der Stationierung 
und Verlängerung der Verhandlungen 
zu beraten, ein Vorschlag, den die 
BRD, Großbritannien, Frankreich und 
Italien schroff zurückgewiesen haben, 
der aber die Zustimmung der schwä­
cheren Staaten der NATO gewinnen 
kann.

Wörner hat während der Nordatlan­
tischen Versammlung deutliche Dro-
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werden sollten. Eine der wichtigsten 
Aufgaben der CGT in der nächsten 
Zeit sei jedoch, alternative Produk­
tionen für die französische Rüstungs­
industrie zu entwickeln und durchzu­
setzen, um Abrüstung ohne Verlust 
von Arbeitsplätzen zu erreichen.

Der britische Gewerkschaftsbund 
TUC hat mehrfach Beschlüsse der 
Labour-Partei unterstützt, in denen 
die Beseitigung der britischen nuklea­
ren Streitmacht gefordert und die 
Stationierung der Mittelstreckenra­
keten in Großbritannien abgelehnt 
wird.

Der sozialistische Gewerkschafts­
bund ABVV in Belgien ruft seine 
Mitglieder zur Teilnahme an der De­
monstration des nationalen Friedens­
komitees am 23. Oktober auf. In ei­
nem Artikel in seiner Gewerkschafts­
zeitung begründete der ABVV diesen 
Aufruf mit der Feststellung, für ihn 
bedeute die Ablehnung der Raketen- 
Stationierung den ersten Schritt für 

' eine beiderseitige Abrüstung in West 
und Ost. Gleichzeitig griff der ABVV 
schroff die Politik der konservativen 
Regierung an, den Rüstungshaushalt 
auf Kosten der Sozial- und Bildungs­
ausgaben und mit stetiger Steigerung 
der Steuerplünderung zu erhöhen, 
obwohl die katastrophalen ökonomi­
schen und sozialen internationalen 
Folgen der US-Hochrüstungspolitik 
allgemein bekannt und allemal 
schlimmer seien als weniger Rüstung.
Quellenhinweis: Arbeiterkanipl' Nr. 235/83 u. 227/82; 
Rassegna Sindacale 22/82; De werkel. Zeitung des 
ABVV, 11.6.83; World trade union movenient review 
Nr. 7/83; Solidarität Nr. 6/82

Die Volksbefragungskampagne verstärkt die 
Ablehnung eines Aggressionskrieges der BRD

hungen gegen die Regierungen laut 
werden lassen, die sich den „NATO- 
Interessen“ nicht beugen: „Der Zu­
sammenhalt des Bündnisses . . . und 
sichtbare Stärke der Verteidigung sind 
die Vorbedingungen der Sicherheit . .. 
Diese Grundlage muß stabil sein und 
braucht die Unterstützung der Völker, 
die sie verteidigen sollen .. . Regierun­
gen und Parlamente sind für ihre Völ­
ker verantwortlich.“ Wehe der Regie­
rung, die diese „Verantwortung“ ge­
genüber „ihrem4 Volk nicht wahr­
nimmt. Zuletzt die türkischen Arbeiter 
und Bauern, aber auch die griechi­
schen Arbeiter und Bauern haben blu­
tig erfahren, welchen Terror die impe­
rialistischen NATO-Staaten anzuwen­
den wissen, wenn ihnen der Zugriff 
von Regierungen und Parlamenten auf 
die Kämpfe der Volksmassen nicht 
mehr gesichert scheint und diese Staa­
ten dem Zugriff der NATO zu ent­
schwinden drohen.

Nach der neuesten Repräsentativum­
frage der „Forschungsgruppe Wah­
len“ (Mannheim) haben auf die Fra­
ge: „In Genf führen die Sowjetunion 
und die USA derzeit Abrüstungsver­
handlungen über Mittelstreckenrake­
ten. Wenn diese Verhandlungen bis 
zum Herbst zu keinem Ergebnis füh­
ren, was sollte dann geschehen?“ 
75% der Befragten geantwortet: 
„Weiter über die Abrüstung verhan­
deln und keine neuen Raketen in der 
Bundesrepublik aufstellen.“ Bemer­
kenswert ist, daß dies auch die Mei­
nung von 61,8% der CDU-Wähler 
ist. 71,7% aller Befragten und im­
merhin 57,9% der CDU-Wähler be­
fürworten eine Volksbefragung über 
die Stationierung.

Wenn auch andere Meinungsfor­
schungsinstitute teilweise andere 
Zahlen der Öffentlichkeit vorlegen, 
in folgendem stimmen sie überein: 
Erstens ist die Mehrheit derjenigen, 
die die Mittelstreckenraketenstatio­
nierung im Herbst ablehnen, be­
trächtlich gewachsen, zweitens reicht 
die Gegnerschaft inzwischen weit in 
die Reihen der CDU-Wähler.

Die FAZ interpretiert diese Umfra­
geergebnisse so: „Wenn aber nicht 
mehr die sowjetischen Raketen, die 
auf dieses Land gerichtet sind, als Be­
drohung empfunden werden, son­
dern jene 572 Atomwaffen, die die 
Amerikaner in den nächsten Jahren 
in Westeuropa aufstellen wollen, so 
spricht dies dafür, daß sich die Be­
fürchtungen nicht auf die Waffensy­
steme selbst beziehen, sondern auf 
deren Besitzer.“ Diese Auffassung 
stützt auch der „Spiegel“, wenn er 
berichtet, andere Umfragen hätten 
ergeben, „die Furcht vor den Russen 
habe sich vermindert“.

Für die Reaktion ist dies ein nicht 
unbedeutender Rückschlag. Aus die­
sen Umfrageergebnissen kann sie ab­
lesen, daß gegenwärtig nicht einmal 
ihre engere Anhängerschaft bereit ist, 
für die Expansionsziele der westdeut­
schen Imperialisten mit Atomraketen 
in den Krieg zu ziehen.

Die Bundesregierung kann nicht 
mehr darauf verweisen, mit der Wahl 
zum 6. März hätte die Mehrheit der 
Wähler auch gleichzeitig ihre Zustim­
mung zum NATO-Doppelbeschluß 
gegeben. Wenn die Grünen jetzt den 
angekündigten Gesetzesentwurf für 
eine konsultative Volksbefragung ins 
Parlament einbringen, wird dies die 
Legitimationsschwierigkeiten der 
Bundesregierung noch weiter verstär­
ken und helfen, die Gegnerschaft ge­
gen die Raketenstationierung zur 
Geltung zu bringen.

Nicht wenige Redner der gewerk­
schaftlichen Kundgebungen zum An­
tikriegstag haben, gestützt auf die 
immer offensichtlicher werdenden 
Mehrheitsverhältnisse, der Bundesre­
gierung das Recht, die Stationierung 
zu beschließen, rundweg abgespro­
chen. Die Bundesregierung erklärt 
dagegen, daß sie von ihrem verfas­
sungsmäßigen Recht Gebrauch ma­
chen wird, die Aufstellung der Rake­
ten mit allen staatlichen Gewaltmit­
teln auch gegen den erklärten Willen 
der Mehrheit der Bevölkerung durch­
zusetzen. Auch wenn die Volksbe­
fragungskampagne die Stationierung 
nicht gegen brutale staatliche Gewalt 
verhindern kann, kann sie doch ent­
scheidend dazu beitragen, daß in der 
nächsten Zeit bis weit in die Anhän­
gerschaft der Union hinein die Zu­
stimmung zu einem Aggressionskrieg 
nicht zu holen ist.
Quellenhinweis: UZ, 25.8.; FAZ, 26.8.; Spiegel, 
29.8.83

Quellenhinweis: Unsere Zeit v. 30.8.83; Europa Archiv, 
Nr. 9, 10, 14, 16/1983; Archiv der Gegenwart v. Januar 
bis Juni 1983; Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilagen 
zur Zeitschrift Das Parlament, Nr. 28—29/83, 31/83; 
FAZ v. 1.8. bis 1.9.1983 - (kiu, clm)

n Umt füllen

SPD-Bundesgeschäftsführer Glotz: „Wenn die CDU/CSU schon unfähig ist,
die neue Friedensdiskussion konstruktiv aufzunehmen, muß die SPD diese 
Aufgabe (wieder mal) übernehmen.“
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Kriegspropaganda voller Widersprüche
1 NS-Navigationssystem 
dem Start müßten nach Mei­
nung aller Praktiker durch den 
Co-Piloten-Check, spätestens 
aber bei den regelmäßig zu er­
folgenden Routine-Positions­
vergleichen festgestellt werden. 
Ein Fehler im Navigationssy- I 
stem wird bei der US-Behörde 
für Flugsicherheit . .. ausge­
schlossen“. Warum ist der Pi­
lot dann die falsche Strecke ge­
flogen? Die „Süddeutsche Zei­
tung“ meint: „Möglich sei 
aber natürlich, daß das System 
von vornherein mit einer ande­
ren Flugroute »gefüttert4 wur- | 
de als der zugeteilten . .. verse­
hentlich oder absichtlich. Die 
zweite mögliche Erklärung für 
die Kursänderung hat damit 
direkt zu tun, ist allerdings in 
ihren Implikationen sehr viel 
heikler: Ist die südkoreanische 
Staatsfluglinie, deren Flugzeu­
ge in aller Regel von ehemali­
gen Militärpiloten geflogen 
werden, über jeden Verdacht | 
erhaben, möglicherweise noch 
andere Aufgaben außer der 
Beförderung der Passagiere ge­
gen Kasse wahrzunehmen? 
Sollte die Maschine ihre unver­
dächtige Mission als ziviler 
Menschenbeförderer womög­
lich für militärische Ausspä­
hung mißbrauchen . ..?“ Für 
den „Kölner Stadt-Anzeiger“ 
steht fest: unabhängig
von der Frage, ob der Pilot des 
sowjetischen Abfangjägers 
den zivilen Charakter des Flug­
zeugs ausmachen konnte oder 
nicht - daß die koreanischen 
Bocing-Piloten sich aus ir­
gendwelchen Gründen so ver­
hielten, als flögen sie tatsäch­
lich ein Aufklärungsflugzeug, 
ist nicht zu verkennen.“

An der Absicht imperialisti- 1
scher Politiker und Militärs (
und an der Gier der imperiali- i
stischen Pressemeute, eine ko- <
lossale Hetzkampagne gegen ;
den „kommunistischen Terro­
rismus“ im allgemeinen und 
die Sowjetunion im besondern 
zu eröffnen, hat es in den letz­
ten Tagen wahrhaftig nicht ge­
fehlt. „Ein Akt exemplari­
scher extremistischer Barba­
rei“ sei der Abschuß des süd­
koreanischen Jumbo gewesen, 
zitiert „Bild“ am 3.9. Helmut 
Kohl. „Bild am Sonntag44 
wußte „aus Sicherheitskreisen 
der NATO in Brüssel“: „Die 
kalten Krieger im Kreml haben 
das Massaker regelrecht insze­
niert. Sie ließen den Jumbo 
von Abfangjägern auf sowjeti­
sches Gebiet treiben und dann 
vorsätzlich abschießen“. Der 
britische „Daily Telegraph“: 
„Wenn Washington noch ei­
nen Beweis brauchte, daß den 
Sowjets auch in keinem einzi­
gen Fall zuzutrauen ist, sich 
auch nur wie ein Randmitglied 
der Zivilisation zu verhalten, 
dann hat es ihn jetzt.“ Der 
Meinung ist auch Reagan: 
„Die Brutalität dieser Tat soll- | 
te nicht durch Schweigen oder 
das zynische Verwirren der Be­
weise beigelegt werden, die 
jetzt vorliegen.“

Genau an diesen „Bewei­
sen“ aber gerät die Kampagne 
in Widersprüche. Zu viele Fra­
gen tun sich auf.

7. Unbestreitbar ist, daj] die 
koreanische Maschine rund 
640 km vom Kurs ab gekom­
men ist und 500 km in sowjeti­
schen Luftraum eindrang. Wie 
konnte es zu dieser Kursabwei­
chung kommen?

Die „Rheinische Post“: 
„Ein Sprecher der Lufthansa 
gibt sich zugeknöpft, wenn er 
nach seiner Meinung über 
mögliche Navigationsfehler ge­
fragt wird. An Bord eines 
Jumbo-Jets (Boeing 747) gebe 
es drei voneinander unabhän­
gige Navigationssysteme. Es 
sei höchst unwahrscheinlich, 
daß alle drei ausfielen - und 
wenn doch und dann ausge­
rechnet über See, habe der Pi­
lot immer noch die Möglich­
keit, konventionell nach Kom­
paß zu fliegen, bis er wieder 
Kontakt mit einer Bodenleit­
stelle bekomme.“

Das „Handelsblatt“ schreibt: 
„Selbst Fehlerquellen wie bei­
spielsweise Eintippen der fal­
schen Koordinaten für das 

vor

gern Auflagen hatte, die über 
die internationalen Regeln hin­
ausgehen.“

3. Unbestreitbar ist, daß die 
USA den Flug und das Gesche­
hen gänzlich rekonstruieren 
können, daß sie den Flug stän­
dig beobachtet haben. Auch ist 
bekannt, daß die japanischen 
Stationen den Jumbo und die 
sowjetischen Jäger auf dem 
Radar hatten. Weiter, daß der 
Jumbo nach Anchorage und 
nach Tokio dreimal falsche 
Positionsmeldungen durchge­
geben hat. Unbestreitbar ist 
schließlich, daß die Verfol­
gungsjagd über zwei Std. dau­
erte. Wieso ist der Jumbo von 
niemandem gewarnt worden?

Die „Süddeutsche Zeitung“ 
weist darauf hin, daß die so­
wjetischen Piloten nicht über 
eine international gebräuchli­
che Frequenz für Notfälle ver­
fügen, der Jumbo also keinen 
Funkkontakt mit den Piloten 
der Abfangjäger herstellen 
konnte. Dies war laut „Süd­
deutsche Zeitung“ dem US- 
Geheimdienst bekannt. Eine 
Warnung mußte also über ja­
panische oder US-Stellen er- 

. folgen. Der „Kölner Stadt-An­
zeiger“: „Warum hat niemand 
den weitab von der Schneise 
fliegenden südkoreanischen 
Jumbo-Piloten gewarnt ...? 
Wollte man herausfinden, wie 
aufmerksam die Sowjets wa­
ren, wie sie im Ernstfall reagie­
ren würden?“

2. Es ist offenkundig, daß 
die sowjetischen Abfangjäger 
die international üblichen 
Warnungen abgegeben haben, 
die Piloten des Jumbo aber 
nicht reagierten. Wieso nicht?

Der „Kölner Stadt-Anzei­
ger“ schreibt, nachdem er dar­
gelegt hat, daß die Piloten in­
ternational in der Regel ange­
wiesen sind, den Anordnungen 
von Abfangjägern zu folgen: 

Viele Piloten der zivilen Flug- 
dieser Länder 
Haus aus Mili- 
in militärischen 
denken. Das 
Südkoreaner ist

gesellschaften 
sind aber von 
tärflieger, die 
Kategorien 
Feindbild der
klar: Die Kommunisten. Es ist 
nicht bekannt, ob der Pilot des 
KAL-Jumbos für den Fall ei­
nes Konfliktes mit Sowjet-Jä-

4. Vollends in Widersprüche 
kommt die Kampagne, seit be- 
kannt ist, daß ein US-Spiona- 
geflugzeug zumindest beim 
Eintritt der südkoreanischen 
Maschine in sowjetisches Ho­
heitsgebiet in unmittelbarer 
Nähe flog. Benutzte die US- 
Luftwaffe die Boeing als 
Deckung für ihren Spionage­
flug?

„Die Tageszeitung“ am 
6.9.: „Am Sonntagnachmittag 
hatte es . .. geheißen, die RC- 
135 habe sich ungefähr 1600 
km entfernt von der koreani­
schen Boeing 747 aufgehalten. 
Am Sonntagabend berichtete 
die amerikanische Fernsehge­
sellschaft CNN unter Beru­
fung auf Quellen im Weißen 
Haus jedoch, daß die Militär­
maschine bis auf 120 km an 
das koreanische Flugzeug her­
angekommen sei.“ Der Köl­
ner-Stadt-Anzeiger zitiert dar­
aufhin den sowjetischen Luft­
abwehrchef Romanow, daß 
„US-Luftwaffen- und -Mari­
neflugzeuge allein im Bereich 
der Kurilen-Inseln neunmal in

diesem Jahr sowjetischen 
Luftraum verletzt“ haben, 
,,Weitere Zwischenfälle dieser 
Art soll es über der Bering- 
Straße gegeben haben“. Das 
US-Magazin „Time“ weiß so­
gar von 900 Grenzprovokatio­
nen der USA in der letzten Zeit 
zu berichten. Sollten diese 
Grenzprovokationen jetzt 
durch einen zweistündigen 
Flug des Jumbo über die 
„hochgeheimen militärischen 
Anlagen der Sowjets auf Sa­
chalin“ (Tageszeitung) ausge­
weitet werden, während die 
RC-135 den Flug beobachtet?

5. Das US-Blatt „ Wall Street 
Journal“ warnt am 6.9.: „Die 
Bemühungen des Präsidenten, 
die weltweite Empörung in 
Aktionen zu verwandeln, 
könnten durch die verspäteten 
Enthüllungen vom Wochenen­
de . .. kompliziert werden.“

Seine Empfehlung an Rea­
gan: „Zurück zum Normalzu^f 
stand“. Immerhin habe der Prä- . 
sident einige Erfolge vorzuwei­
sen: „Seine Schwierigkeiten, 
für die Abstimmung im Reprä­
sentantenhaus im Herbst genü­
gend Stimmen für die MX-Ra- 
keten zu bekommen, sind 
ziemlich sicher geringer gewor­
den. Diejenigen, die gegen sei­
ne Stationierung neuer US-Nu- 
klearraketen in Europa im 
Herbst sind, sind unterlaufen. 
Und die Waffenkontrollver­
handlungen beginnen heute 
wie geplant in Genf und unter­
streichen so Reagans Versiche- 

i rung, daß er den Frieden nicht 
behindert.“ Auch die west­
deutschen Imperialisten versu­
chen, jetzt die Ernte der Hetz- 

I kampagne einzufahren. Das 
Handelsblatt zitiert Helmut 
Kohl von der CDU-Bundes; 
Vorstandstagung am 5.9.: Di/ 
ser sowjetischen Politik müsse 
Einhalt geboten werden. Die 
Sowjetunion bedrohe den Frie­
den. Weiter das Handelsblatt: 
„CDU-Generalsekretär Hei­
ner Geißler forderte vor dem 
Bundesvorstand der CDU die 
sogenannte Friedensbewegung 
auf, sich eindeutig von dem 
„brutalen Anschlag“ der So­
wjetunion auf die selbstver­
ständlichsten Regeln des Völ­
kerrechts zu distanzieren. Die 
Reaktion weiter Teile dieser 
Bewegung auf den kriegeri­
schen Akt der Sowjetunion sei 
bezeichnend und entlarvend 
zugleich.“ Der „Kölner Stadt- 
Anzeiger“ berichtet von der 
Forderung der FDP-Bundes- 
vorstandstagung: „Die UdSSR 
habe jetzt eine ,Bringschuld‘ 

• an Wiederherstellung von Ver­
trauen, damit die Verhandlun- 

i gen in Genf . . . zum Erfolg 
1 I führten.“



A Ibrecht- Thesen
,,Senkung der Arbeitskosten“ durch 
Umverteilung der Versicherungslasten
Die vom niedersächsischen Minister­
präsidenten Ernst Albrecht im Auftrag 
des CDU-Präsidiums vorgelegten 
,,Thesen zum Problem der Arbeitslo­
sigkeit“ stießen auf beträchtliche öf­
fentliche Kritik. Aber trotz des Getöses 
aus den CDU-Sozialausschüssen bis 
hin zum SPD-Vorstand von wegen 
,,unsozial“ - selbst Kohl soll Einwän­
de geäußert haben - blieben die Be­
weggründe der Albrecht-Thesen fast 
ohne Erörterung. Sie lauten: „Die Ar­
beitskosten müssen real gesenkt wer­
den. Dies ist zweifellos eine politisch 
höchst brisante Feststellung. Es wird 
deshalb sehr darauf ankommen, den 
richtigen Weg zu finden.“

Die Thesen Albrechts sind eine wei­
tere Vorbereitung der Regierung auf 
die kommenden Lohnbewegungen. 
Obwohl die Kapitalisten in den vergan­
genen Jahren den Lohn des einzelnen 
Lohnabhängigen wie die Lohnsumme 
insgesamt real bedeutend gesenkt ha­
ben und im vergangenen Jahr auch die 
übrigen „Masseneinkommen“ aus 
Renten und Unterstützungen erstmals 
durch die Haushaltsbeschlüsse real nied­
riger waren als 1981. (s. Tabelle), und 
obwohl all dies ohne schwere Kämpfe 
mit der Arbeiterbewegung möglich 
war, hält Albrecht weitere Lohnsen­
kungen für „politisch höchst brisant“.

Entwicklung der Einkommen der
Lohnabhängigen (in Preisen von 1982)

.'T-

Jahr
Onetto- 

lohn 
mll. DM

Lohn­
summe
Mrd. DM

Renten, 
Sozialh.
Mrd. DM

Massen­
ein k.
(3)+(4)

1970 452,2 151,2 603,4
1971 1757 476,7 160,5 637,3
1972 1824 495,4 172,8 668,2
1973 1840 505,7 180,4 686,0
1974 1892 514,0 194,4 708,4
1975 1905 503,2 228,5 731,7
1976 1914 504,0 233,9 737,8
1977 1943 513,5 241,6 755,2
1978 2020 539,7 248,7 788,4
1979 2065 561,4 252,4 813,8
1980 2065 568,8 255,6 824,4
1981 2036 557,9 259,0 817,1
1982 1982 534,2 257,9 792,1
Zur Berechnung: Der 0neilolohn ergibt sich aus der Netto- 
lohnsumme dividiert durch die Anzahl der abhängig Be­
schäftigten. ,,Masseneinkommen“ ist die Summe aus Net­
tolöhnen bzw. -gehältern und Renten, Pensionen, Sozial­
hilfen u.ä. Quellenhinweis: Monatsberichte Bundesbank, 
eigene Berechnung.

Albrecht dazu, wie weitere Lohnsen­
kungen ohne Streikkämpfe möglich 
seien: ,,Da die Lohnnebenkosten ein­
schließlich Fehlzeiten inzwischen 130% 
der Löhne ausmachen, empfiehlt es 
sich, hier anzusetzen.“ Nach der Fest-

Stellung, daß eine Beschränkung der 
Lohnfortzahlung und eine weitere 
,,Kostendämpfung“ im Gesundheits­
wesen zwar nötig seien, aber kaum zu 
wirklich drastischen Beitrags- und da­
mit Lohnkostensenkungen führen wer­
den, fährt Albrecht fort: ,,Es ist des­
halb unausweichlich, die Finanzierung 
des sozialen Netzes so umzustellen, 
daß sie, soweit es irgend geht, nicht 
mehr lohnbezogen ist. Die Erhebung 
von Krankenversicherungsbeiträgen 
der Rentner ist ein Schritt in die richti­
ge Richtung. In der nachindustriellen 
Gesellschaft, in der ein großer Teil des 
Sozialprodukts ohne Einsatz 
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Pläne der Reaktion: Die Kapitalisten, 
die die Arbeitskraft verschleißen und 
ruinieren, zahlen keine Versicherungs­
beiträge.

Handarbeit geschaffen wird, ist aber 
auch zu fragen, ob nicht ein Teil der 
Mehrwertsteuer hierfür einzusetzen ist. 
Die Mehrwertsteuererhöhung würde 
dann von einer Senkung der Beiträge 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber für 
die Arbeitslosenversicherung, Unfall­
versicherung und Krankenversicherung 
begleitet sein.“ Albrecht sprach an an­
derer Stelle von einer um sechs Prozent 
höheren Mehrwertsteuer, die zur 
Durchführung seines Modells nötig sei.

Die Folgen dieser Sorte Versiche­
rungsfinanzierung? Die Kapitalisten 
wären von jeder Versicherungsfinan­
zierung befreit, stattdessen stünden die 
Finanzen und damit die Leistungen der 
Sozialversicherungen im völligen Belie­
ben von Haushaltsbeschlüssen des Par­
laments. Die Arbeiter und Angestellen 
profitierten aber wenigstens durch ge­
ringere Abzugslast und höheren Netto­
lohn? Von wegen! Sollen die Versiche-

rungsleistungen auch nur annähernd 
im bisherigen Umfang bestehen blei­
ben, müssen die Lohnabhängigen über 
die erhöhte indirekte Steuer nicht nur 
die eigenen Beiträge aufbringen, son­
dern zusätzlich die bisher von den Ka­
pitalisten bezahlten! Und die Rentner, 
Arbeitslosen, Krankengeldbezieher, 
Sozialhilfeempfänger und alle, die bis­
her keine Versicherungsbeiträge zahlen 
mußten, werden zur weiteren Ein­
schränkung ihres Konsums gezwun­
gen, um mit höherer Mehrwertsteuer 
zur Staatsfinanzierung beizutragen.

Albrecht findet für diese vollständi­
ge Umverteilung der Versicherungsla­
sten bemerkenswerte Unterstützung. 
So lobte der stellvertretende Fraktions­
vorsitzende der SPD Wolfgang Roth, 
nachdem er die Albrecht-Thesen als 
,, frühkapitalistisch‘‘ bezeichnet hat: 
„Wirkliche Beachtung verdiene Al­
brechts Vorschlag, die Finanzierung 
des sozialen Netzes so umzustellen, 
daß sie nicht mehr lohnbezogen ist.“

Die Reaktion hat die Debatte um die 
Lohnabzüge mit der Absicht weiterer 
Lohnsenkungen eröffnet. Bei der Dis­
kussion über die Lohnbewegung wird 
das zu berücksichtigen sein.
Quellenhinweis: Handelsblatt, 28.8.-5.9.83 - (alk)

Fernverkehr
ÖTV bereitet Kampf­
maßnahmen vor

Mit dreistündigen Blockadeaktionen 
gegen zwei Lager der gewerkschaftsei­
genen Coop-Kette zwang die Gewerk­
schaft ÖTV die Coop-Leitung, neue 
Gespräche über ein Be- und Entlade­
verbot für Fernfahrer zu akzeptieren. 
Kurz zuvor hatte die ÖTV die Ver­
handlungen mit dem Bundesverband 
des Deutschen Güterfernverkehrs über 
einen neuen Manteltarifvertrag für 
rund 50000 Fernfahrer für ,,endgültig 
gescheitert“ erklärt.

Seit dem 31. Dezember 1982 ist der 
Manteltarifvertrag gekündigt. Die 
ÖTV fordert:

- zehn freie Tage im Monat. In der 
Regel sind die Fernfahrer von Sonntag­
abend bis Samstagnachmittag unter­
wegs;

- 30% Zuschlag für Nachtarbeit. 
Fernfahrer bekommen bisher keine 
Nachtarbeitszuschläge;

- Be- und Entladeverbot. Diese oft 
mehrstündigen Arbeiten bewirken 
Kreuzschmerzen, totale Erschöpfung, 
steigende Unfallzahlen;

- Begrenzung der monatlichen 
Höchstarbeitszeit auf 210 Stunden und 
der wöchentlichen Höchstarbeitszeit 
von 57 auf 50 Stunden;

- fünf Tage Zusatzurlaub;
- höhere Spesen. Viele Fernfahrer 

I sind gezwungen, unterwegs in den 
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schmalen Schlafkojen „auszuruhen“, 
weil die Spesen für‘s Hotel nicht rei­
chen.

Der Kapitalistenverband hat die 
Manteltarifverhandlungen von Anfang 
an verzögert. Schon vor der Kündi­
gung des Vertrags hatten die Kapitali­
sten eine Kampagne für die tarifliche 
und gesetzliche Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen der Fernfahrer ins 
Leben gerufen. So sollten nach einem 
,, Vorschlag“ der Zentralarbeitsge­
meinschaft des Straßenverkehrsgewer­
bes die hochstzulässige Lenkzeit in ei­
ner Schicht von 8 auf 9 Stunden hoch­
gesetzt, die Pause nach der ersten 
Lenkzeit verkürzt und die Ruhezeiten 
zwischen zwei Schichten auf 7 Stunden 
bzw. unterwegs sogar nur 6 Stunden 
verkürzt werden. Damit wollten die 
Kapitalisten Zustände legalisieren, die 
für viele Fernfahrer gang und gäbe 
sind. Untereinander in einen harten 
Konkurrenzkampf auf Leben und Tod 
verstrickt, zwingen viele Spediteure die 
Fahrer unter Androhung von Entlas­
sungen und dergleichen dazu, mehr

Viele Unfälle sind durch Übermüdung 
der Fahrer verursacht.

oder weniger regelmäßig die täglichen 
Lenkzeiten zu überschreiten, die Ta­
gesruhezeiten nicht einzuhalten und 
die Lenkzeitunterbrechungen nicht wie 
vorgeschrieben einzulegen. Das ,,Risi­
ko“ trägt voll und ganz der Fahrer, 
nicht nur durch Raubbau an seiner Ge­
sundheit - viele Fernfahrer werden 
z.B. durch Wirbelsäulenschäden be­
rufsunfähig -, sondern er ist es auch, 
der bei Verletzung der Vorschriften 
strafverfolgt wird.

In den Verhandlungen haben die Ka­
pitalisten die Forderungen der ÖTV 
kategorisch zurückgewiesen und statt­
dessen die Heraufsetzung der Höchst­
schichtzeit von 12 auf 15 Stunden zwei­
mal wöchentlich verlangt. Auch ein Ul­
timatum der ÖTV, befristet auf den 
19. August, beeindruckte sie nicht. 
Quellenhinweis: ÖTV-Magazin 8/83; ÖTV-Verkehrsre- 
pori, verseh. Ausgaben 1982 und 1983; Neue Presse, 
6.9.83 (scc)

A ntikriegstag
Annäherung zwischen Gewerkschafts­
bewegung und Grün-Alternativen
An den über 200 gewerkschaftlichen 
Demonstrationen, Kundgebungen und 
Veranstaltungen zum Anti-Kriegstag 
beteiligten sich insgesamt deutlich 
mehr als im vergangenen Jahr. Der 
zentrale Aufruf des DGB enthielt zwar 
keinerlei Anhaltspunkte zur Kritik an 
der Bundesregierung und noch nicht 
einmal die Forderung, daß unter kei­
nen Umständen neue Mittelstreckenra­
keten in der BRD aufgestellt werden. 
Trotzdem konnten sich an vielen Orten 
der DGB auf der einen Seite und Frie­
densbewegung und Grüne auf der an­
deren Seite soweit einigen, daß die Sta­
tionierung auch dann abgelehnt wird, 
wenn die Verhandlungen in Genf 
scheitern, so daß auf einer ganzen Rei­
he von Kundgebungen Reden sowohl 
von Vertretern des DGB als auch von 
Vertretern von Friedensinitiativen ge­
halten wurden. Dies kam der Absicht 
vieler entgegen, die gegenüber der 
Bundesregierung unmißverständlich ei­
ne Ablehnung der Stationierungspläne 
demonstrieren wollten.

Die SPD, die ohnehin davon ausge­
hen konnte, daß nicht wenige ihrer 
Mitglieder sich an den Aktionen betei­
ligen würden, hat die Gelegenheit ge­
nutzt, um sich als der bessere Verwal­
ter der deutschen Interessen anzubie­
ten. Zum ersten Mal seit langem hat sie 
mit einem eigenen zentralen Aufruf zur 
Teilnahme an gewerkschaftlichen De­
monstrationen und Kundgebungen 
zum Anti-Kriegstag aufgerufen: 
„Noch besteht eine Chance in Genf, 
daß die Großmächte rüstungsbegren­
zende Verträge schließen, statt weiter­

Von den meisten Antikriegstags-Demonstrationen werden steigende Teilnehmer­
zahlen gemeldet. Bild: Karlsruhe, 1000 Teilnehmer

zurüsten. Die deutschen Arbeitnehmer 
drängen die Bundesregierung, im deut­
schen Interesse ihren Einfluß auf beide 
Großmächte zu nutzen, damit diese zu 
einem positiven Ergebnis kommen.“

So ist eine Einigung gegen die Pläne 
der CDU/CSU nicht möglich und auch 
gar nicht beabsichtigt. An solchen Or­
ten, wo die Kundgebungsredner oder 
größere Teile der Demonstranten nicht 
zu Angriffen auf die Bundesregierung 
übergingen, verliefen die Demonstra­
tionen trotz der größeren Zahl der 
Teilnehmer kraftlos.

Trotzdem deutet einiges darauf hin, 
daß sich die Meinungsbildung in den , 
Gewerkschaften gegen die Expansions- { 
pläne der Bundesregierung entwickelt. 
Auf der Kundgebung in Bonn sprach 
Christian Götz, Hauptvorstandsmit­
glied der HBV, der Bundesregierung 
das Mandat für die Stationierung neu­
er Atomraketen ab. Kurt van Haaren, 
Vorsitzender der DPG, trat in Olden­
burg „für einen Verzicht der NATO 
auf die Stationierung neuer amerikani­
scher Mittelstreckenraketen als einsei­
tige Vorleistung des Westens“ ein. 
Leonhard Mahlein, Vorsitzender der 
IG Druck und Papier, kritisierte in Gü­
tersloh, daß „in der Bundesrepublik 
mit der Bedrohungslüge, der angebli­
chen Gefahr aus dem Osten, die Trom­
mel der Angst gerührt wird“. Der 
Augsburger DGB-Kreisvorsitzende 
Schneider warnte davor, „wie damals 
auf die gleichen Lügen von der angebli­
chen Verteidigung“ hereinzufallen. In 
Westberlin ging die Rede eines ameri­
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kanischen Gewerkschafters in lautstar- | 
kem Protest unter, als er Westberlin als 
Oase der Freiheit inmitten eines Gebie­
tes der Unterdrückung bezeichnete. 
Der sowjetische Gewerkschaftsvertre­
ter, der die sowjetische Haltung erläu­
terte, erhielt dagegen starken Beifall.

Nicht wenige Kundgebungsteilneh­
mer griffen die Finanzierung des Rü­
stungshaushaltes auf Kosten des So­
zialhaushaltes an.

Dort, wo die Forderung nach Volks­
entscheid oder Volksbefragung erho­
ben wurde, trug sic zur Einigung der 
Demonstranten und Kundgebungsteil­
nehmer bei. In Bremen forderte der 
Vorsitzende des Kreisjugendausschus­
ses einen Volksentscheid gegen die Sta­
tionierung und erhielt starke Unter­
stützung dafür. Der Redner des Göt­
tinger Friedensbündnisses befürworte­
te auf der Kundgebung des DGB eine 
Volksbefragung und Steinkühlers Vor- 
schlag nach Warnstreiks. In Goslar 

? wurde ein Vortrag von Gewerkschafts­
beschlüssen gegen die „Nachrüstung“ 
und für Volksbefragung mit Beifall be­
grüßt.

Als auf der Veranstaltung des DGB 
in Essen sich der stellvertretende Frak­
tionsvorsitzende der SPD-Bundestags­
fraktion Ehmke gegen einseitige Abrü­
stung aussprach, weil so die Verhand­
lungspositionen des Westens in den 
Abrüstungsverhandlungen geschwächt 
würden, hatte er nach Zwischenrufen 
für ein Volksbegehren gegen die Mit­
telstreckenraketen einen großen Teil 
des Saales gegen sich. In München 
mußte der Hauptredner der Kundge­
bung Rudi Schöfberger, Bundestags­
abgeordneter der SPD, die Beantra­
gung einer Volksbefragung unterstüt­
zen, nachdem ihm eine entsprechende 
Unterschriftenliste überreicht wurde.
Qucllcnhinwcis: Eigene Berichte; UZ, 3.9.; 1AZ 2.9.1983 
- (clm)

Hamburg: 13000 Teilnehmer. Im Vor­
jahr hatten 5 000 teilgenommen

Krankenstand
Physische Belastung 
wird unerträglich

Die Herabdrückung des Krankenstan­
des durch die Kapitalisten und öffentli­
chen Dienstherren während der letzten 
zwei Jahre stellt sich in den Branchen 
unterschiedlich dar. Wir stellen an­
hand der Statistik der Betriebskran­
kenkassen fest, daß in einigen Fällen 
die Grenzen erreicht sind.

Während im Hüttenwesen, wo mehr 
Männer beschäftigt sind, auch ihr 
Krankenstand jeweils höher lag und sie 
auch der Druck, trotz Krankheit zu ar­
beiten, stärker getroffen hat als die 
Frauen, stellt sich in der Metallverar­
beitung, wo insgesamt mehr Frauenar­
beit angewendet wird, die Lage anders 
dar. Während 1981 der Krankenstand 
der Frauen um rund ein halbes Prozent 
über dem der Männer lag, ist er im Ju-

Frauenarbeit in der Automobilindu­
strie

ni 1983 bei beiden gedrückt, ist bei den 
Frauen immer noch höher, aber der 
Abstand ist geschrumpft, Auswirkung 
der besonderen Druckverhältnisse in 
den Leichtlohngruppen für Frauen.

Aufmerksamkeit verdienen die Fäl­
le, in denen der Krankenstand der bei­
den Gruppen 1982 scharf gesenkt wur­
de, eine weitere Senkung gegenüber 
den Männern bis Juni 1983 durchge­
setzt wurde, jedoch der Krankenstand 
der Frauen wieder angestiegen ist. Die­
se Entwicklung ist extrem bei Opel 
Rüsselsheim und AEG Telefunken 
Nürnberg, also in Betrieben, die be­
kanntlich die Belegschaften unter be­
sonderen Druck setzten durch Kurzar­
beit, Entlassungen und Werksstillegun­
gen im Rahmen des Konzerns. Da hier 
keineswegs eine Lockerung eingetreten 
ist, gibt es nur einen Schluß, daß näm­
lich die Grenzen der physischen Belast­

barkeit überschritten sind, daß die 
Frauen trotz Entlassungsdrohung nicht 
mehr in der Lage sind, trotz Krankheit 
zur Arbeit zu kommen, sondern nack­
ter rascher Verschleiß ihrer Arbeits­
kraft an der Tagesordnung ist, der 
demnächst auch die Männer erfassen 
soll.

Diese These wird gestützt durch die 
Gesamtentwicklung in solchen Bran­
chen, in denen traditionell der Anteil 
der Frauenarbeit hoch ist, die Tarife 
jedoch besonders schlecht sind. Wie­
deranstieg des Krankenstandes der 
Frauen fand nach einer Senkung im 
Jahre 1982 (zugleich mit dem der Män­
ner) im folgenden Jahr in einem Viertel 
der erfaßten Branchen statt, nämlich 
im Leder-, Textil- und Bekleidungsge­
werbe, im Baugewerbe (wo aber die 
Datenlage wegen nur drei erfaßter Be­
triebe zu unsicher ist) und im Nah- 
rungs- und Genußmittelgewerbe. Be­
sondere Schinder nehmen hier eine 
Spitzenposition in der Vernichtung der 
Arbeitsfähigkeit ein. In der Textilindu­
strie sind das die Augsburger Kamm­
garnfabrik und Zell-Schönau, in der 
Nahrungsmittelindustrie die Kapitali­
sten der Schokoladenfabriken Stoll- 
werk und Suchard sowie Albrechts 
Knochenmühle Bahlsen.

Die Auswirkungen der Kapitalisten­
kampagne ,,Frauen in Männerberufe“ 
illustriert bei den öffentlichen Ver­
kehrsbetrieben die Hamburger Hoch­
bahn, die einer der ersten Betriebe war, 
die weibliche Fahrer verwendeten. 
1981 betrug der Krankenstand bei den 
Männern 7,88%, bei den Frauen 
12,63%, 1982 7,60% bzw. 13,75, im 
Juni 1983 6,15% bzw. 9,64%.
Quellenhinweis: Krankenstand Durchschnitt ‘81, ‘82, Juni 
‘83, hrsg. vom Bundesverband der Betriebskrankenkas­
sen, Essen - (anl)

A usbildungsplätze
„Bild“ testet
„Flexibilität“

Zuversichtlich ist Bundesbildungsmini­
sterin Wilms, „daß die dem Bundes­
kanzler von den Spitzenorganisationen 
der Wirtschaft zugesagten 30000 zu­
sätzlichen Ausbildungsplätze in diesem 
Jahr zur Verfügung stehen“. Getestet 
hatten diese Spitzen der Gesellschaft 
unter der Schirmherrschaft von Kanz­
ler Kohl in einer Kampagne der „Bild“- 
Zeitung „Jedem eine Lehrstelle“, wie 
weit Jugendliche bereit sind, Lehrstel­
len auch zu schlechten Bedingungen 
anzunehmen. Nach den von der Regie­
rung beschlossenen Verschlechterun­
gen des Jugendarbeitsschutzes brachte 
„Bild“ etliche Hundert Lehrlinge un­
ter, vorrangig im Bäcker- und Kondi­
torei- sowie im Gaststättengewerbe, 
weiter im Einzelhandel und bei Versi- 

’ cherungen. Die Stellen sind z.T. ver­
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bunden mit Abzügen für Kost und Lo­
gis, weiten Anfahrtswegen u. dgl. „Die 
Jugendlichen sind flexibler, realisti­
scher und rationaler als viele Kritiker 
erwarten“, freut sich Frau Wilms. Die­
se Appelle hatten an Brutalität nichts 
zu wünschen übriggelassen. Bundesar­
beitsminister Blüm trug die Wünsche 
der Kapitalisten in „Bild“ kaltschnäu­
zig vor: „Lieber Leser, jeder muß jetzt 
über den eigenen Schatten springen. 
Die Unternehmer müssen noch einmal 
zulegen . . . Aber die Jungen und Mäd­
chen müssen auch die Ärmel hoch­
krempeln ... Ist der Ausbildungsplatz 
nicht vor der Haustür, dann sucht ihn 
an einem anderen Ort ... Laßt die 
Nörgelei! Besserwisser haben wir ge­
nug. Jetzt ist Zeit für Bessermacher.“ 
Jugendlichen, die versuchen, sich we­
nigstens eine minimale Auswahl offen­
zuhalten durch Zusage an mehr als ei­
ner Stelle, drohte er bereits im Fernse­
hen, dies sei „Kameradendiebstahl“.

Zum Zulegen sind die Kapitalisten

Politische Reaktion
Asylrechtspraxis — oder wie sich 
die BRD politischer Gegner entledigt
Der Tod Cemal Kemal Altuns hat die 
westdeutsche Asylrechts- und Abschie­
bungspraxis ans Licht gezerrt, eine 
Praxis, die die Öffentlichkeit im allge­
meinen nur ungern zur Kenntnis 
nimmt, die sie nun jedoch zur Kenntnis 
zu nehmen gezwungen ist. Er hat auf­
gedeckt, was weithin unbeachtet war: 
daß das Asylrecht in der BRD weitge­
hend liquidiert ist und daß selbst die 
Anerkennung eines Asylbewerbers als 
politisch Verfolgter vor der Ausliefe­
rung an seine Verfolger nicht schützt. 
- Die persönlichen Hintergründe des 
Todes von Cemal Kemal Altun sind in 
der Presse einigermaßen ausführlich 
dargestellt worden. Wir können uns 
deshalb auf einige allgemeine Gesichts­
punkte konzentrieren.

Wie bekannt wurde, hatte Bundesin­
nenminister Zimmermann in einem 
Brief vom 21. Juli 1983 an Justizmini­
ster Engelhard verlangt, den Bewilli­
gungsbescheid der Bundesregierung 
für die Auslieferung Altuns vom 
21.2.83 „für vollziehbar zu erklären, 
damit die Auslieferung unverzüglich 
durchgeführt werden kann“. An die­
sem Tag, dem 21. Juli, war Zimmer­
mann von einem Besuch in der Türkei 
zurückgekehrt, im Gepäck 180 neue 
Auslieferungsanträge der türkischen 
Militärjunta. Mit dem Innenminister 
der Junta hatte er außerdem die zügige 
Behandlung von 135 früheren Auslie­
ferungsanträgen - darunter der gegen 
C.K. Altun — vereinbart, und die tür­
kische Presse zitiert Zimmermann mit 
folgender Ankündigung: „Linke und

bereit. Noch vor Abschluß der Ausbil­
dungsplatzstatistik zum Stichtag 30.9. 
1983 stoßen sie nach. Schnitker vom 
Zentralverband des Deutschen Hand­
werks verlangte, das Jugendarbeits­
schutzgesetz dürfe sich nicht als „Ge­
setz zum Schutz der Jugend vor Ar­
beit“ erweisen. Ein Lehrling müsse 
auch mal eine Stunde dranhängen dür­
fen, wenn das Ziel einer fundierten 
und qualifizierten Ausbildung dies er­
fordere. Nicht nur der Zwang zu Über­
stunden wird in Aussicht genommen. 
Hebbering vom Horten-Vorstand trieb 
zum Abbau der Gewerbeaufsicht. Die­
se gefährde geradezu Arbeitsplätze, 
weil sie ihm die Einrichtung von Fri­
seursalons ohne Blickkontakt nach 
draußen und ohne eigene Toiletten und 
Garderoben für deren Personal in den 
Kaufhäusern untersagt habe. Solche 
„Hürden“ müßten vom Gesetzgeber 
„schleunigst beseitigt“ werden.
Quellenhinweis: „Bild“, 22.8. bis 6.9. 1983; „Handels­
blatt“, 24.8., 5.9., 6.9. 1983 - (anl)

rechte Terroristen werden wir vom Bo­
den verschwinden lassen.“

In diesem Zusammenhang sei an die 
verschiedenen Verschärfungen des 
Asylrechts der letzten Jahre durch Ge­
setzesänderungen und Rechtspre­
chung, v.a. des Bundesverfassungsge­
richts, erinnert.

Erst 1982 hat das Bundesverfas­
sungsgericht endgültig mit der Auffas­
sung aufgeräumt, daß im Falle einer 
politischen „strafbaren Handlung“ 
immer auch politische Verfolgung vor­
liege. Damit wurde die „Verwirrung 
bei der Prüfung, ob die Auslieferung 

■■■

Der Kampf gegen die nationale Unterdrückung der Kurden und sein „nichtpoliti­
scher, krimineller Gehalt“ - Massenprozeß in Diyarbakir
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aus politischen Gründen unzulässig 
ist“, zugunsten der Auslieferung „ent­
wirrt“; denn es erscheine möglich, 
„daß bei der Beurteilung einer strafba­
ren Handlung der nichtpolitische, kri­
minelle Gehalt für sich genommen be­
trachtet wird“ (1). Zu deutsch: Wenn 
z.B. die türkische Militärjunta Verstö­
ße gegen das geltende türkische Recht, 
das jede politische Betätigung gegen 
die herrschende Ordnung unter Strafe 
stellt, verfolgt, dann handelt es sich da­
bei noch längst nicht um politische 
Verfolgung. (Sie „betrachtet“ eben 
nur den „nichtpolitischen, kriminellen 
Gehalt“ der rechtswidrigen politischen 
Betätigung.) Damit wurde drohende 
politische Verfolgung als Hinderungs­
grund für eine Auslieferung praktisch 
beseitigt.

In demselben Urteil von 1982 stellte 
das Bundesverfassungsgericht auch 
den Grundsatz auf, daß die Gerichte 
im Auslieferungsverfahren den Tatver­
dacht gegen den von Auslieferung Be- ~ 
drohten nicht nachzuprüfen brauchen, f 
Zu deutsch: Der Staat, der jemanden 
in seine Gewalt bekommen will, 
braucht nur irgendeinen „Tatver­
dacht“ geltend zu machen. In einem 
Urteil vom Februar dieses Jahres ließ 
das Bundesverfassungsgericht dann 
zwar einige „Ausnahmen“ von diesem 
Grundsatz zu, so bei Verdacht auf 
„Manipulation des Strafvorwurfs“ 
u.ä. Der Grund ist jedoch durchsich­
tig: Gerade die Türkei hatte in mehre­
ren Auslieferungsanträgen einen so of­
fensichtlich unhaltbaren „Tatver­
dacht“ geäußert, daß die Auslieferung 
die politische Komplizenschaft über­
deutlich hätte zutage treten lassen. Das 
Urteil bewirkt somit, daß die Türkei 
nun bei der Formulierung des „Straf­
vorwurfs“ größere Sorgfalt zeigt.

Im August 1982 dann wurde ins 
Asylverfahrensgesetz (§18) aufgenom-
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men, daß die Asylentscheidung für ein 
Auslieferungsverfahren nicht bindend 
ist; d.h. selbst wer als Asylberechtigter, 
d.h. politisch Verfolgter, anerkannt 
worden ist oder über wessen Anerken­
nung noch nicht entschieden ist, kann 
ausgeliefert werden.

Diese Bestimmung ist zwar nicht 
neu, sondern war bis dahin schon im 
Ausländergesetz (§45) enthalten. Doch 
sie war umstritten. Das Bundesverfas­
sungsgericht hat sie deshalb in den letz­
ten Jahren gegen entgegengesetzte For­
derungen mehrfach bekräftigt, so im 
Mai 1982 und im April 1983, und auch 
die Aufnahme ins Asylverfahrensge­
setz scheint nicht bedeutungslos.

Denn: C.K. Altun war vom ,,Bun­
desamt für Anerkennung ausländi­
scher Flüchtlinge“ als Asylberechtigter 
bereits anerkannt — der dem Bundes­
innenministerium unterstellte Bundes­
beauftragte für Asylangelegenheiten 
legte dagegen Beschwerde ein, deshalb 
der Anerkennungsprozeß im August 
1983 — , als die westdeutschen Behör­

Warum starb
Cemal Kemal Altun?
Nicht, weil der dem Innenministeri­
um unterstellte Bundesbeauftragte 
für Asylangelegenheiten gegen seine 
Anerkennung als Asylberechtigter 
Beschwerde einlegte. Nicht, weil 
westdeutsche Behörden die türkische 
Militärjunta zu einem Auslieferungs­
antrag geradezu aufforderten, das 
dann auch prompt eintraf. Nicht, 
weil der 4. Senat des Berliner Kam­
mergerichts unter Vorsitz von Rich­
ter Meyer die Auslieferung verfügte, 
ohne Altun auch nur anzuhören. 
Nicht, weil Bundesinnenminister 
Zimmermann im Interesse einer ,,gu­
ten Zusammenarbeit mit der Türkei 
auf polizeilichem Gebiet“ auf unver­
zügliche Auslieferung drängte. 
Nicht, weil Justizminister Engelhard 
und sein Staatssekretär Kinkel in ei­
nem elfseitigen Schreiben Bundesau­
ßenminister Genscher ,»förmlich“ er­
suchten, dem Vollzug der Ausliefe­
rung zuzustimmen. Nicht, weil Bun­
desaußenminister Genscher für bis­
her 28 Auslieferungen an die türki­
sche Junta verantwortlich zeichnet. 
Nicht, weil Altun seit über 13 Mona­
ten in Auslieferungshaft gehalten 
wurde, unter dem Druck einer täglich 
möglichen Auslieferung. Nicht also, 
weil den 23jährigen Altun Folter, Ge­
fängnis, qualvoller Tod unausweich­
lich erwarteten, ein Schicksal, dem er 
den kurzen, schmerzlosen Tod vor­
zog.

Nein, nach Meinung von Staatsse­
kretär Kinkel aus dem Justizministe­

den sich bei der türkischen Militärjun­
ta nach einer möglichen Anklage gegen 
ihn ,»erkundigten“ und einen türki­
schen Auslieferungsantrag direkt pro­
vozierten. Ein Einzelfall? Zynisch er­
klärt die Bundesregierung am 11.8. in 
ihrer Antwort auf eine Kleine Anfrage 
der SPD-Fraktion (,,Auslieferungsver­
kehr mit der Türkei“): ,,Asylbewerber 
behaupten in deutschen Asylverfahren 
häufig, wegen in ihrem Heimatstaat 
begangener Straftaten politisch ver­
folgt zu werden. Um diese Behauptun­
gen im Hinblick auf die Asylberechti­
gung nachprüfen zu können, ist teil­
weise auch eine Nachfrage bei dem 
ausländischen Staat notwendig gewor­
den.“ Zu deutsch: Die Asylbewerber 
werden, allzumal wenn ihre politische 
Verfolgung nicht leicht bestritten wer­
den kann und sie also nicht sowieso 
einfach abgeschoben werden können, 
der türkischen Militärjunta ,,angebo­
ten“, damit sie einen Auslieferungsan­
trag stelle.

Seit 1980, als die damals soziallibera­
le Bundesregierung und der Bundestag 

rium starb Altun ,»vermutlich an den 
Folgen eines Haftkollers“ (Kölner 
Stadtanzeiger, 1.9.). Andere Spre­
cher der Bundesregierung oder auch 
der SPD, in deren Regierungszeit Al­
tun der türkischen Militärjunta zur 
Auslieferung angeboten wurde, spre­
chen von einem ,,menschlich schwie­
rigen Fall“ oder einer ,»Verzweif­
lungstat“ - so, als lägen die Ursa­
chen für den Tod Altuns bei dem In­
dividuum Altun und nicht in der 
Asylrechtspraxis der BRD, die die zu 
verantworten haben, die jetzt sich 
,,bestürzt“ zeigen.

Da ist die Rede davon, daß das 
Verwaltungsgericht, vor dem Altun 
stand, deutlich habe erkennen lassen, 
daß es seine Asylberechtigung aner­
kennen werde. Nur, das hätte die 
Auslieferung nicht verhindert, denn 
die Auslieferung war rechtskräftig 
entschieden und bleibt laut Gesetz 
vom Asylanerkennungsverfahren un­
berührt. Da ist auch die Rede davon, 
daß Genscher ,,Bedenken“ gegen die 
Auslieferung gezeigt habe. Nur, er 
hat eben keine Zusage für Nicht-Aus­
lieferung gegeben, und in den Fällen, 
in denen er bisher schon ausgeliefert 
hat, ist von ,,Bedenken“ nichts be­
kanntgeworden.

Und selbst wenn die Bundesregie­
rung, wie sie jetzt andeutet, wirklich 
eine ,,Ausnahme Altun“ gemacht 
hätte - würde sie das etwa hindern, 
Hunderte und Tausende anderer An­
tifaschisten ganz rechtsstaatlich aus 
dem Wege zu räumen? Die, die wirk­
lich um Altun trauern, stehen nun 
vor der Aufgabe, das zu verhindern. 

das ,,Asylantenproblem“ konzentiert 
angingen, ist die Zahl der Asylanträge 
von 107818 auf 8029im 1. Hj. 1983 ge­
fallen. 1980 stellten 57900 Staatsbürger 
der Türkei einen Asylantrag in der 
BRD, im 1. Hj. 1983 noch ganze 753. 
Allein in diesen Zahlen ist sichtbar, ge­
gen wen sich die Maßnahmen zur Ver­
schärfung der Asylpraxis, die hier gar 
nicht alle aufgezählt werden können, 
hauptsächlich richten: gegen politisch 
verfolgte Antifaschisten und Revolu­
tionäre, vor allem aus der Türkei, de­
nen die BRD in einer ungekannten 
Zahl das Asyl verweigert oder die Asyl­
bewerbung von vornherein verunmög­
licht. 28 Verfolgte sind seit dem Mili­
tärputsch im September 1980 an die 
Junta ausgeliefert worden, 15 von ih­
nen hatten laut Auskunft der Bundes­
regierung Antrag auf Asyl gestellt. Da­
mit ist die Größenordnung, um die es 
der westdeutschen Reaktion geht bei 
all ihren Maßnahmen gegen das Asyl­
recht, nicht annähernd beziffert: In­
nenminister Zimmermann einigte sich 
mit seinem türkischen Amtskollegen 
auf die Zahl von rund 60000 ,,Radika­
len“ in der BRD, die er „vom Boden 
verschwinden lassen“ wolle - wohin, 
darüber ist nach allem kein Zweifel 
möglich.
(1) G. Zöbeley, Die neuere Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichts zum Auslieferungsrecht, in NJW 
31/83; weitere Quellenhinweise: Rechtsprechung des Bun­
desverfassungsgericht, verschiedene Urteile zum Ausliefe­
rungsverfahren, in NJW 31/93; Antwort der Bundesregie­
rung auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD „Aus­
künfte des Auswärtigen Amtes in Asylverfahren - Aus­
lieferungsverkehr mit der Türkei“, Drucksache 10/297 v. 
11.8.83; verseh. Tageszeitungen vom 31.8.-2.8.; lürkei 
infodienst v. 1.8.83 - (scc)

Türkei
Drei Parteien zur Wahl 
zugelassen

Am 24. August 1983 war die Frist zur 
Bildung neuer Parteien, die bei den 
Parlamentswahlen am 6. November 
kandidieren sollen, abgelaufen. Die 
Militärjunta hat nun drei Parteien zu­
gelassen. Alle anderen Parteien sind 
entweder verboten, oder ihre Grün­
dungsmitglieder wurden, wie bei der 
sozialdemokratischen SODEP, von 
der Militärjunta nicht akzeptiert.

Zur Wahl stellen wird sich die reak­
tionäre ,,Nationalistische Demokratie- 
Partei“, die MDP, unter Führung des 
pensionierten Generals Sunalp. Auf 
der Liste der Partei wird auch, wie in­
zwischen bekannt wurde, der amtie­
rende Ministerpräsident Bülend Ulusu 
als unabhängiger Kandidat erscheinen. 
Die Rolle der Oppositionspartei ist der 
,,Volkspartei“, der HP, mit dem frü­
heren Staatssekretär im Ministerpräsi­
dentenamt der Militärjunta an der 
Spitze zugedacht. Außerdem wird die 
AnaP, die ,,Mutterland-Partei“, unter
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Özal, der der direkte Mann des auslän­
dischen Kapitals in der Türkei ist und 
der die IWF-Direktiven in der Türkei 
durchsetzte und stellvertretender Mini­
sterpräsident bis zum letzten Jahr war, 
kandidieren.

Die BRD-Imperialisten rechnen al­
lerdings noch damit, daß Juntachef 
Evren eine Reihe von Özal‘s Kandida­
ten vor der Wahl mit einem Veto bele­
gen wird, damit die Partei nur mit we­
nigen Abgeordneten in der National­
versammlung vertreten sein kann. Sie 
halten das nicht für klug, sind aber so­
weit mit der Entwicklung in der Türkei 
zufrieden, weil die Öffnung der türki­
schen und auch der arabischen Märkte 
über die Türkei für das BRD-Kapital 
nach und nach durchgesetzt wird. Ge­
rade im Juli hat Ministerpräsident Ulu- 
su an der Grundsteinlegung für das 
LKW-Werk von MAN teilgenommen 
und anläßlich dieses Ereignisses er­
klärt, daß die Türkei entschlossen sei, 
bei ihrer Industrialisierung die inländi­
sche und ausländische Privatinitiative 
maximal auszunutzen. Die BRD-lmpe- 
rialisten sind entschlossen, diesen Kurs 
in der Türkei weiterzuverfolgen. Das 
,,Handelsblatt“ erklärte anläßlich der 
nur drei zur Parlamentswahl zugelasse­
nen Parteien, daß ja schließlich Demi­
rel, Regierungschef zur Zeit des Mili­
tärputsches, und Ecevit, sozialdemo­
kratischer Regierungschef vor Demi­
rel, die demokratische Ordnung des 
Landes heruntergewirtschaftet hätten 
und die Militärregierung schließlich 
nur eine passende Antwort darauf ge­
geben habe.

Sorgen macht sich die BRD-Bour- 
geoisie um die Türkei nur insoweit, als 
„die in den Polizeigefängnissen auftre­
tenden Menschenrechtsverletzungen“ 
die NATO als Wertegemeinschaft in 
der Weltöffentlichkeit bloßstellen 
könnten. Lieber sind ihnen da schon 
Gefängnisverhältnisse wie in der BRD 
mit Hochsicherheitstrakts etc. Und so 
ist auch der Bau des neuen Militärge­
fängnisses in Istanbul, gegen den sich 
der Streik der politischen Gefangenen 
im Juli gerichtet hat, mit seinen Einzel­
zellen auf BRD-Bourgeoisie-Ideen zu­
rückzuführen. Und Sorgen macht auch 
die Lage der christlichen Kirchen in der 
Türkei. Ingeborg Hoffmann, Bundes­
tagsabgeordnete der CDU, beschwert 
sich darüber, daß die christlichen Kir­
chen in der Türkei kein Eigentum er­
werben dürfen und verlangt, daß die 
Bundesregierung „gleiche Rechte für die 
deutschen und christlichen Minderheiten 
in der Türkei fordern“ soll und der 
Türkei die Einrichtung der gewünsch­
ten „türkischen Stiftung für religiöse 
Angelegenheiten“ in der BRD nur ge­
statten soll, wenn diese Forderungen 
durchgesetzt sind.
Queilenhinweis: Pressedienst der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion v. 5.5.83; HB v. 29.8.83; FAZ v. 25.8.83; türkei 
infodienst Nr. 63 v. 29.8.83 - (eve)

Brasilien
Umschuldung fällig - 
BRD auf Pfänderjagd

Als Brasilien Ende August die Zins- 
und Kreditrückzahlungen auf auslän­
dische staatlich verbürgte Kredite ein­
stellte und damit die Umschuldung ein­
leitete — es geht um einen Betrag von 
insgesamt 92 Mrd. Dollar — sprach 
sich Finanzminister Stoltenberg schein­
heilig gegen eine harte Linie der Gläu­
bigerländer gegenüber Brasilien aus. 
Die Umschuldungsverhandlungen soll­
ten „zu einem guten Ende“ geführt 
werden, ein „Erfolg sei im Interesse 
der Gläubigerländer und der Banken“.

VW-Werk in Brasilien. Den Weg zur verschärften Ausbeutung hat die brasilianische 
Regierung geöffnet. Die Kapitalisten können in betrieblichen Vereinbarungen die In­
flationsanpassung der Löhne, die die Regierung auf Druck des IWF schon um 20% 
gesenkt hatte, noch weiter herabdrücken.
Die westdeutschen Banken hatten Mit­
te 1983 7,5 Mrd. DM Kredite an Brasi­
lien vergeben, hinzukommen weitere 
500 Mio. DM an Krediten von Firmen, 
sowie Kredite der Bundesregierung und 
der Bundesbank, deren Höhe nicht be­
kannt ist. Welchen Erfolg und welches 
gute Ende haben die westdeutschen 
Imperialisten im Sinn?

Zum einen wollen sie eine völlige 
Zahlungsunfähigkeit Brasiliens verhin­
dern, um den brasilianischen Markt of­
fenzuhalten und dort weiterhin im 
mindest gleichen Umfang wie bisher 
ihre Waren zu verkaufen. Brasilien 
hatte in den beiden letzten Jahren, um 
die weitere Verschuldung einzugren­
zen, den Import drastisch gesenkt. In 
den ersten vier Monaten dieses Jahres 
sanken die Importe im Verhältnis zum 
Vorjahreszeitraum um 20%. Die Ver­
gabe von Krediten wollen die BRD-Im- 
perialisten daran binden, daß Brasilien 
für die Kredite bei den Kreditgebern 
einkauft und bei keinem sonst.

Zum anderen wollen die Imperiali­
sten als Sicherheit für die Kredite Pfän­
der in die Hand bekommen. Die 
Kohl/Genscher-Reierung hatte schon 
Anfang des Jahres dargelegt: Weitere 

Kredite bei Umschuldungsverhandlun­
gen sollten nur zugestanden werden, 
wenn dafür „Sicherheiten“ gegeben 
würden. Solche Art Pfänder hat Brasi­
lien für die BRD-Imperialisten in Fül­
le. Es ist eines der rohstoffreichsten 
Länder. Eines der größten bekannten 
Eisenerzvorkommen der Welt liegt in 
Brasilien. Wichtige Rohstoffe lagern 
dort: Mangan, Kupfer, Nickel, Uran, 
Phosphat, Wolfram, Titan, Bauxit, 
Kohle, Erdöl.

Bisher hatten meistens staatliche Be­
triebe die Rohstoffe ausgebeutet. Aus­
ländischen Kapitalisten war es verbo­
ten, Kapital in Bergwerken anzulegen. 
Also hat der Internationale Währungs­
fonds (IWF) jetzt durchgesetzt, daß 
die Regierung in einer Absichtserklä­
rung, „Letter of Intent“, die Vorbe­

dingung jeder Aufnahme der eigentli­
chen Umschuldungsverhandlungen ist, 
die Privatisierung von staatlichen Be­
trieben zusichern mußte. Damit sind 
mögliche Pfänder freigegeben.

Auf die beschleunigte Privatisierung 
dieser brasilianischen Staatsbetriebe < 
und auf die Aufhebung des Bergbau­
verbotes für imperialistische Konzerne 
zielt auch die Auflage des IWF, die in­
terne Staatsverschuldung von jetzt 
17% des Bruttoinlandsproduktes auf 
7% abzubauen. Das hätte einschnei­
dende Wirkungen auf die Staatsbetrie­
be, deren Haushalte um 5% gekürzt 
werden sollen.

Mit dieser brasilianischen Zusage an 
den IWF ist der Weg für die eigentli­
chen Umschuldungsverhandlungen 
nun frei. Dabei gilt die Regel: Wer den 
größeren Anteil am Kredit hält, ver­
langt das größere Pfand. Der Krach 
geht jetzt darüber, daß Länder mit bis­
her geringerem Anteil an den Neukre­
diten - die westdeutschen Banken ver­
gaben in letzter Zeit etwa 7% aller neu­
en Kredite an Brasilien - für sich grö­
ßere Pfänder verlangen,
Queilenhinweis: Mitteilungen der Bundesstelle für Außen­
handelsinformationen, Weltwirtschaft zur Jahresmitte 
’83, Brasilien; FAZ 24.8.83; Handelsblatt 30.8.83 - (gba)
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Staatsschutz
Neue Vernichtungsgesetze gegen die politischen Gefangenen, 
die Staatsschutzbehörden weiten ihre Verfolgungen aus
Gleich zwei Gesetzentwürfe zur Ände­
rung des Haftrechts gegenüber politi­
schen Gefangenen hat die Bundesregie­
rung in den vergangenen Wochen auf 
den Weg gebracht. Der eine heißt 
,,Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Strafvollzugsgesetzes“ und bein­
haltet die Ankündigung an alle politi­
schen Gefangenen, daß die Bundes- 
und Länderregierungen sie im Falle ei­
nes künftigen Hungerstreiks gegen ihre 
Haftbedingungen kaltlächelnd ver­
recken lassen können. Zu diesem 
Zweck soll der § 101 des Strafvollzugs­
gesetzes („Zwangsmaßnahmen auf 
dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge“) 
wie folgt ergänzt werden: „Zur Durch- 
führung der Maßnahmen (gemeint ist 

J die Zwangsernährung Gefangener, d.
Verf.) ist die Vollzugsbehörde nicht 
verpflichtet, solange von einer freien 
Willensbestimmung des Gefangenen 
ausgegangen werden kann.“

Eben! Was ist, wenn ein politischer 
Gefangener, der teilweise seit sechs, 
sieben oder acht Jahren in Isolations­
haft gesperrt ist, dem jeder Kontakt zu 
anderen Gefangenen unterbunden ist, 
der immer wieder mit Briefbeschlag­
nahmungen, Zeitungssperren, Be­
suchsverboten, Zellenrazzien, stunden­
langen Verhören usw. gequält wurde, 
dem selbst der einstündige tägliche 
Hofgang mit anderen Gefangenen un­
tersagt wurde —, was ist, wenn solch 
ein Gefangener einen Hungerstreik ge­
gen seine Haftbedingungen beginnt? 
Nun, auf jeden Fall ist das künftig Er- 
gebnis „einer freien Willensbestim­
mung des Gefangenen“

Ergänzend dazu hat die Bundesre­
gierung die bisherige Vorschrift, wo­

nach Zwangsernährungen der Anord­
nung durch einen Arzt bedürfen, 
gleich mit gestrichen. Künftig entschei­
det allein die Anstaltsleitung, ob eine 
Zwangsernährung opportun ist oder 
nicht. Womit auch der Widerstand der 
Ärzte, von denen einzelne in der Ver­
gangenheit sich gegen die Praktiken 
der Anstaltsleitungen gewehrt hatten, 
beiseitegeräumt wäre.

Das zweite Gesetz, der „Entwurf ei­
nes Gesetzes zur Änderung des Einfüh­
rungsgesetzes zum Gerichtsverfas­
sungsgesetz“, beinhaltet, so Justizmi­
nister Engelhard am 2.9. bei der ersten 
Lesung im Bundesrat, eine „Locke­
rung“ des Kontaktsperregesetzes. Die 
„Lockerung“ sieht so aus, daß der un­
ter Kontaktsperre gestellte Gefangene 
künftig sich an den für ihn zuständigen 
Landgerichtspräsidenten mit der Bitte 
wenden kann, ihm, wenn man ihm 
schon sämtlichen Kontakt zu Personen 
seines Vertrauens einschließlich seines 
Verteidigers verbietet, doch wenigstens 
Kontakt mit einer Person zu erlauben, 
die das Vertrauen des Landgerichtsprä­
sidenten genießt - einer „anwaltli­
chen Hilfe“. Das ganze bedeutet nichts 
anderes als einen Wärter mehr für den 
isolierten Gefangenen und entspricht 
ansonsten einem Auftrag des Bundes­
gerichtshofs von 1977. Dieser hatte an 
dem ersten Kontaktsperregesetz mo­
niert, „daß die Beschuldigten (nach 
Verhängung der Kontaktsperre, d. 
Verf.) völlig ohne rechtlichen Beistand 
sind.“ Dies, befand der BGH, sei mit 
einer längerfristigen Beibehaltung des 
Kontaktsperregesetzes nicht vereinbar: 
„Eine so weitgehende Beschränkung 
darf nicht uneingeschränkt und in je­

der Hinsicht bestehenbleiben ...“ In 
einer Hinsicht, nämlich durch den dem 
Landgerichtspräsidenten genehmen 
„anwaltlichen Beistand“, will die Bun­
desregierung nun die Kontaktsperre 
scheinbar „lockern“, um sie in Wirk­
lichkeit zeitlich um so unbeschränkter 
verhängen zu können. Zudem ist durch 
den neuen Gesetzentwurf klargestellt, 
daß das Kontaktsperregesetz im Ge­
gensatz zu manchen Behauptungen der 
Vergangenheit keineswegs als „Son­
dergesetz“ für den „Ausnahmefall 
Schleyer“ gedacht und also bald wie­
der aufgehoben werden soll, sondern 
daß die Bundesregierung im Gegenteil 
dieses Gesetz zum Bestandteil des 
„Normalvollzugs“ für alle ihre politi­
schen Feinde in den Haftanstalten ma­
chen will. Der Gesetzentwurf der Bun­
desregierung soll spätestens im Novem­
ber dem Bundestag zugehen. Seiner 
Verabschiedung dürfte nichts im Wege 
stehen, zumal die SPD schon im ver­
gangenen Herbst einen fast identischen 
Gesetzentwurf eingebracht hat.

Schon jetzt ist die Lage der politi­
schen Gefangenen, insbesondere der 
Gefangenen aus der RAF und der Be­
wegung 2. Juni, so, daß unschwer zu 
erkennen ist: Die Reaktion will für die­
se Feinde ihrer Ausbeuterordnung ihre 
Haftanstalten in Grüfte verwandeln, 
aus denen es kein Entkommen mehr 
gibt. Sie will die Haftbedingungen so 
gestalten, daß den Gefangenen jede 
Nachricht über die Entwicklung der 
Klassenkämpfe außerhalb der Gefäng­
nismauern abgeschnitten wird, jede Er­
örterung ihrer Lage mit anderen Ge­
fangenen und jede gemeinsame Aktion 
zur Verbesserung ihrer Haftbedingun-

Die Unterstützung der Forderung der politischen Gefangenen auf Zusammenlegung ist laut Rebmann „Unterstützung ei­
ner terroristischen Vereinigung“ und entsprechend zu bestrafen. Links: Haftanstalt Tegel; mitte: Besucherzelle in Stutt 
gart-Stammheim, Abhörgeräte sind eingebaut; rechts: Strafgefangener in einer „Beruhigungszelle“.
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Zwei Heidelberger Fachschaftsvertreter 
erhalten Ladungen zum Haftantritt
Am Montag, den 5.9. hat Cornelia 
Koepsell eine Gefängnisstrafe von 20 
Monaten antreten müssen, Hans 
Sautmann hat für eine Strafe von 19 
Monaten eine Ladung zum Haftan­
tritt für den 12.9. erhalten. Beide 
sind ehemalige Fachschaftsvertreter 
der Universität Heidelberg. Sie waren 
1976 von den Germanistikstudenten 
gewählt worden. Wegen der Teilnah­
me an einem Streik wurde ihnen der 
Prozeß gemacht. Es war der größte 
Prozeß gegen Heidelberger Studen­
tenvertreter. Die dritte Angeklagte 
war die Fachschaftsvertreterin Silvia 
Schmitt, die zu 15 Monaten Gefäng­
nis verurteilt wurde. Sie wurde vor ei­
nigen Wochen durch das Justizmini­
sterium von Baden-Württemberg 
begnadigt, während die auch für die 
anderen Verurteilten gestellten Gna­
dengesuche abgewiesen wurden.

Die Inhaftierungen geschehen sie­
ben Jahre nach den der Anklage zu­
grundeliegenden Vorgängen und zwei 
Jahre nach Rechtskraft des Urteils. 
Es ging um Maßnahmen gegen uner­
trägliche Studienbedingungen. Die 
Zahl der Germanistikstudenten hatte 
sich in Heidelberg von 1971 auf 1976 
auf 2 200 verdoppelt. Die Lehrkräfte 

j wurden in dieser Zeit durch Stellen­
streichungen sogar noch reduziert. 
Dozent Dr. Langer sagte aus: ,,So 
gut wie alle Studenten haben die Stu­
dienbedingungen abgelehnt und da­
mit hatten sie ja auch recht.“ Der 
Unmut über die Lage (völlig überfüll­
te Seminare, unzureichende Ausbil­
dung etc.) fand organisierte Form, 
als verfügt wurde, daß in allen Semi­
naren zur Einführung ins Mittelhoch­

deutsch Klausuren eingeführt werden. 
Der Leistungsnachweis konnte vorher 
durch Gruppenreferate erbracht wer­
den. Dozent Langer: „Wir haben die 
Last der Überarbeit auf die Studenten 
abgewälzt.“

Die Vollversammlung der Studenten 
beschloß die Durchführung einer Ur­
abstimmung für einen Streik gegen die 
Klausuren und für die Rücknahme der 
von der Landesregierung durchgesetz­
ten Stellenstreichungen. Eine Gruppe 
reaktionärer Professoren zeigte sich 
entschlossen, den Streik mit Gewalt zu 
brechen. Zunächst wurden Dozenten, 
die auch nur den Anschein erweckten, 
die Studenten zu unterstützen und et­
wa Diskussion im Seminar zuließen, 
mit Androhung von Disziplinarverfah­

ren und Kündigung unter Druck ge­
setzt. Allen voran ist dafür die Profes­
sorin Wisniewski verantwortlich, die 
Bundestagsabgeordnete der CDU ist. 
Professor Harth zu den Drohungen ge­
gen Lehrkräfte: „Diese Dinge halte ich 
für gravierender als die Aktionen der 
Studenten.“

Die Urabstimmung brachte bereits 
am ersten Tag ein Drittel des Quorums 
und 80% Ja-Stimmen für Streik. Dar­
aufhin ließ die Institutsleitung das In­
stitut schließen und sperrte die Studen­
ten aus, um die Weiterführung der Ur­
abstimmung zu verhindern. Nach der 
Wiedereröffnung wurden mehrere 
Hundertschaften Polizei eingesetzt, 
um die Fortführung der Urabstim­
mung zu unterbinden. Bekannte Stu­
dentenvertreter wurden von der Polizei 
aus ihren Seminaren heraus festgenom­
men. Die Polizei lauerte ihnen teilweise 
vor der Privatwohnung auf und nahm 
sie den ganzen Tag in Vorbeugehaft. 
Gegen über 20 Studenten wurden Ver-f 
fahren auf Studienausschluß eröffnet’ 
und Anzeige durch den Rektor erstat­
tet. Nur so gelang es, den Streik nach 
drei Wochen zu brechen und die Klau­
suren duchzusetzen.

Die Durchführung des Streiks be­
stand u.a. darin, in den Seminaren eine 
Diskussion darüber zu führen, was ge­
gen die unzumutbaren Ausbildungbe­
dingungen unternommen werden 
könnte. Solche Diskussionen wurden 
meist verboten. Die Studenten bestan­
den darauf und der Dozent brach das 
Seminar ab. Und schon hatte sich jeder 
beteiligte Student des Hausfriedens­
bruches und der Nötigung schuldig ge­
macht.

Die Anklage gegen Koepsell, Saut­
mann und Schmitt bestand aus einer

gen unmöglich wird. Kurz: Sie will sie 
in den psychischen und physischen Zu­
sammenbruch und in die politische 
Verzweiflung treiben.

So berichtete die im vergangenen 
Jahr zusammen mit Brigitte Mohn­
haupt festgenommene Adelheid Schulz 
am 30. Januar über ihre Haftbedin­
gungen in Stuttgart-Stammheim:

„Grundsätzlich laufen die 24-Punk- 
te-Haftbedingungen - Totalisolation 
- mit den Stammheimer Abänderun­
gen, kein Hofgang, 24 Stunden auf der 
Zelle. Die Zellen rechts und links ne­
ben mir sind leer, gegenüber sind kei­
ne. Außerdem sind in dem Trakt fast 
alle Zellen leer. Das heißt, es herrscht 
absolute Stille. Die Versuche von Hel­
ga (Helga Roos, die im Mai dieses Jah­
res wegen angeblicher Zugehörigkeit 
zu einer von der Bundesanwaltschaft 
behaupteten „legalen RAF“ zu vier 

Jahren und neun Monaten Haft verur­
teilt worden war, d. Verf.) und mir, 
durch Rufe wenigstens minimal was 
voneinander mitzukriegen, werden sy­
stematisch, mit allen Methoden, boy­
kottiert . . . Dann, tägliche sogenannte 
Sicherhcitskontrollen, d.h. raus aus 
der Zelle in eine leere, hinterher sind 
dann die Sachen durchwühlt und alles, 
was nicht abgeheftet ist, wird rausge­
holt. Zusätzlich einmal pro Woche 
Zellenrazzia, dazu muß man in den 
Trennscheibenraum, vor- und hinter­
her aus- und umziehen. Alle vier bis 
fünf Wochen Verlegung innerhalb vom 
Trakt im 7. Stock. Während dann die 
Sachen stundenlang durchsucht wer­
den, ist man in einer leeren Zelle . .. 
Die Durchsuchung der schriftlichen 
Sachen, einschließlich der Verteidiger­
post, hat sechs Stunden gedauert . . .“

Wie anders als mit der festen Ab­
sicht der Bourgeoisklasse, diese politi­

schen Gefangenen systematisch zu ver­
nichten, ihnen jede Möglichkeit zu po­
litischem Widerstand zu rauben, lassen 
sich solche Haftbedingungen erklären? 
Wie sonst läßt sich erklären, daß der 
Gefangene Bernd Rösner, nach acht 
Jahren Isolationshaft, inzwischen fast 
fünf Monate im Schmutzstreik ist, oh­
ne daß seiner Forderung nach Zusam­
menlegung mit vier weiteren RAF- 
Gefangenen in Celle entsprochen wür­
de? Wenn er stattdessen seit nun mehr 
als drei Monaten in einem „speziellen 
Haftraum“ der JVA Straubing ge­
sperrt ist und, so die Auskunft seines 
Anwalts vom 1.9., bislang alle Versu­
che, ihn aus diesem Folterraum wieder 
zu befreien, scheiterten?

Seit der Gefangennahme von Chri­
stian Klar, Brigitte Mohnhaupt und 
Adelheid Schulz Ende vergangenen 
Jahres haben die Justizbehörden diese 
schon seit Jahren praktizierten quälen­
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Aneinanderreihung von über 40 sol­
cher Vorfälle. Der Prozeß wurde direkt 
vor dem Landgericht ohne Berufungs­
instanz durchgeführt, weil die Staats­
anwaltschaft ein Strafmaß von über 
drei Jahren Gefängnis in Aussicht ge­
stellt hatte. Der Staatsanwalt beantrag­
te für jeden der Angeklagten über drei 
Jahre Gefängnis. Ergebnis waren die 
obengenannten Urteile, zu denen je­
weils noch Geldstrafen zwischen 4500 
und 6000 DM kamen. Die Gerichtsko­
sten, die von den Verurteilten bezahlt 
werden sollen, betragen über 100000 
DM. Auch andere Studenten wurden 
verurteilt, z.B. Dieter Emig, der bereits 
eine Strafe von 15 Monaten absitzen 
mußte.

Das Gericht in der Urteilsbegrün­
dung gegen Emig: ,, Was hier gemacht 
wurde, wäre bei jedem Streik im wirt­
schaftlichen Bereich genauso verwerf­
lich, sittenwidrig und strafbar, nämlich 
die Arbeitswilligen daran zu hindern, 
die Arbeit aufzunehmen . . . Der Boy­
kottausschuß war nichts anderes als ei­
ne kriminelle Vereinigung, deren 
Zweck darin bestand, zu kriminellen 
Taten aufzurufen“.

Gegen 450 Strafanzeigen und über 
100 Prozesse gibt es seit deren Beginn 
breiten öffentlichen Protest. So hat 
sich der Dachverband der Studenten­
schaften, die VDS, wiederholt gegen 
die Prozesswelle ausgesprochen und 
1980 anläßlich der Urteilsverkündung 
im obigen Prozeß eine bundesweite 
Demonstration in Heidelberg organi­
siert. Dies führte dazu, daß schließlich 
im Landtag die Forderung nach einer 
Amnestie für alle Verurteilten erhoben 
wurde. Zunächst wurden Grüne und 
FDP aktiv, dann brachte im März 1982 
die SPD einen Gesetzentwurf im Land­
tag ein, der vorsah:

,, Straf en, die zwischen dem 1.1. 1975 
und dem 31.12. 1980 für strafbare 
Handlungen verhängt wurden, die im 
Zusammenhang mit Auseinanderset­
zungen um Ausbildungsbedingungen 
oder die Bildung von studentischen In­
teressenvertretungen von Angehörigen 
baden- württembergischer Hochschu­
len begangen wurden, werden erlassen, 
soweit es sich um Verurteilungen we­
gen Hausfriedensbruch, Sachbeschädi­
gung, einfacher Nötigung, Widerstand 
oder Aufforderung zu diesen Strafta­
ten handelt. “

Unter dieses Gesetz wären praktisch 
alle angeklagten Taten gefallen. Es 
wurde aber durch die absolute Mehr­
heit der CDU abgelehnt. Zur Rechtfer­
tigung der Ablehnung und der ver­
hängten Strafen führte in der Debatte 
Abgeordneter v.Trotha (CDU) aus: 
„Wer die Hochschulreife - ich betone 
Reife - erworben hat, wer das Privileg 
wahrnimmt, zu studieren und wer sich 
auf Führungspositionen in dieser Ge­
sellschaft vorbereitet, von dem muß 
auch die nötige Einsicht in das Gewalt­
monopol des Staates erwartet 
werden.“. Abgeordneter Münch 
(SPD) sagte dagegen: „Die Strafen be­
dürfen einer Korrektur, die angesichts 
der eingetretenen Rechtskraft allein 
durch Amnestie möglich ist.“

Prof. Peter Brückner, der auf einer 
Veranstaltung der Grünen für eine 
Amnestie im Oktober 1980 redete, er­
klärte: „Was in der Heidelberger Pro­
zeßgeschichte ,recht4, was ,angemes­
sen4 wäre, finden wir nur, wenn wir 
uns auf die eigentliche Rechtsquelle be­
sinnen: das ist die sich in der politi­
schen Auseinandersetzung organisie­
rende Gesellschaft. Dort ist auch die 
Quelle der Unruhe, die über manche 
Universitäten kam . . . Nun hat die 

Ächtung der Opposition ihre trübe 
Vorgeschichte in der BRD, auch die 
Versuche, eine unerwartet rauhe so­
ziale Bewegung zu disziplinieren. Ob 
nun Ostermarsch, wilder Streik oder 
Studentenprotest: Da war etwas an 
der Zeit, aber es sollte nicht sein. Ei­
ne erneute Welle der Kriminalisierung 
rung linker Studierender heute in Ba­
den-Württemberg ist unerträglich. 
Wie gut waren doch die Nerven vieler 
Leute im ,3. Reich4, wie schwach sind 
sie heute, wo eine neue Generation 
die Rechnung für Versäumnisse prä­
sentiert! Zwar suchen, wie man hört, 
die Inhaber von Machtpositionen 
jetzt den Dialog mit der ,Jugend4. 
Aber wäre eine Amnestie in den lau­
fenden Prozessen, gerade in Heidel­
berg, nicht die mindeste Vorausset­
zung dafür?“
Quellen: Landlagsdrucksachen Baden-Württemberg 
8/2533, 8/2712, 8/783. Urteile des Landgerichts Hei­
delberg 4 KLs 2/78 und 4 KLs 4/78 und Urteile des 
BGH 3 StR 449/80 und 3 StR 450/80

Solidaritätsdemonstration während 
des Germanistenstreiks.

den Haftbedingungen für die politi­
schen Gefangenen zudem neuerlich 
verschärft. So hat die Justizvollzugsan­
stalt Lübeck, in der u.a. Christine Ku­
by in Haft ist, Briefe an Christian Klar 
mit der Begründung untersagt, daß 
auch ,,Briefe mit normalem Inhalt da­
zu benutzt werden, illegale Nachrich­
ten auszutauschen“. Seit Mai dürfen 
Christian Klar, Adelheid Schulz und 
Brigitte Mohnhaupt keinerlei Zeitungs­
ausschnitte oder Kopien ausgehändigt 
werden. Ständige Zellenrazzien, Quä­
lereien bei den Vernehmungen, die Be­
schlagnahme von so gut wie allen an 
die Gefangenen geschickten politi­
schen Informationen, die Beschlagnah­
me von - bei Christian Klar - 80 
Prozent der Verteidigerpost mit der 
Begründung, es sei ,,nicht erkennbar, 
daß diese der Verteidigung dienen 
könnten“, ständige Schikanen, Dro­
hungen und inzwischen auch erste An­

zeigen gegen ihre Verteidiger - mit all 
diesen Abscheulichkeiten versuchen 
die Justizorgane der bürgerlichen Klas­
se, die Gefangenen zu zermürben, ver­
suchen sie, jede politische Vorberei­
tung der am 11.10. mit dem Verfahren 
gegen Adelheid Schulz und Rolf- 
Clemens Wagner beginnenden neuen 
großen Prozesse gegen die RAF von 
vornherein zu unterbinden. Aus genau 
dem gleichen Grund hat die Bundesan­
waltschaft zusammen mit dem OLG 
Düsseldorf und dem für Christian Klar 
und Brigitte Mohnhaupt zuständigen 
OLG Stuttgart auch verhindert, 
daß diese vier Angeklagten in einem 
gemeinsamen Prozeß angeklagt wer­
den. Die Bourgeoisie will die Verfah­
ren, bei denen die Erschießung von 
Ponto, Buback und Schleyer zur An­
klage gehört, mit allen Mitteln in einen 
Triumph ihrer Staatsmacht verwan­
deln. Und sei es, indem sie schon jetzt, 

wie vom OLG Düsseldorf angeordnet, 
für Adelheid Schulz und Rolf-Clemens 
Wagner psychiatrische Gutachten an­
fordert und damit beiden Angeklagten 
für die Zukunft die Einweisung in Ir­
renanstalten androht.

Zusätzlich hat die Bundesanwalt­
schaft angekündigt, jede weitere Un­
terstützung der Forderung der politi­
schen Gefangenen nach Aufhebung 
der Isolationshaft und nach Zusam­
menlegung als „Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung“ zu verfol­
gen. Rebmann am 12.7. auf seiner 
„Flalbjahreskonferenz“ laut Frank­
furter Rundschau: „Zu Flugschriften, 
die für eine Zusammenlegung der in­
haftierten Terroristen der ,Roten Ar­
mee Fraktion (RAF)4 eintreten, beton­
te Rebmann nochmals, . . . Schriften 
mit solchen Forderungen begründeten 
. . . den Verdacht der Unterstützung 
einer terroristischen Vereinigung.“ Mit
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CDU fordert Rücktritt von Innenminister
Schnoor: „offenkundiges Fehlverhalten“
Die CDU-Opposition forderte am 
Dienstag im Düsseldorfer Landtag 
nun doch — wie unmittelbar nach 
den Auseinandersetzungen beim 
Bush-Besuch in Krefeld von Bonner 
CDU-Politikern verlangt - den 
Rücktritt des nordrheinwestfälischen 
Innenministers Schnoor (SPD). Den 
Antrag der CDU begründete der Op­
positionsführer Worms mit „ständi­
gem, offenkundigem Fehlverhalten“ 
Schnoors. Bliebe er im Amt, könne 
NRW zu einem „Sicherheitsrisiko 
für ausländische Gäste“ werden. Die 
CDU lastet Schnoor an, er habe zu­
nächst behauptet, die „Krawallma­
cher“ hätten nicht abgeschirmt wer­
den können, weil die „wesentlich 
größere friedliche Demonstration“ 
nicht gestört werden sollte. Inzwi­
schen stehe aber fest, daß die Veran­
stalter der Friedensdemonstration 
schon Tage vorher um Trennung von 
eventuellen Gewalttätern gebeten 
hätten.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende El­
fring warf Schnoor vor, er habe „in 
jedem Zweifelsfall gegen die Demo­
kratie und für die Chaoten“ gehan­
delt. Auch der FDP-Landesvorsit- 
zende sprach sich für die Abberufung 
Schnoors aus. Die SPD sicherte 
Schnoor ihr vollstes Vertrauen zu, 
Schnoor und seine leitenden Beamten 
hätten in der gemeinsamen Sitzung 
des Haupt- und Innenausschusses des 
Landtages am Montag alle Fragen 
beantwortet, ohne daß ein Führungs­
fehler auch nur im Ansatz erkennbar 
sei.

Peinlich für die CDU mag die am 
letzten Freitag erfolgte Festnahme 
des bundesweit als „aktivsten Ge­
walttäter von Krefeld“ per Haftbe­
fehl gesuchten Peter Tröber sein, von 
dem inzwischen bekannt ist, daß er 
als „Freier Mitarbeiter“ des West­
berliner Verfassungsschutzes nach 
Krefeld beordert war. Die Vermu­
tung eines Sprechers aus dem Düssel­
dorfer Innenministerium, daß es 
sich um einen Provokateur gehandelt 
haben könne, wies ein Sprecher des 
Westberliner Innensenators Lummer 
„scharf zurück“. „Offenkundig hat 
es in der Zusammenarbeit von Polizei 
und Verfassungsschutz gravierende 
Mängel gegeben“, kommentierte der 
„Kölner Stadtanzeiger“ den Vor­
gang.

Da nicht zu erwarten ist, daß In­
nenminister Schnoor oder Minister­
präsident Rau der Rücktrittsforde­
rung der CDU nachkommen, dürfte 

die Absicht eher darin liegen, 
Schnoor und die SPD-Fraktion der 
Sache nach auf die CDU-Position 
zur Liquidierung des Demonstra­
tionsrechts zu treiben. Weit genug ist 
der Innenminister NRW diesen Vor­
stellungen entgegengekommen. Le­
diglich abschreckende Terrorurteile 
gegen die zehn weiter in U-Haft fest­
gehaltenen Demonstranten stehen 
noch aus. Die Polizei hat nächstens 
sicherzustellen, daß sie nicht die Fal­
schen festnimmt und der Verfas­
sungsschutz, daß sich seine Leute 
nicht zu ungeschickt exponieren.

Verschiedene Solidaritätskomitees 
mit den Gefangenen von Krefeld und 
Wuppertal sowie Autonome Grup­
pen haben Demonstrationen und Er­
klärungen gegen die Pläne zum De­
monstrationsrecht, die Massen Ver­
haftungen und für die Freilassung 
der Gefangenen organisiert (s.a. Pol. 
Ber. Nr. 15/83). U.a. haben in Aa-

Forderungen der Demonstranten ge­
gen den Bush-Besuch in Krefeld.

chen Betriebs- und Personalratsmit­
glieder der ÖTV, IG-Metall und IG 
Druck und Papier den Aufruf zu ei­
ner Demonstration und eine Pres­
seerklärung gegen die Massenverhaf­
tungen unterzeichnet.

In einem offenen Brief der Kölner 
Solidaritätsgruppe heißt es: „Von 
Seiten des Staates wird versucht wer­
den, den Angeklagten jede politische 
Motivation abzusprechen und sie als 
gewalt fixierte Chaoten darzustellen. 
Wir erwarten von jedem, der die Pro­
zesse nicht so begreift, solidarische 
Unterstützung.“
Quellenhinweis: Kölner Stadlanzeiger v. 1.8. bis 1.9., 
verseh. Flugblätter 

anderen Worten: Jede Forderung nach 
Besserung der Lage der politischen Ge­
fangenen wird mit äußerster Härte ver­
folgt werden. So läuft seit dem 8. April 
dieses Jahres gegen 13 bereits verurteil­
te politische Gefangene und minde­
stens drei ihrer Freunde und Verwand­
ten ein neuerliches Verfahren wegen 
„Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung“. Der Grund: Die Gefan­
genen hatten in - von der Gefängnis­
zensur kontrollierten — Briefen unter­
einander und an ihre Angehörigen 
über ihre Haftsituation und Möglich­
keiten zu deren Besserung beraten. Mit 
dem Verweis auf das nun eingeleitete 
„gemeinsame Strafverfahren“ hat die 
Bundesanwaltschaft gleich noch ein 
weiteres „Problem“ gelöst: Sie hat al­
len 13 angeklagten Gefangenen und 
den drei noch in Freiheit befindlichen 
„verdächtigen“ Freunden bzw. Ange­
hörigen der Gefangenen jeden weiteren 
Briefwechsel untereinander untersagt. 
Ein Verfahren, das jederzeit auf den 
gesamten Freundes- und Verwandten­
kreis aller politischen Gefangenen aus­
gedehnt werden kann.

Nie wieder, so lautet die grimmig 
entschlossene Logik der herrschenden 
Bourgeoisklasse hinter all diesen Ge­
meinheiten, nie wieder soll irgend je­
mand wagen, einzelne Vertreter der 
herrschenden Ausbeuterklasse planmä­
ßig, organisiert und im bewußten Zu­
sammenwirken mit anderen zu bedro­
hen, zu entführen oder gar zu erschie­
ßen. Nie wieder soll jemand wagen, 
sich bewaffnet und im Zusammenwir­
ken mit anderen gegen die herrschende 
kapitalistische Ausbeuterklasse zu er­
heben. Und wer es dennoch wagt, dem 
soll schon jetzt drastisch vor Augen ge­
führt werden, was ihm dann blüht und 
zu welchen Bestialitäten die Kapitali­
stenklasse in der Lage ist, wenn es gilt, 
ihre Ordnung zu verteidigen.

All diese Grausamkeiten der herr­
schenden Bourgeoisklasse gegenüber 
den Gefangenen von der RAF, dem 2. 
Juni usw. haben noch einen weiteren

(

Zweck. Einen Zweck, der sich er­
schließt, wenn man die Statistik über 
„Staatsschutzdelikte“ in den letzten 
Jahren verfolgt.

Staatsschutzdelikte
1971....................... ....................... 3008
1972....................... ....................... 1894
1973....................... ....................... 1826
1974....................... ....................... 2727
1975....................... ....................... 3596
1976....................... ....................... 5085
1977....................... ....................... 7220
1978....................... ....................... 7376
1979....................... ....................... 7580
1980....................... ....................... 9078
1981....................... ....................... 16545
1982....................... ....................... 14364

Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik, 1971 bis 1982, aus:
Bulletin der Bundesregierung, 1971 bis 1982
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Zwar erfaßt die Kriminalstatistik un­
ter „Staatsschutzdelikten“ bekannt­
lich auch Fälle von Spionage usw. 
Aber: 1982 machten Fälle von Spiona­
ge, Agententätigkeit usw. gerade 
4,33°7o aller,,Staatsschutzdelikte“ aus. 
Dagegen waren 2830 ,,Staatsschutzde­
likte“ sogenannte ,,Propagandadelik­
te“ 5 908 waren „Sachbeschädigung“ 
und „gemeinschädliche Sachbeschädi­
gung“ wie Plakatieren, Parolensprü­
hen usw., mehr als 1300 fielen unter 
die Rubriken „Landfriedensbruch, 
Hausfriedensbruch, Verstoß gegen das 
Versammlungsgesetz, Störung des öf­
fentlichen Friedens“.

Selbst wenn man davon noch einen 
erfahrungsgemäß völlig unbedeuten­
den Teil von Delikten unter neofaschi­
stische Umtriebe fassen kann: Der ra­
pide Anstieg der Staatsschutzdelikte 
insbesondere in den letzten Jahren 
zeigt, daß die herrschende Klasse im­
mer mehr dazu übergeht, selbst auf 
den ersten Blick „gewöhnlich“ er- 
scheinende Widerstandsaktionen der 

J arbeitenden Klassen als „staatsgefähr­
dend“ einzustufen und entsprechend 
zu verfolgen. So berichtete die Süd­
deutsche Zeitung am 13.7. von der be-

Generalbundesanwalt Rebmann

reits erwähnten „Halbjahreskonfe­
renz“ des Generalbundesanwalts Reb­
mann: „Man (gemeint ist Rebmann 
und die Bundesregierung, d. Verf.) ha­
be bereits einiges über die Strategie mi­
litanter Stationierungsgegner erfahren. 
Zufahrtswege auf der Straße, der 

Schiene und dem Wasser sollten 
blockiert werden ... Die Planer sol­
cher Aktionen machte Rebmann auf 
der Pressekonferenz darauf aufmerk­
sam, daß sie sich möglicherweise we­
gen verfassungsfeindlicher Sabotage, 
wegen Nötigung von Verfassungsorga­
nen, wegen Sabotagehandlungen an 
Verteidigungsmitteln oder auch wegen 
Unterstützung einer kriminellen oder 
terroristischen Vereinigung strafbar 
machen könnten.“

Die Drohung Rebmanns soll deut­
lich machen, daß die herrschende Ka­
pitalistenklasse das gegen die politi­
schen Gefangenen in ihren Strafanstal­
ten entwickelte Folter- und Vernich­
tungsinstrumentarium sehr rasch auch 
gegen alle anderen Revolutionäre und 
Gegner ihrer Ausbeuterordnung zur 
Anwendung zu bringen in der Lage 
und auch willens ist, wann immer ihr 
dies geboten scheint.
Queilenhinweis: Süddeutsche Zeitung, 13.7.1983; Frank­
furter Rundschau, 13.7.83; Neue Juristische Wochen­
schrift 1977, Heft 47; Deutscher Bundestag, Drucksache 
9/2088 vom 10.11.1982 und 10/172 vom 16.6.1983; Pres­
seerklärungen der Rechtsanwälte von Adelheid Schulz, 
Christian Klar und anderer Gefangener seit Ende 1982; 
Presseinformationen des „Informations-Büros: Politische 
Gefangene in der BRD, 2000 Hamburg 70, Oktaviostr. 72 
- (rül, düb, tob, wal)

Politische Verfolgung in der BRD: 
Eine Bilanz
Die einzige, wahrscheinlich erschöp­
fende Quelle, um das Ausmaß politi­
scher Strafverfolgung in der BRD seit 
1968 bilanzieren zu können, der 
Computer des Bundeskriminalamtes, 
stand - begreiflicherweise - nicht 
zur Verfügung. Politisch strafver­
folgt wurde ein so großer Personen­
kreis, der zu erfassen einzelnen prak­
tisch unmöglich ist; dazu gehören: 
Teilnehmer an der Studentenbewe­
gung und den Demonstrationen ge­
gen die Notstandsgesetzgebung Ende 
der 60er Jahre; Demonstranten gegen 
Fahrpreiserhöhungen; Hausbesetzer; 
AKW-Gegner - die Aufreihung lie­
ße sich fortsetzen. Allein die Ergeb­
nisse der Verfolgung der zu „Terrori­
sten“ und Mitgliedern „krimineller 
Vereinigungen“ erklärten politischen 
Gegner haben einen Umfang, der die 
Eigenkennzeichnung des BRD-Staa- 
tes als „Rechtsnachfolger des Deut­
schen Reiches“ vollständig rechtfer­
tigt: Es wird auch schon mal kurzer 
Prozeß gemacht.

Von 1968 bis 1981 wurden rund 
1080 Jahre Gefängnis gegen 209 poli­
tische Häftlinge verhängt. Durch­
schnittlich sind das 5,1 Jahre für je­
den Gefangenen. Haftstrafen von 
fünf Jahren und mehr wurden gegen 
79 Häftlinge ausgesprochen, auf sie 
allein fallen 813 der Gefängnisjahre, 
im Durchschnitt 10,4. 19 politische 

Gefangene wurden zu 15 Jahren Ge­
fängnis oder mehr („Nachschlag“) 
verurteilt; ob sie alle jemals entlassen 
werden ist ungewiß, da anschließende 
„Sicherheitsverwahrung“ droht.

Hinzukommt, und das ist ernst ge­
meint, die Verurteilung zu 19 mal „le­
benslänglich“. 11 Lebenslängliche, zu 
16 mal „lebenslänglich“ lebendig be­
graben verurteilt, leben noch: Manfred 
Grashoff, Klaus Dieter Jünschke, Irm­
gard Möller (lebenslänglich plus 21 
Jahre), Ilse Jandt, Hanna Krabbe 
(zweimal lebenslänglich), Karl-Heinz 
Dellwo (zweimal lebenslänglich), Bern­
hard Rössner (zweimal lebenslänglich), 
Lutz Täufer (zweimal lebenslänglich), 
Verena Becker, Christine Kuby (le­
benslänglich plus 10), Stefan Wis­
niewski (zweimal lebenslänglich).

Gegen 14 wegen politischer Gegner­
schaft zum BRD-Staat Gesuchte 
brauchte kein Prozeß eröffnet zu wer­
den, weil sie getötet wurden. Zumin­
dest bei neun von ihnen ist die Diagno­
se eindeutig: Erschießung statt Fest­
nahme. Unzweideutig auch die Todes­
ursache bei Siegfried Hausner: Gegen 
den Willen der schwedischen Ärzte 
wurde er schwerverletzt in die BRD 
ausgeflogen und dort sogleich einem 
Verhör unterzogen; das überlebte er 
nicht. Holger Meins und Sigurd Debus 
(Hungerstreik) starben im Gefängnis, 
Katharina Hammerschmidt (unterlas­

sene ärztliche Behandlung) kurz nach 
der Entlassung. Ulrike Meinhof, An­
dreas Baader, Gudrun Ensslin, Jan- 
Carl Raspe, Ingrid Schubert: Ob so 
oder so; nur Selbstmord angenom­
men, wären es „Frei“-tode so „frei­
willig“ wie der von Kemal Altun. - 
Es sei erinnert an: Benno Ohnesorg 
(erschossen ’67), Olaf Ritzmann und 
Jürgen Rattay (’80 bzw. ’81 von der 
Polizei in den Tod getrieben).

Anspruch auf Vollständigkeit be­
steht nicht. Uns liegen allein Namen 
von 50 politisch Verfolgten vor, von 
denen wir wissen, daß sie inhaftiert 
wurden, deren Strafmaß jedoch nicht 
in Erfahrung bringen konnten. Nicht 
erfaßt sind auch zahlreiche „Unter­
stützer“, oft zu 6 Monaten bis 2 Jah­
ren verurteilt. Die Frankfurter Rund­
schau vom 8.4.81 berichtete von 102 
zu der Zeit inhaftierten „Terroristen“.

Daß diese Strafverfolgung politi­
sche Unterdrückung, Gesinnungsju­
stiz, ist, wird auch aus den Abläufen 
zahlreicher Prozesse deutlich. Ohne 
den Schatten eines Beweises plädierte 
der Staatsanwalt gegen Fritz Teufel 
auf 15 Jahre u.a. wegen der Entfüh­
rung von CDU-Lorenz. Fritz Teufel 
arbeitete zum Zeitpunkt der Entfüh­
rung als Jörg Rasche in Essen, er 
mußte freigelassen werden. Karl 
Grosser kassierte 4/2 Jahre für: Haa­
re geschnitten, exmatrikuliert, nicht 
mehr demonstriert, selten zu Hause, 
zur Tarnung den richtigen Personal­
ausweis dabei - RAF!
Quellenhinweis: Presseausschnittc bis ’80
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Urabstimmung im 
Kfz-Handwerk

Hannover. Vom 5. bis 10. Sep­
tember 1983 wird die IG Metall 
in Niedersachsen ihre Mitglie­
der in den Betrieben des Kraft­
fahrzeughandels und -gewer- 
bes zur Urabstimmung aufru­
fen. Die Verhandlungen waren 
im Juni gescheitert. Abge­
stimmt wird über gewerk­
schaftliche Kampfmaßnahmen 
zur Durchsetzung eines Lohn­
tarifvertrages mit einer verän­
derten Lohngruppenstruktur, 
die dazu beitragen soll, überta­
rifliche Lohnbestandteile zu si­
chern. In den letzten beiden 
Jahren waren vielfach die Ta­
riflohnerhöhungen darauf an­
gerechnet worden. Im Mai und 
Juni waren Warnstreiks durch­
geführt worden.

ÖTV-Jugend zum 
Jugendarbeitsschutz

Hamburg. Der Bundesrat hat 
der Verordnung, in der die von 
den Kapitalisten geforderte 
Aushöhlung des Jugendar­
beitsschutzgesetzes in puncto 
Arbeitszeiten vollzogen wird, 
,,soweit es zur Erreichung des 
Ausbildungszieles erforderlich 
ist“, zugestimmt. Die ÖTV- 
Jugend Hamburg hat Jugend­
vertreter und Personalräte dar-

Über 100 Polizisten und Angehörige der US-Nalionalgarde sind 
eingesetzt, um Streikbrechern den Zugang zum Kupferbergwerk 
in Morenci (Arizona) zu erzwingen. Damit ist es den Kapitalisten 
gelungen, 500 Streikbrecher in das Werk zu bringen. 2400 Arbei­
ter des zweitgrößten Kupferunternehmens der USA streiken seit 
Anfang Juli gegen Lohnkürzungen und die Streichung sozialer 
Leistungen. Das Bild zeigt zwei der nur zehn gerichtlich geneh­
migten Streikposten. - Ebenfalls mit dem Einsatz von Streikbre­
chern versuchen die Kapitalisten der Luftlinie Continental Airli­
nes den Streik von 2000 Mitgliedern der Gewerkschaft 1AM zu 
brechen. Seit dem 13.8. streiken die Mechaniker für eine Lohner­
höhung von jetzt 13,45 Dollar auf 17,70 Dollar. Unter Berufung 
auf das gegen das Slreikrechl gerichtete ,,Recht auf Arbeit-Ge­
setz in Texas haben die Houstoner Kapitalisten Streikbrecher an- 
gchcuerl, denen sie 10 Dollar die Stunde zahlen. Durch diesen 
Druck konnten die Kapitalisten einen Teil der Streikenden, weni­
ge! als 150, dazu bringen, den Streik zu beenden.

Am 1.9. streikten die 1 100 Be­
schäftigten der bundeseigenen 
Vereinigten Aluminium Werke 
Hannover gegen Lohngrup­
penrückstufungen, die die Ge­
schäftsleitung diktieren wollte. 
Als die Geschäftsleitung mit 19 
fristlosen Entlassungen droh­
te, wurde der Streik von der 
Nachtschicht beendet. Mit der 
Entlassungsdrohung zwang die 
Geschäftsleitung den Betriebs­
rat zu Verhandlungen über die 
von ihr vorgelegten Richtbei­
spiele. VAW hatte in den letz­
ten drei Jahren die Tariflohn­
erhöhungen auf die übertarifli­
chen Lohnbestandteile ange- 

| rechnet.

auf hingewiesen, daß die An­
wendung der Mitbestimmung 
unterliegt. Es verstehe sich von 
selbst, daß ,,allen Versuchen, 
sie anzuwenden, konsequenter 
und kompromißloser Wider­
stand entgegenzuselzen ist.“ 
Da Ausbildung z.B. früh mor­
gens und abends zur Errei­
chung des Ausbildungszieles 
nicht erforderlich ist, kann wi­
dersprochen werden. Anson­
sten seien Hamburger Arbeit­
geber auf die Hamburger Stel­
lungnahme im Bundesrat hin­
zuweisen, die sich ausdrück­
lich und begründet gegen die 
Verordnung ausspreche.

Beschäftigte dem Pfar­
rerrecht unterworfen

Hannover. In drei der vier 
evangelischen Landeskirchen 
in Niedersachsen ist seit An­
fang August eine neue Dienst­
ordnung in Kraft, die die ca. 
15000 Arbeiter und Angestell­
ten insbesondere bei politi­
scher Betätigung dem Pfarrer­
recht unterwirft. So heißt es in 
der neuen Dienstordnung: 
„Bei politischer Betätigung 
hat der Mitarbeiter die Mäßi­
gung und Zurückhaltung zu 
üben, welche die Rücksicht auf 
seinen kirchlichen Dienst ge­
bietet. Er darf eine . . . Verei­
nigung nicht unterstützen, 
wenn er dadurch in Wider­
spruch zu seinem Dienst tritt, 
oder wenn er durch die Unter­
stützung in der Ausübung . . . 
wesentlich behindert wird.“ In 
den nächsten Wochen sollen 
die Beschäftigten neue Ar­
beitsverträge auf Grundlage 
der Dienstordnung unter­
schreiben. Die ÖTV sieht darin 
einen Angriff auf die gewerk­
schaftliche Betätigung und 
wird eventuell prozessieren.

BR lehnt Schicht 
und Überstunden ab

Hannover. Nachdem der Be­
triebsrat der Maschinenfabrik 
Paul Troester in Hannover im 
Juni erfolgreich einen Über­
stundenantrag für die Kon­
strukteure ablehnte - die Ge­
schäftsleitung mußte mehrere 
Einstellungen mit Zeitverträ­
gen vornehmen - ist der Be­
triebsrat jetzt gegen die seit 
Jahren existierende Praxis von 
punktueller und vorüberge­
hender Schichtarbeit angetre­
ten. Zwei Bohrwerksdreher 
sollten in Schicht arbeiten. Der 
Betriebsrat stellte Forderungen 
mit dem Schwerpunkt Freizeit­

ausgleich, was die Geschäfts­
leitung ablehnte. Der Betriebs­
rat seinerseits lehnte daraufhin 
den Schichtarbeitsantrag ab.{f 
Diese Position wurde aber nur- 
zwei Tage gehalten, da be­
fürchtet wurde, im Einigungs­
stellenverfahren eine Niederla­
ge zu erleiden. Ergebnis dieser 
Auseinandersetzung war der 
Betriebsratsbeschluß, der Ge­
schäftsleitung einen Brief mit 
den Grundsatzpositionen des 
Betriebsrates und den Forde­
rungen zu überreichen. Die 
Gegnerschaft zu Überstunden 
wird aus der vorzeitigen Rui­
nierung der Arbeitskraft be­
gründet. Dieser Zusammen­
schluß ist günstig insbesondere 
angesichts der Lage, bis Jah­
resfrist einen Auftragsbestand 
von 32 Mio. DM abzuarbeiten. 
Das entspricht unter normalen 
Umständen einer Arbeitszeit 
von ca. 6 bis 8 Monaten.

Pauken und 
zahlen

München. Anfang September 
beginnen die Nachprüfungen 
an den bayerischen Schulen 
für die Schüler, die im abge­
laufenen Schuljahr das „Klas­
senziel“ nicht erreicht haben. 
In München sind 1982 allein 
10% der Mittelstufenschüler 
der Gymnasien und 1397o der 
Realschüler dieser Jahrgänge 
„sitzengeblieben“. Wer trotz­
dem weiterkommen will, muß 
über die Nachprüfung alle Fä­
cher mit „mangelhaft“ verbes­
sern. Nur 39% der Gymnasia­
sten und nur 20% der Real­
schüler, die sich 1982 dieser 
Tortur unterzogen haben, ha­
ben bestanden. Eine Chance 
hat sowieso nur der, der sich 
für vier bis sechs Wochen ei­
nem Paukstudio ausliefert und 
dafür rund 2000 DM aufbrin­
gen kann.



A us/änderpolitik
Ausländerausschuß: Kein Ersatz für das 
Kommunalwahlrecht
Stuttgart, Am 9. Oktober dieses Jah­
res finden erstmals Wahlen zum Aus­
länderausschuß des Gemeinderates 
statt. Der Ausschuß, der aus 13 Ge­
meinderäten und zwölf „sachkundigen 
ausländischen Einwohnern“ besteht, 
hat nur beratende Funkion. Die zwölf
ausländischen Mitglieder sind nicht im 
Gemeinderat vertreten und damit nicht
stimmberechtigt. Neu im Vergleich 
zum bisherigen Ausländerbeirat ist, 
daß die Vertreter der ausländischen
Gruppen durch Direktwahl bestimmt 
werden.

„Die Landeshauptstadt Stuttgart 
sieht in der Integration ihrer ausländi- 
chen Bevölkerung aus den früheren 
Anwerbe-Staaten eine wichtige Aufga- 

; be ... Miteinander reden, vertrauens­
voll aufeinander hören, gemeinsam 
zielstrebig beraten und so die integra­
tionspolitische Willensbildung des Ge­
meinderates vorbereiten und weiter
voranbringen - dies ist die Aufgabe 
des beratenden Ausländer-Ausschus­
ses“ (aus einem Arbeitspapier des Ge­
meinderates, August 1982). Derselbe 
Gemeinderat, der hier „vertrauens­
volle Zusammenarbeit“ zum Zwecke

Ausländische Arbeiter - mit an der 
Spitze der gewerkschaftlichen Kämpfe.

der Integration fordert, betreibt eine 
Ausländerpolitik, die reaktionäre 
Kräfte unterstützt und fortschrittliche 
behindert. So darf der „Türkische 
Kulturverein“, hinter dem sich die fa­
schistischen „Grauen Wölfe“ verber­
gen, gegen den Antrag eines Stadtrats 
der Grünen zur Wahl antreten, weil er 
„nicht offiziell verboten“ sei. Weiter 
hat die Stadt bislang keinerlei finan­
zielle Unterstüzung zur Durchführung 
von Wahlveranstaltungen etc. zur Ver­

fügung gestellt.
Die Wahlordnung selber setzt die 

Rechtlosigkeit der Ausländer in Stutt­
gart fort. Wählen darf nur, wer minde­
stens seit drei Jahren seinen Haupt­
wohnsitz ununterbrochen in Stuttgart 
hat. Die Kandidaten müssen die deut­
sche Sprache beherrschen, das Grund­
gesetz der Bundesrepublik Deutsch­
land anerkennen und dürfen einer ver­
botenen Organisation weder angehö­
ren noch sie unterstützen. Der faschi­
stische Kulturverein darf damit zur 
Wahl antreten, während einige revolu­
tionäre Organisationen ausgeschlossen 
sind.

Schließlich dürfen die Bewerber 
nicht unter dem Namen ihrer Organi- 
saton oder Partei oder einem „damit 
verwechslungsfähigen Namen“ kandi­
dieren, sondern sie müssen sich Wahl­
namen gebe. Damit ist es Organisatio­
nen wie beispielsweise der ATIF (Ver­
ein türkischer Arbeitnehmer in West­
deutschland), die dafür bekannt sind, 
daß sie die faschistische Junta sowie 
die Türkei-Politik der Bundesregierung 
angreifen, verwehrt, für jeden erkenn­
bar auf ihrem Programm anzutreten. 
Bei insgesamt 19 zur Wahl stehenden 
Gruppen wird für viele Wähler schwer 
durchschaubar, welche Programme 
und Forderungen hinter den einzelnen 
Listen stehen.

Ausdrücklich hält der Gemeinderat 
fest, daß es ein Kommunalwahlrecht 
für Ausländer nicht geben kann: 
„Aufgrund der kommunalverfas­
sungsrechtlichen Bestimmung des § 28 
GO ist den ausländischen Einwohnern 
das Kommunalwahlrecht verwehrt. 
Die Bildung des beratenden Ausschus­
ses ... ist deswegen der zur Zeit einzi­
ge Weg der unmittelbaren, demokra­
tisch zustandegekommenen Beteili­
gung der ausländischen Bevölkerung 
am kommunalpolitischen Geschehen 
der Stadt ...“ Der Ausschuß wird 
jetzt eingerichtet, nachdem die Mitglie­
der des zuvor bestehenden Ausländer­
beirates unter Protest zurückgetreten 
sind, weil sie ihre Forderungen im Ge­
meinderat nicht durchsetzen konnten. 
Der Gemeinderat will damit die u.a 
von den Grünen, der DKP, ausländi­
schen Organisationen sowie Gewerk­
schaftsgruppen seit langem erhobene 
Forderung nach dem Kommunalwahl­
recht abbiegen und den Ausschuß als 
Ersatz dafür anbieten.

Die fortschrittlichen ausländischen 
Organisationen haben bereits im ver­
gangenen Herbst, als ihnen auf einer 
Informationsveranstaltung Wahlord­

nung und Satzung bekanntgemacht 
wurden, gegen die zahlreichen schika­
nösen Bestimmungen protestiert und 
ihre Forderung nach dem Kommunal­
wahlrecht für nicht erfüllt erklärt. Ein 
beratender Ausschuß wird sicher keine 
ausreichenden Möglichkeiten haben, 
die Ausländerpolitik der Stadt zu be­
einflussen. Sie nehmen jetzt an der 
Wahl teil, um dieses Gremium als er­
sten Schritt zur Durchsetzung des 
Wahlrechts zu nutzen. So plant die 
,,Interessengemeinschaft ausländischer 
Mitbürger e.V.“ zur weiteren Veranke­
rung dieser Forderung Aktionen anläß­
lich der Landtags wählen.

Der Ausländerausschuß wird als 
Möglichkeit gesehen, die vielfältigen 
Probleme der in Stuttgart lebenden 
Ausländer auf politischem, schuli­
schem und kulturellem Gebiet zu be­
sprechen und Forderungen auszuarbei­
ten. Insbesondere versprechen sich die 
fortschrittlichen Organisationen eine 
bessere Zusammenarbeit der verschie­
denen Nationalitäten, um gemeinsam 
Forderungen gegenüber der Stadt 
durchsetzen zu können, sowie bessere 
Möglichkeiten, ihre eigenen Landsleu­
te zu mobilisieren und zu informieren.

Abtreibung
,,Treff en unter dem 
Kreuz“ — ein Reinfall

Düsseldorf. Am 4.9.1982 wurde auf 
dem Katholikentag zu Düsseldorf eine 
Aktion gestartet, die unter dem Motto 
„Wähle das Leben“ eine reaktionäre 
Propagandaoffensive für das völlige 
Verbot von Abtreibung entfachen soll­
te.

Mit ekelerregenden Lichtbildvorträ­
gen, in denen Schülern und anderen 
Jugendlichen, deren die Streiter für das 
Leben habhaft werden, Verstümmelte, 
Kriegstote und zerstückelte Föten vor­
gezeigt wurden, versuchten die Abtrei­
bungsgegner die Abtreibung mit Greu- 
eltaten der Nazis gleichzustellen und 
die abtreibenden Frauen zu sadisti­
schen Mörderinnen zu erklären, getreu 
den Worten ihres Oberhirten Erzbi­
schof Kardinal Höffner folgend, der 
im Fernsehen zur rechten Zeit kurz vor 
der Wende in Bonn Abtreibung zum 
planmäßigen Massenmord erklärte. 
Die „Neue Bildpost“ erklärte darauf­
hin noch dreister: „Die Freigabe der 
Abtreibung ist der Beginn des 3. Welt­
krieges“ und „Christ und Zukunft“ 
unterstützend: „Die Bundeswehr soll 
das Land verteidigen. In dieser Institu­
tion ist eine Tötung von Menschen 
nicht direkt gewollt. Beim Schwanger­
schaftsabbruch aber werden Menschen 
direkt und vorsätzlich getötet.“

Daß all diesem Propagandarummel 
auch ein gewisser Erfolg beschieden 
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sein sollte, dafür wurde z.B. vom Dort­
munder Sozialgericht aus gesorgt: Das 
sogenannte Krankenkassenurteil legt 
fest, daß es keine Abtreibung auf 
Krankenschein für die Frauen geben 
soll, die eine soziale Indikation erhal­
ten haben.

Am 4.9. 1983, ein Jahr nach dem 
Katholikentag, sollte in Düsseldorf mit 
einer ,,machtvollen“ Kundgebung un­
ter freiem Himmel eine Heerschau des 
Erreichten gehalten werden. Die 
,,Rheinische Post“ warb noch in ihrer 
Samstagsausgabe mit einem großen 
Aufmacher für die abendliche Veran­
staltung: ,,Es werden über 10000 
Kundgebungsteilnehmer erwartet. ‘ ‘ 
Der Erzbischof von Paris Lustiger rief 
in einer zwanzigminütigen Rede im

11.6.-Prozeß
Staatlicher Terror gegen den 
antiimperialistischen Widerstand
Westberlin. Der Prozeß gegen die fünf 
Gefangenen vom 11.6.82 (Reagan-Be­
such in Westberlin) hat nach der Som­
merpause des Gerichts in der ersten 
August-Woche wieder begonnen. Da 
wir jetzt nichts über seinen aktuellen 
Fortgang schreiben können, wollen wir 
anhand der ersten Verhandlungswo-

Zu Reagans Schutz - Polizei sperrt Demonstranten hinter NATO-Draht

chen (30.6.82 bis 24.1.83) den Charak­
ter dieses Staatsschutzprozesses dar­
stellen.

Am 30.6.82 erhebt die Staatsanwalt­
schaft Anklage gegen Klaus-Peter 
Noll, Minas Kontas, Ruth Christian­
sen, Alois Leicht und Rainer Kehrens 
wegen „schwerem Landfriedens­
bruch“ vor dem Landgericht. Das be­
deutet, daß mit Freiheitsstrafen von 
mindestens drei Jahren zu rechnen ist.

Am 18.10.82 beginnt das Verfahren 
vor der 20. Großen Strafkammer, 

WDR zu der abendlichen Kundgebung 
auf, der Bischof von Krakowice, in 
dessen Diözese Auschwitz liegt, lud 
ebenfalls ein. Es erschienen jedoch nur 
2000, um den Worten des Aachener 
Bischofs Hemmerle zu lauschen. Des­
sen langer Rede kurzer Sinn bestand 
darin, daß es eine Freveltat sei, Leben 
zu zerstören, da Jesus durch seinen 
Tod uns das Leben geschenkt habe . . . 
Demnach wurden auch die ca. 100 
Kundgebungsaufsucher, die unter dem 
Transparent „Der Schutz des ungebo­
renen Lebens liegt denen am Herzen, 
die über das geborene verfügen 
wollen“ für das Recht auf Abtreibung 
lautstark eintraten, christlich militant 
an den Rand der Kundgebung ge­
drängt.

sechs Verhandlungstage sind termi­
niert, zu Beginn wird einmal in der 
Woche verhandelt.

Das Verfahren findet im Hochsi­
cherheitsbereich statt. Die Angeklag­
ten sitzen in Panzerglaskäfigen, sie 
dürfen bei Inaugenscheinnahme von

Belastungsmaterial oder Skizzen nicht 
dabei sein, dementsprechend können 
sie auch nicht die dazu gegebenen Er­
läuterungen von Zeugen mitbekom­
men. Auf Wunsch wird ihnen dann im 
Nachhinein das Material vorgelegt 
oder das Gesprochene wiederholt. Sie 
können nur über Mikrophone spre­
chen, deren Lautstärke von außen 
durch Justizwachtmeister geregelt 
wird. Die Zuhörer müssen den Saal 
über einen gesonderten Eingang betre­
ten, ihre Ausweise werden fotokopiert, 

sie erhalten Eintrittskarten, mehr als 
56 Eintrittskarten werden nicht ausge­
geben.

Sämtliche Anträge der Verteidigung 
wegen Beeinträchtigung der Öffent­
lichkeit werden abgelehnt.

Die Hauptbelastungszeugen - alles 
Polizisten - wurden unmittelbar nach 
den Vorfällen am 11.6.82 vom Staats­
schutz vernommen. Der größte Teil 
von ihnen konnte bei diesen Verneh­
mungen keine „Täter“beschreibungen 
geben, und ihre Aussagen waren völlig 
unkonkret und vage.

Vier Tage danach werden diese 
Hauptbelastungszeugen noch einmal 
von der Staatsanwaltschaft vernom­
men. Diesmal werden Personenbe­
schreibungen angegeben, die alle über­
einstimmen.

Im weiteren Verlauf treten zahlrei­
che Widersprüche auf zwischen den 
einzelnen Zeugenaussagen, insbeson­
dere, was den genauen „Tatort“ an- 
geht. Alle Zeugen bekunden bis dahin, ( 
es habe nie eine Besprechung nach dem 
11.6. zwischen den eingesetzten Polizi­
sten gegeben.

Später gibt ein Hauptbelastungszeu­
ge zu, daß eine sog. Nachbesprechung 
nach dem Einsatz am 11.6. und vor der 
staatsanwaltschaftlichen Vernehmung 
stattgefunden hat.

Im weiteren Fortgang des Prozesses 
kommt es immer wieder zu Provoka­
tionen der Zuhörer und auch der An­
wälte. Einer Besucherin wird wegen 
„schmutziger Kleidung“ der Zutritt 
verwehrt. Zuhörer werden von Polizi­
sten gewürgt und geschlagen, ein Ver­
teidiger erleidet eine leichte Gehirner­
schütterung, als er von einem Polizi­
sten von der Bank gestoßen wird. Auf 
das Auto eines entpflichteten Vertrau­
ensanwaltes wird ein Anschlag verübt, 
in seinem Büro werden Scheiben einge­
schlagen, und eine tote Ratte wird vor 
die Tür gelegt.

Einer der Angeklagten, Alois 
Leicht, begeht am 24.1. einen Selbst­
mordversuch. Er ist seit Beginn des 
Prozesses in einer sehr schlechten kör­
perlichen und psychischen Verfassung 
durch die Isolationshaft, der alle fünf 
Gefangenen unterliegen. Alois Leicht 
wird auf die psychisch-neurologische 
Abteilung des Gefängnisses Tegel ver­
legt. In den Gerichtspausen wird er in 
einen Extra-Raum für Tegel-Gefange­
ne geführt, um ihn von den anderen zu 
isolieren.

Ruth Christiansen und Rainer Keh­
rens sagen in ihrer gemeinsamen Pro­
zeßerklärung: „Es ist die Herrschafts­
sicherung des Bullenapparats auf der 
Straße, der die Aufgabe hat, auf die­
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sem Terrain das Eigentum der herr­
schenden Klasse zu beschützen: Ban­
ken, Supermärkte, Möbelgeschäfte, 
und darüber hinaus die herrschende 
Klasse vor uns zu schützen, am 11.6. 
einmal ganz direkt am Schloßpark, 
aber auch an jeder anderen Stelle 
Westberlins, wo wir zusammengekom­
men sind, und im gemeinsamen Han­
deln schon ein Stück von unseren Zie­
len verwirklicht haben, punktuell auch 
Kollektivität, obwohl am 11.6. Men­
schen aus verschiedensten Ecken des 
Widerstands und aus genauso verschie­
denen Gründen gekommen sind. Viele 
auch einfach nur, weil sic das System 
der Unterdrückung und Ausbeutung 
hassen und genauso die, die dieses Sy­
stem schützen.“

Tag der offenen Tür
Revanche als 
Kampfauftrag
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

7

Göttingen, Zweieinhalb Tage lang be­
stimmte Polizei das Bild in der Stadt: 
Am 2.9. gab die Bundeswehr ein Blas­
konzert auf dem Marktplatz, am 3.9. 
tanzten Trachtengruppen der ostpreu- 
ßischen Landsmannschaft am selben 
Ort und wurde ihnen zu Ehren ein 
Empfang des Oberbürgermeisters ge­
geben. Ebenfalls am 3.9. wurden 350 
Rekruten vor einer ,,handverlesenen 
Öffentlichkeit“ in der Kaserne verei­
digt - das geplante öffentliche Gelöb­
nis von 800 Wehrpflichtigen im Jahn- 
stadion war abgesagt. Am 4.9. fand 
das Ostpreußentreffen am Krieger­
denkmal statt, Mitveranstalter waren 
der Ring Deutscher Soldatenverbände 
und der Europäische Frontkämpfer­
verband, Hauptredner war der stellver­
tretende Ministerpräsident Hassel- 
mann. Ebenfalls am 4.9. fand ein 
„Tag der offenen Tür“ in der Kaserne 
statt.

Zwischen ostpreußischem Revan­
chismus und der in Göttingen statio­
nierten Panzergrenadierbrigade 4 (Teil 
der 2. Panzergrenadierdivision in Kas­
sel) besteht ein besonderes Verhältnis: 
Nach der NATO-Blitzkriegsplanung 
sollen diese Panzerverbände (Leopard 
1) in wenigen Stunden vor jenen polni­
schen Gebieten stehen, für die die ost­
preußischen Revanchisten heute ihr 
„Heimatrecht“ geltend machen.

Die Aktionseinheit von über 20 Or­
ganisationen, die das öffentliche Ge­
löbnis verhindert hatten, zerbrach an 
inneren Gegensätzen und starker reak­
tionärer Hetze. Während der SPD- 
Vorstand eine Zeitungsanzeige für nö­
tig hielt, in der es hieß: „Wer schon in 
Haßgesänge ausbricht, wenn er einem 
Bundeswehroffizier begegnet, dient 
nicht dem Frieden“, verteilten SPD- 
Mitglieder vor der Kaserne Flugblätter, 

in denen sie sich gegen den Militaris­
mus wandten. Ein Demonstrationsver­
such des Autonomen Spektrums gegen 
den „NATO-lmperialismus“ wurde 
schon bei der Aufstellung von Hub­
schraubern, Hundestaffeln und star­
ken Polizeikräften verhindert. Die 
Grün-Alternativen planten zaghaft ei­
nen „gemeinsamen Spaziergang“, der 
dann doch eine Demonstration wurde, 
kurzfristig das Ostpreußentreffen stö­
ren konnte und dann zur Kaserne 
hochzog. Diese Aktion hatte sich auf 
die Anerkennung der Grenzen der

DDR, Polens und der Sowjetunion ge­
einigt. Vor der Kaserne traf sich alles 
und behauptete den ganzen Tag über 
mit Büchertischen, Transparenten, 
Flugblattverteilen die Kasernenzu- 
fahrt. Mit Gesichtskontrollen durch 
Polizei und Feldjäger konnten die mei­
sten der in der Kaserne geplanten Ak­
tionen verhindert werden. Christliche 
und gewalt freie Gruppen konnten 
kurzfristig in der Kaserne einen „Men­
schenteppich“ machen (sich tot stel­
len), bevor sie abtransportiert wurden.

Bremen
Bürgerschaftswahlen: 
dreimal Grün 

Bremen. Am 25. September sind Wah­
len in Bremen. Neben der SPD, die zur 
Zeit allein regiert, der CDU, der FDP 
kandidieren neben anderen die Bremer 
Grüne Liste BGL, die GRÜNEN und 
die Betrieblich Alternative Liste BAL. 
Die DKP und die KPD, deren Mitglie­
der sich schon früh am Aufbau eines 
Betrieblich Alternativen Bündnisses 
(BAB) beteiligten, aus dem dann die 
BAL hervorgegangen ist, haben ihre ei­
gene Kandidatur zugunsten der BAL 
zurückgezogen. Bei Scheitern der Kan­
didatur der BAL hätten die DKP mit

einer eigenen Liste sowie die KPD mit 
einer offenen Liste, unterstützt vom 
BWK, kandidiert.

Die ungünstige Lage von dreimal 
Grün beinhaltet die BGL mit 
Gruhl4 scher Prägung, den Bremer 
Landesverband der GRÜNEN, ge­
prägt durch Bahro, und die BAL, die 
man, ohne Streit zu bekommen, als 
linke Grüne bezeichnen kann. Voraus- 
gegangen war eine fast zwei Jahre dau­
ernde Diskussion. Angeregt von den 
Alternativen um den Kommunistischen 
Bund beteiligte sich an dieser Diskus­
sion mehr oder weniger alles, was den 
Anspruch von sich hatte, links von der 
SPD zu sein, einschließlich des KBW 
als „Grüne 83“.

Das Ziel dieses Diskussionsprozesses 
war es, „der allein regierenden SPD ei­
ne Alternative entgegenzusetzen, die 
sowohl aus den Betrieben wie aus den 
,neuen sozialen Bewegungen4 kommt 
und die wirkliche Kraft zur Verände­
rung der Verhältnisse hat“. Das Bünd­
nis sollte kein Bündnis von Organisa­
tionen, sondern eines von „Betroffe­
nen“ sein.

Das Ergebnis dieser Diskussion war 
das Betrieblich Alternative Bündnis 
und schließlich die Betrieblich Alterna­
tive Liste mit dem Leitspruch „Betrof­
fene in die Bürgerschaft“. Die GRÜ­
NEN hatten von Anfang an an den 
verschiedenen Diskussionen teilgenom­
men und dann aber letztlich ihre Teil­
nahme an dem Bündnis offiziell wegen 
der DKP abgelehnt. Der Spitzenkandi­
dat des Bremer Landesverbandes der 
GRÜNEN, Peter Willers: „Wir sind 
aus gutem Grund keine Klassenpartei. 
Die Arbeiter sind nur 30% der Gesamt­
bevölkerung, und es werden immer we­
niger. Und diese 30% sind sowieso ver­
blödet, wofür sie aber selber nichts 
können, schuld sind die stumpfsinnige 
Arbeit und der geisttötende Freizeit­
konsum.“

Die Bremer Grüne Liste BGL will 
kein Programm vorlegen. „Politik 
wird von Personen gemacht“, ist ihr 
Motto. Sie will „Finger auf die Wun­
den legen, Initiativen entwickeln und 
deshalb ihre Abgeordneten in der Bre­
mer Bürgerschaft vermehren.“ Ihr ge­
lang während des Bündnisgerangels ei­
ne Überraschung, als sie den von allen 
grünen Gruppierungen umworbenen 
Betriebsratsvorsitzenden der Bremer 
Vulkan Werft, Fritz Bettelhäuser, für 
die Kandidatur auf ihrer Liste gewin­
nen konnte.

Beherrschendes Thema für alle kan­
didierenden Parteien sind die „Ar­
beitsplätze“, die es zu erhalten und zu 
schaffen gelte. Ein Gegensatz zwischen 
den GRÜNEN und der BAL läßt sich 
insgesamt weniger programmatisch als 
vielmehr in Unterschieden in der Ent­
wicklung von Forderungen, ihrer Be­
gründung und Durchsetzung festma­
chen.
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Bildsch irmar  bei t
Die ohnehin hohe Augenbelastung wird 
durch Arbeitsbedingungen unerträglich
Würzburg. Der Vogel-Verlag in Würz­
burg ist mit über 900 Beschäftigten ei­
ner der größten Fachzeitschriftenverla­
ge in der BRD. Durch die im westdeut­
schen Durchschnitt relativ weit voran­
getriebene Rationalisierung durch neue 
Techniken, verbunden mit Personal­
einsparung und verschärfter Arbeits­
hetze, hat der Vogel-Verlag in den letz­
ten Jahren glänzende Gewinne ge­
macht.

Da er ein Betrieb ist, der dem Ten­
denzschutz unterliegt, sind nur die 
Umsatzzahlen bekannt: 1980 erreichte 
er mit 108 Mio. DM Umsatz erstmals 
die 100 Mio.-Grenze, auf 1981 steigerte 
er den Umsatz um 10% auf 119 Mio. 
DM, und 1982 erzielte er eine weitere 
Steigerung um 8% auf 129 Mio. DM. 
Demgegenüber ist die Beschäftigten­
zahl ungefähr gleich geblieben.

Über 100 Bildschirme sind mittler­
weile im Vogel-Verlag aufgestellt. 
Einerseits im Bereich der Technik, in 
der Satzherstellung seit der Umstellung 
auf Photosatz Anfang der 70er Jahre. 
Im ,,Versuchsstadium“ ist derzeit u.a., 
daß die Korrektoren Teile der Korrek­
turen am Bildschirm gleich ausführen 
sollen, statt sie an den belichteten Pa­
pierfahnen erst anzuzeichnen: eine für 
die Augen noch erheblich belastendere 
Arbeit als das Ausführen der auf der 
Papierfahne angezeichneten Korrektu­
ren am Bildschirm.

Eine ziemlich lohnkosteneinsparen­
de Rationalisierung ist in Vorbereitung 
durch das geplante Erfassen von Tex­
ten in den Redaktionen: „Mit Schaf­
fung eines mächtigen Zentralsystems 
haben wir im IVS (Integriertes Verar­
beitungssystem, d. Red.) die Kommu­
nikationsbasis geschaffen. Damit ist 
die Voraussetzung gegeben zur Über­
nahme von Daten, die von Kunden 
kommen ... Es sollen Anschlüsse ge­
schaffen werden zur Übernahme von 
Redaktionsdaten aus dem eigenen 
Haus und von bestehenden oder künf­
tigen Kunden.“ (Technischer Leiter 
Schornstein in einem Aufsatz im ,,vo- 
gel-flug-blatt“ Juni/Juli 1983)

Des weiteren stehen im Verlagsbe­
reich schon Bildschirme im Bereich der 
Buchhaltung, im Vertrieb, in der An­
zeigenverwaltung und in der Werbung, 
praktisch in fast allen Verlagsberei­
chen außer den Redaktionen.

Über diese Entwicklung berichtete 
auf der letzten Betriebsversammlung 
ein Vertreter des Vertrauensleutekör­
pers des Vogel-Verlags. Dabei wurde 
vor allem angegriffen, daß über die 

Einsparung von Arbeitskräften und 
damit Arbeitslöhnen hinaus der Vogel- 
Verlag auch bei der Installierung der 
Bildschirme an allen Ecken und Enden 
spart. Dies führt dann zu unzumutba­
ren Arbeitsplätzen.

Der Betriebsrat berichtete auf der 
Versammlung, daß bei einer Betriebs­
begehung des Sicherheitsausschusses 
(darin sind Vertreter des Betriebsrates 
wie der Geschäftsleitung) im Verlags­
bereich von den meisten am Bildschirm 
Beschäftigten über die Blendung ge­
klagt wurde, die von den Bildschirmen 
ausgeht.

Diese Blendung ist aus folgenden 
Gründen unerträglich: Die Augen sind 
durch das Arbeiten am Bildschirm oh­
nehin schon hoch beansprucht. Vor al­
lem deshalb, weil sich die Augen stän­
dig den geänderten Helligkeitsverhält­
nissen (vom hellen Manuskript zum 
dunklen Bildschirm) sowie den geän­
derten Entfernungsverhältnissen an­
passen müssen. Dabei ist die Zahl der 
Blickwechsel, die täglich gemacht wer­
den, sehr hoch: Bis zu 33000! Durch 
die bestehende Blendung wird das Au­
ge noch zusätzlich irritiert, weil es sich 
auf zwei verschiedene Sachen auf dem 
Bildschirm einstellen muß. Die auftre­
tenden Begleiterscheinungen sind dann 
Nacken-, Rückenschmerzen, Kopfweh 
und Augenbrennen.

Die Blendung wird einerseits da­
durch verursacht, daß die vom Vogel- 
Verlag geleasten IBM-Bildschirme 
nicht entspiegelt sind. Und die entspie- 

Selbstgemachter Schutz gegen die Blendung am Bildschirm: Weder ausreichend 
noch gut, da dadurch der Bildschirm weiter verdunkelt wird.

gelten Bildschirme kosten natürlich 
mehr. Zweitens werden die Bildschir­
me gerade so in die bestehenden Räu­
me reingestellt, wo gerade Platz ist. 
Die Räume und vor allem die Beleuch­
tung müßten vor Installierung der Bild­
schirme völlig geändert werden. Beim 
Vogel-Verlag hängen an vielen Decken 
z.B. offene, nackte Neonröhren. Da­
mit das Licht nicht so direkt auf die 
Bildschirme einfällt, müßten spezielle 
Rasterleuchten installiert werden. Je­
doch auch dies kostet!

Tatsache ist damit, daß vom Vogel- 
Verlag nicht einmal die minimalen Si­
cherheitsrichtlinien der Berufsgenos­
senschaften eingehalten werden, die 
nur zum Teil den Forderungen der Ge­
werkschaften entsprechen (siehe Ka­
sten). Diese Richtlinien sind auch kein 
Zwang für die Kapitalisten, sie haben 
„Empfehlungscharakter4 ‘.

Aber nicht nur die „Empfehlungen“ 
interessieren den Vogel-Verlag nicht, 
auch die tarifvertraglichen Bestimmun- / 
gen werden unterlaufen: So wird z.B. 
die tarifvertragliche Bestimmung, daß 
vor Aufnahme der Bildschirmtätigkeit 
eine ärztliche Augenuntersuchung vor­
zunehmen ist, nicht eingehalten. Die 
jährliche Untersuchung für die Ange­
stellten in der Technik wurde nicht ge­
macht. Denn der Vogel-Verlag muß die 
ausgefallene Arbeitszeit und die Unter­
suchung selbst zahlen!

Der Vertrauensleutekörper hat die 
Abschaffung dieser Mißstände gefor­
dert sowie Verlängerung der Pausen 
und Mischarbeitsplätze an Bildschir­
men, so daß die Zeit von vier Stunden 
täglich am Bildschirm nicht überschrit­
ten wird. Der Landesbezirk Nord­
rhein-Westfalen hat in einem Antrag 
an den Gewerkschaftstag „Bildschirm­
arbeitsplätze“ ebenfalls solche Schutz­
forderungen gestellt.
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Sicherheitsregeln für 
Bildschirmarbeit
Die ,,Sicherheitsregeln für Bild­
schirmarbeitsplätze im Bürobe­
reich“ vom Hauptverband der ge­
werblichen Berufsgenossenschaften 
haben seit 1. Januar 1981 Gültig­
keit, verschiedene Ausnahmerege- ! 
lungen sind ab 1. Januar 1985 auf­
gehoben. Auszüge daraus zum Be­
reich ,, Augenbelastung“:

,,4.1.1 Die Anzeige auf Bild­
schirmgeräten muß so gestaltet 
sein, daß zu hohe Belastungen der 
Beschäftigten . . . nicht auftreten 
können.

Derzeit dominiert die Darstellung 
heller Zeichen auf dunklerem Un­
tergrund gegenüber der Darstellung 
von dunklen Zeichen auf hellem 
Untergrund. Da bei der letztge­
nannten Darstellungsart eine besse­
re Anpassung an die Fähigkeiten 
des Menschen und an die Arbeits­
platzgestaltung erwartet wird, ist 
diese im Zuge der technischen Ent­
wicklung verstärkt zu verfolgen ...

4.1.9 Der Bildschirm muß so 
ausgeführt sein, daß Spiegelungen 
und Reflexionen weitgehend ver­
mieden werden und sich nicht mehr 
störend bemerkbar machen.

Reflexionsminderungen können 
am besten mit herstellerseitig ge­
troffenen Antireflexmaßnahmen 
erzielt werden. Für normale An­
wendungsbereiche sind Filter mit 
vergüteten Oberflächen (...) emp­
fehlenswert. Durch Grauglasfilter 
und aufgerauhte Bildschirmober­
flächen werden gleichfalls ausrei­
chende Reflexionsminderungen er­
zielt . . .

4.10.1 Die Beleuchtungseinrich­
tung muß so angeordnet und be­
messen sein, daß sich aus der Art 
der Beleuchtung keine Unfall- und 
Gesundheitsgefahren ergeben kön­
nen.
... Sie (die Beleuchtung) ist ausrei­
chend, wenn durch Allgemeinbe­
leuchtung mindestens 500 Lux 
Nennbeleuchtungsstärke erbracht 
werden. Hinsichtlich der Ausfüh­
rung und Anbringung der Leuchten 
ist besonders darauf zu achten, daß 
keine Blendwirkung auftritt und 
daß Reflexionen und Spiegelungen 
auf dem Bildschirm vermieden wer­
den . . .

5.1 Das Sehvermögen von Be­
schäftigten an Bildschirmarbeits­
plätzen ist von einem ermächtigten 
Arzt überprüfen zu lassen. Die 
Erstuntersuchung hat vor Aufnah­
me der Tätigkeit zu erfolgen. Nach­
untersuchungen sind in 5jährigem 
Abstand . . . vorzunehmen . . .

Auszubildende
Dienstherren schlagen 
aus Gerichtsurteil Kapital

Heidelberg. Der Gemeinsame Senat 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
erließ im Januar den Beschluß, daß das 
Ausbildungsverhältnis einer Kranken­
schwester, die vor Ablauf der vorgese­
henen Lehrgangsdauer die Abschluß­
prüfung erfolgreich besteht, gemäß 
dem Berufsbildungsgesetz mit dem 
Zeitpunkt der Prüfung endet. Dies hat 
zur Folge, daß der Dienstherr sofort 
nach Weiterbeschäftigung das volle 
Gehalt einer Krankenschwester zahlen 
muß (ca. 800 DM mehr als die Ausbil­
dungsvergütung).

Die Dienstherren der Unikliniken 
Heidelberg und der Orthopädie versu­
chen, aus diesem Urteil Kapital zu 
schlagen. An der Orthopädie ließen sie 
den Auszubildenden mitteilen, daß sie 
sie nicht weiterbeschäftigen nach dem 
Examen bis zum Ende der Lehrgangs­
dauer. Mitte August war an den Hei­
delberger Krankenpflegeschulen die Si­
tuation wie folgt: An den drei Kran­
kenpflegeschulen der Unikliniken mit 
58 Auszubildenden hatte kein einziger 
eine Zusage auf Weiterbeschäftigung 
nach dem Examen, an der Orthopädie 
mit 19 Auszubildenden hatten lediglich 
zwei eine Zusage. Die Deutsche Kran­
kenhausgesellschaft hat direkte Anwei­
sung gegeben, die Auszubildenden 
nicht sofort zu übernehmen, die Lan­
desregierung äußerte sich nicht.

Werden die Auszubildenden nicht 
sofort weiterbeschäftigt nach dem Exa­
men, sondern erst zum 1. des folgen­
den Monats, so hat dies zur Folge, daß 
sie durch die kurzfristige Arbeitslosig­
keit nur 3/12 des Weihnachtsgeldes be­
kommen (Lohnkürzung ca. 600 DM) 
und für das nächste Jahr den An­
spruch auf Urlaubsgeld (300 DM) ver­
lieren.

Seit August werden Maßnahmen un­
ternommen, das Verhalten der Dienst­
herren öffentlich zu machen und die 
Weiterbeschäftigung zu erwirken. Die 
ÖTV-Bezirksverwaltung Baden-Würt­
temberg forderte alle Arbeitgeber auf, 
die Auszubildenden unverzüglich zu 
übernehmen, über Kurpfalz Radio 
wurde das Verhalten der Dienstherren 
angeprangert, die ÖTV-Kreisverwal- 
tung führte eine Pressekonferenz 
durch und die Auszubildenden stellten 
durch eine Flugblattaktion (s. Bild) ih­
re Situation dar, Landtagsabgeordnete 
wurden eingeschaltet, die Betriebs-und 
Personalräte forderten von den jeweili­
gen Dienstherren die Übernahme der 
Auszubildenden. Denn, es ist keines­
wegs so, daß keine freien Stellen für 
die Weiterbeschäftigung da wären. An 
der Orthopädie z.B. werden den eige­

nen Auszubildenden Absagen erteilt 
und Einstellungen von außerhalb vor­
genommen. Die Einstellungen erfolg­
ten alle zum 1. Oktober; d.h. je Ein­
stellung von frisch Examinierten wären 
1000 DM gespart und von Nutzen ist ja 
noch, daß diese Neueinstellungen einer 
Probezeit unterzogen sind, hingegen 
die eigenen Auszubildenden keiner 
Probezeit mehr unterliegen würden.

Mittlerweilen zeigen die Aktionen 
Wirkung. Die Dienstherren konnten 
gezwungen werden, mehr Auszubil­
dende zu übernehmen bzw. sie weiter­
zubeschäftigen bis zum 31.September.

Neumünster
Druckerlehrlinge 
streikten

Neumünster. Am 24. und 25.8. streik­
ten die Druckerlehrlinge des dritten 
Lehrjahres in Schleswig-Holstein. Sie 
sollten einen dreiwöchigen Blockunter­
richt an der Landesberufsschule für 
Drucktechnik in Neumünster mitma­
chen, ohne auch nur eine Stunde prak­
tischen Unterricht zu bekommen. An 
der Berufsschule gibt es überhaupt kei­
ne technischen Einrichtungen wie 
Druckmaschinen, Satzgeräte, Geräte 
für die Herstellung von Druckvorlagen 
und Druckformen oder ein Druckla­
bor. Das Kultusministerium in Schles­
wig-Holstein hatte die Drucktechnik- 
Berufsschulen, die es bislang in Kiel, 
Heide, Lübeck und Itzehoe gab, ge­
schlossen und die gesamte Berufsschul­
ausbildung in Neumünster zentrali­
siert. Die Begründung dafür war, daß 
gerade durch die Zentralisierung die 
technische Ausstattung verbessert wer­
den könnte. Der jetzige Druckerkurs 
ist schon der zweite, der ohne jegliche 
technische Einrichtung unterrichtet 
werden soll. Dabei haben die Lehrlinge 
vor ihrer Prüfung nur noch einmal im

I November Unterricht.
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Durch die Zentralisierung entstehen 
den Lehrlingen auch noch erhebliche 
Unkosten. Entweder fahren sie jeden 
Tag, was von Lübeck aus jeden Tag 
über 100 km sind und ohne eigenes Au­
to unmöglich ist, oder sie müssen im 
Jugendgästehaus in Neumünster über­
nachten. Das kostet sie pro Tag 19,50 
DM, die sie völlig alleine aufbringen 
müssen. Bei drei Wochen sind das 
292,50 DM.

Am 24.8. zogen die 105 Druckerlehr­
linge deshalb geschlossen zur Ratsver­
sammlung in Neumünster, um die 
technische Ausstattung der Berufs­
fachschule und Zuschüsse für die Ex­
trakosten der Lehrlinge zu fordern. 
Bürgermeister und Schuldezernent Sa- 
wade (CDU), verantwortlich dafür, 
daß der Haushaltsposten ,,Freie Lern­
mittel“ für die berufsbildenden Schu­
len in diesem Jahr um 29% gekürzt 
wurde, sicherte ihnen ein Gespräch für 
den folgenden Tag zu. Bei diesem Ge­
spräch war auch ein Vertreter der IG 
Druck und Papier dabei. Bürgermei­
ster Sawade versprach, daß die Berufs­
schule bis November ausgestattet wer­
den soll, wofür die Stadt dieses Jahr 1 
Mio. DM und im kommenden Jahr 
850000 DM zahlen will. Die Lehrlinge 
kündigten an, daß, wenn die Stadt die­
se Zusage nicht bis November erfüllt, 
sie ihren Streik fortsetzen werden.

Die IG Druck und Papier erreichte 
in Verhandlungen mit den Kapitali­
sten, daß diese die Fahrtkosten zur Be­
rufsschule vollständig übernehmen. In 
der Frage der Unterbringungskosten 
im Jugendgästehaus konnten die Lehr­
linge und die Gewerkschaft jedoch kei­
nen Erfolg erzielen.

Stahlindustrie
Das ,,Moderatorenkon­
zept“ wird umgesetzt

Essen. Anfang des Jahres hatten die 
von der Bundesregierung in Absprache 
mit den westdeutschen Stahlmonopo­
len eingesetzten ,,Stahlmoderatoren“ 
ihr Konzept zur ,,Neuordnung der 
westdeutschen Stahlindustrie“ vorge­
legt. Zwar sind die Verhandlungen 
über die Fusion von Thyssen und 
Krupp ins Stocken geraten und zwi­
schen Hoesch, Peine-Salzgitter und 
Klöckner noch nicht zustande gekom­
men, aber dennoch sind die Stahlkon­
zerne mit der Umsetzung wesentlicher 
Teile des Konzepts beschäftigt: Die 
von den „Moderatoren“ vorgeschlage­
nen Rationalisierungs- und Intensivie­
rungsmaßnahmen werden angegangen.

Der Kapitalistenverband Eisen und 
Stahl hat Mitte Juni angekündigt, daß 
insgesamt rund 33000 Beschäftigte der 
Stahlindustrie bis Ende 1985 „abge­

baut“ werden sollen. Zusätzlich zu den 
schon vorher feststehenden Maßnah­
men hat Thyssen die Stillegung der 3,4- 
Meter-Grobblechstraße in Oberhausen 
angekündigt und die Stillegung der 2,8- 
Meter-Grobblechstraße in Hattingen. 
Hiervon wären in Oberhausen nach 
Angaben des Betriebsrates mindestens 
1500 Beschäftigte und in Hattingen 
700 betroffen. Klöckner hat ein „Not­
programm“ bekanntgegeben, nach 
dem 1200 Beschäftigte „freigesetzt“ 
werden sollen. Hoesch will über die be­
reits 1981 festgelegten Stillegungen 
hinaus die Feineisenstraße P4 stillegen, 
wovon 500 Beschäftigte betroffen wä­
ren.

31.8. in Oberhausen: 15000 gegen Still­
legungen bei Thyssen-Niederrhein.

Tatsächlich sind diese Maßnahmen 
keineswegs Alleingänge. So will 
Hoesch die von der EG festgelegten 
Produktionsquoten für die Feineisen­
straße mit Arbed-Saarstahl gegen 
Flachstahlquoten tauschen. Zwischen 
Peine-Salzgitter und Arbed haben ähn­
liche Geschäfte bereits stattgefunden. 
Nicht zuletzt mischt die Bundesregie­
rung sich massiv ein: Arbed-Saarstahl 
wurden im Juni weitere Finanzhilfen 
nur unter der Auflage gewährt, daß der 
Vorstand bis Oktober ein überarbeite­
tes Rationalisierungskonzept vorlegt. 
Gleichzeitig hat die bundeseigene Salz­
gitter AG den Beherrschungsvertrag 
mit Peine-Salzgitter gekündigt, wo­
durch die Verlustübemahme ebenso 
wegfällt wie Ende 1986 die Montanmit­
bestimmung bei der Salzgitter AG.

Die IG Metall ruft gegen die Absich­
ten der Stahlkapitalisten und der Bun­
desregierung zu einer Demonstration 
der Stahlarbeiter am 29. September in 
Bonn auf. Der DGB befürchtet ein An­
steigen der Arbeitslosenquote im Ruhr­
gebiet auf über 20%. Gleichzeitig pro­
pagieren die Kapitalisten schon jetzt 
„beschäftigungsorientierte“ Lohnab­
schläge für das Ruhrgebiet. Es wäre 
dringlich, gerade Forderungen zur Si- 

I cherung der Arbeitslosen zu erheben.

O VG Lüneburg
Leistungsbescheide
Grohnde rechtswidrig

Hannover. Am 25.8. 1983 entschied 
das Oberverwaltungsgericht Lüneburg 
(OVG), daß die Leistungsbescheide 
wegen der polizeilichen Räumung des 
Anti-Atom-Dorfs Grohnde am 23.8. 
1977 rechtswidrig sind. Die Bezirksre­
gierung Hannover hatte dafür von 200 
Dorfbewohnern insgesamt 212133 DM 
verlangt für die Kosten der damals auf­
gefahrenen Polizeimacht von 1100 Be­
reitschaftspolizisten und 200 Kriminal­
beamten.

Bereits am 3.5.1977 hatte das OVG 
entschieden, daß Hausbesetzer die Po­
lizeikosten von knapp 3 500 DM für die 
Räumung eines besetzten Hauses zah­
len müssen. Am 14.12.1977 erließ der 
damalige FDP-Minister Groß unter 
dem Eindruck der Protestaktionen ge- z 
gen das KKW Grohnde und ermutigt V 
durch das OVG eine Polizeigebühren­
ordnung, in der penibel geregelt war, 
daß z.B. die „Inanspruchnahme“ ei­
nes Beamten des höheren Dienstes 51 
DM pro angefangene Stunde, eines Be­
amten des einfachen Dienstes oder ver­
gleichbaren Arbeiters 22 DM, eines 
Diensthundes 5 DM und eines Dienst­
pferdes 12 DM usw. kosten sollte. In 
Niedersachsen ergingen daraufhin eine 
Fülle von Leistungsbescheiden von in­
zwischen Millionenhöhe gegen Haus­
besetzer und Blockadeteilnehmer (z.B. 
Bohrloch 1004 in Gorleben).

Das jetzt gegenteilige Urteil hat das 
OVG damit begründet, daß das nieder­
sächsische Verwaltungskostenrecht 
keine Rechtsgrundlage für Leistungs­
bescheide wegen polizeilicher Zwangs­
maßnahmen gegen Demonstrations­
teilnehmer biete u.a. wegen der überra- f 
genden Bedeutung der Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit in diesem Staat; 
dafür müsse ein besonderes Gesetz her. 
Aufmerksam hörten die im Saal anwe­
senden Vertreter der Gesetzeskommis­
sion des Innenministeriums den vom 
OVG aufgestellten Anforderungen an 
ein solches Gesetz zu.

Im Ergebnis entspricht das OVG, 
das die Revision nicht zuließ, der War­
nung des Richters am Bundesverwal­
tungsgericht Kühling von 1981 gegen 
die frühere OVG-Entscheidung: „Mit 
der Eintreibbarkeit von Gebührenfor­
derungen ... ist am Ende nicht viel 
Staat zu machen, und der zweifellos 
beachtlichen Abschreckungswirkung 
einer in ihrer Höhe nicht vorhersehba­
ren, möglicherweise aber existenzver­
nichtenden Forderung wäre auch die 
Warnung ... entgegenzuhalten, daß 
dies nicht die richtige Politik sein 
könnte, um den Regierungen Achtung 
und Ansehen zu verschaffen.“
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A rbeitslosigkeit
„Trainingsmaßnahmen“ für Arbeitslose: 
Akkord- und Schichtarbeit in Metallfabriken
Schweinfurt. Die beherrschende Posi­
tion auf dem Arbeitsmarkt der Region 
Schweinfurt nehmen drei Metallkon­
zerne ein: FAG Kugelfischer (14400 
Beschäftigte an sechs Orten), Fich- 
tel&Sachs (8900 Beschäftigte), SKF 
(5900 Beschäftigte). Zusammengerech­
net beschäftigen die drei Konzerne 
über 20% der insgesamt 127000 Sozial­
versicherungspflichtigen in der Region. 
Zwischen 1978 und 1983 ist die Ar­
beitslosenzahl in der Region um über 
5000 angestiegen (Juli 1983: 14017 Ar­
beitslose = 10,4%). Damit steht
Schweinfurt mit an der Spitze der bay­
erischen Arbeitslosenstatistik. Ein 
Großteil des Anstiegs der Arbeitslosen- 
zahlen geht auf das Konto der Rationa- 

7 lisierungsmaßnahmen der drei Metall­
konzerne, die 1983 ca. 2610 weniger 
Beschäftigte aufweisen als 1978. 
Knapp über 3000 der Arbeitslosen (ca. 
22%) waren vorher in Metall- und 
Elektroberufen tätig.

Ende Juni 1983 vermeldete das Ar­
beitsamt jetzt eine brisante Entwick­
lung: „Trotz des Anstiegs der Arbeits­
losigkeit nahm die Zahl der Beschäftig­
ten seit 1978 noch um 3300 zu.“ Die 
Zahl der Frauenarbeitsplätze habe um 
3 800 zugenommen, allein die sozial­
versicherungspflichtigen Teilzeitbe­
schäftigungsverhältnisse seien um 1 600 
angestiegen. Die positive Arbeitsplatz­
bilanz gehe fast ausschließlich auf das 
Konto des Dienstleistungsbereichs mit 
einem Plus von 5 600 Beschäftigten. 
Man kann vermuten, daß Rationalisie­
rung und Lohnsenkung in den Metall- 

' konzernen immer mehr Frauen auf den 
Arbeitsmarkt treiben, um bei elendigen 
Putz- und McDonald-Jobs für die Fa­
milie dazu zu verdienen. Wobei die 
Statistiken nicht erfassen, was sich 
noch alles unter der Sozialversiche­
rungspflichtgrenze an erbärmlichen 
Jobs ausbreitet.

Zunehmend fördert das Arbeitsamt 
initiativ den Zustrom in niedrig bezahl­
te Branchen. Im Juli 1983 waren 513 in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge­
steckt (Vorjahresmonat: 245). Von die­
sen ABM-Beschäftigten waren tätig: 
79% in der Land- und Forstwirtschaft, 
über 10% in „Sozialen Diensten“ und 
in der „Bau- und Freizeitgeländeer­
schließung“.

Rege Tätigkeit entwickelt das Ar­
beitsamt in einem weiteren Bereich. 
Nach den §§ 15 und 41a des Arbeits­
förderungsgesetzes können Arbeitsäm­
ter Arbeitslose zur Teilnahme an einer 
„Maßnahme zur Verbesserung der 
Vermittlungsaussichten“ auffordern. 

Schon seit längerem ist bekannt, daß 
das Arbeitsamt Schweinfurt Arbeitslo­
se zu „Trainingsmaßnahmen“ ver­
pflichtet. „Training“ von pünktlichem 
Erscheinen, diszipliniertem Arbeiten 
etc. Bisher wurden solche Maßnahmen 
in kleineren Betrieben z.B. in Friseur­
geschäften oder in öffentlichen Ein­
richtungen (Gericht, Krankenhaus) 
durchgeführt. Im Städtischen Kran­
kenhaus wurden z.B. zwei Arbeitslose 
für Vi Jahr als „Trainingsmaßnahme“ 
ans Fließband in der Küche gestellt. 
Vorausgegangen war, daß der Perso­
nalrat des Krankenhauses öffentlich 
gegenüber dem Stadtrat die unerträgli­
chen Personalengpässe in der Küche 
kritisiert hatte.

Seit Juli 1983 wurden die „Trai­
ningsmaßnahmen“ auf die Schwein­
furter Metallkonzerne ausgedehnt. 
Vermutet wird, daß zur Zeit ca. 300 
Arbeitslose davon betroffen sind. Al­
lein bei Fichtel& Sachs sind 60-70 Ar­
beitslose, die für Vi Jahr z.B. im Ak­
kord oder als Installateure arbeiten.

Im folgenden ein Interview mit ei­
nem Arbeiter, der vom Arbeitsamt zu 
einer „Trainingsmaßnahme“ bei SKF 
verpflichtet wurde.

Was hast Du vor dieser Trainings­
maßnahme gemacht?

Ich bin gelernter Facharbeiter. Vor 
zwei Jahren wurde ich entlassen. Mitt­
lerweile habe ich mich bei 30 Firmen 
beworben, teilweise persönlich vorge­
stellt, ohne Erfolg. Dann habe ich ver­

Streik bei SKF Schweinfurt am 14.10.1982 gegen die angekündigten Entlassun­
gen von 1500 bis 2000 Beschäftigten in den westdeutschen SKF-Werken. Seit Fe­
bruar 1983 ist die Rationalisierungsfirma Mc Kinsey bei SKF, um Vorschläge für 
den „Abbau von ca. 50 bis 60 Mio. DM zu hoher Betriebsgemeinkosten“ vorzu­
legen. Ende Juli 1983 kündigte SKF an, 1984 1000 Beschäftigte durch Frühpen­
sionierung und Einstellstopp abzubauen.

sucht, eine Umschulung zu bekom­
men, ohne bisher eine Zusage zu erhal­
ten. Im Frühjahr habe ich einen mehr­
wöchigen Kurs des Arbeitsamts über 
„Verhalten bei Bewerbungen“ etc. ge­
macht. Im Juli bin ich jetzt zusammen 
mit zwanzig anderen in die Trainings­
maßnahme bei SKF gekommen, für % 
Jahr.

Was mußt Du in der Trainingsmaß­
nahme bei SKF arbeiten?

Ich arbeite mit den anderen 20 zu­
sammen im Zentrallager im Versand. 
Wir verpacken in der Hauptsache 
Wälzlager. Im Akkord arbeiten wir 
nicht, weil SKF vor ein paar Jahren im 
Versand von Akkord- auf Zeitlohn 
umgestellt hat. Es sind bei SKF aber 
auch gelernte Angestellte in der Trai­
ningsmaßnahme, die im Lager am 
Bildschirm arbeiten.

Was sollst du dabei lernen?
Lernen? Wir arbeiten dadrin normal 

wie jeder andere und ersetzen eine vol­
le Arbeitskraft. Da kommt auch immer 
wieder einer und treibt uns an: ,,Ma­
chen Sie zu, sonst hängen Sie hinten­
dran. Sie müssen auch fertig werden!“ 
Wir arbeiten auch wie jeder SKF-Be- 
schäftigte im Versand in zwei Schich­
ten.

Wie wirst Du entlohnt?
Bevor ich bei SKF anfing, habe ich 

700 DM Arbeitslosengeld erhalten, 
jetzt bekomme ich sogenanntes Unter­
haltsgeld in derselben Höhe. Der einzi­
ge Unterschied ist der, daß ich aus der 
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Arbeitslosenstatistik raus bin und na­
türlich für SKF umsonst arbeite. Eini­
ge von uns bekommen jetzt ein paar 
Mark mehr, weil sie vorher Arbeitslo­
senhilfe hatten, und das Unterhaltsgeld 
dagegen höher ist.

Werdet Ihr nach dem % Jahr von 
SKF fest eingestellt?

Nein. Aber es war einmal ein Abtei­
lungsleiter da, der uns Hoffnung auf 
Einstellung machte. Zwar nicht jetzt, 
aber vielleicht nächstes Jahr, wenn der 
Aufschwung kommt, würde SKF wie­
der Leute einstellen. Und wenn die 
Eintragung in die Personalakte positiv 
sei, wäre das positiv für uns. Dabei hat 
SKF gerade im Juli einen Personalab­
bau von 400 noch in diesem Jahr ange­
kündigt. Der wollte uns offensichtlich 
nur zu höherer Leistung anspornen.

Müßt Ihr das mitmachen?
Einige haben aufgehört. Mir wurde 

vom Arbeitsamt erklärt, falls ich das 
nicht mitmache, hätte ich die Konse­
quenzen zu tragen. Dann wird mir 
wohl das Arbeitslosengeld für zwei 
Monate gesperrt. Dadurch, daß ich das 

mitmache, verlängert sich das Arbeits­
losengeld um das % Jahr.

Trainingsmaßnahme — das ist doch 
offensichtlich nicht anderes als eine 
sportliche Umschreibung für kostenlo­
se Zwangsarbeit für SKF, Sachs usw?

Das trifft genau. Wir haben einen 
da, der bei Kugelfischer als Schleifer in 
Akkord und Schicht arbeitete. Letztes 
Jahr hat Kugelfischer betriebsbedingte 
Kündigungen wegen Auftragsmangel 
durchgeführt. Weil der Kollege jung 
und ledig ist, wurde auch er gekündigt. 
Jetzt ist er ein Jahr später hier in der 
Trainingsmaßnahme bei SKF im Ver­
sand für Unterhaltsgeld. Mir hat man 
beim Arbeitsamt gesagt, daß ich jetzt 
Wälzlager verpacke bei SKF, sei doch 
besser für mich, als wenn ich nichts ar­
beiten würde.

Und die SKF muß nichts zusätzlich 
zahlen?

Einige von uns haben gefragt, wie es 
mit der Nachtschichtzulage aussieht. 
Die Geschäftsleitung erklärte, sie dürfe 
keinen Pfennig bezahlen, weil es sonst

vom Arbeitslosengeld abgezogen wird. 
Urlaubsanspruch oder ähnliches haben 
wir auch nicht. Daraufhin sind sechs 
Kollegen von uns zum Arbeitsamt und 
haben einen Lohnausgleich gefordert. 
Zwei Verantwortliche des Arbeitslo­
sentreff unterstützten uns in dieser Sa­
che. Jetzt hat sich die SKF bereit er­
klärt, doch eine Nachtschichtzulage zu 
zahlen. Aber wir lassen nicht locker. 
Wir wollen einen Arbeitsvertrag mit 
normaler Entlohnung. Einige von uns 
haben einen offenen Brief an die 
Schweinfurter Presse geschickt, der für 
ziemlich viel Wirbel gesorgt hat. Das 
Schweinfurter Arbeitsamt und die SKF 
haben sogleich dementiert, daß die Ar­
beit von uns vollwertig sei. Stattdessen 
müßten wir erst angelernt werden. 
Der Betriebsrat von SKF hat inzwi­
schen angekündigt, für die Zukunft 
solche Trainingsmaßnahmen zu ver­
hindern. Ende September soll nun eine 
Versammlung zwischen uns, dem 
DGB, dem Arbeitslosentreff und Ver­
antwortlichen des Arbeitsamtes statt- , 
finden. '

Fichtel&Sachs: Billige, rechtlose 
Arbeitskraft kommt zum Einsatz

I Schweinfurt. Bereits seit Wochen 
sind bei F&S ca. 60 bis 70 Arbeiter in 
,,Trainingsmaßnahmen“ des Ar­
beitsamts beschäftigt. Die Maßnah­
men dauern i/2 Jahr, Lohnkosten für 
F&S entfallen vollständig. Beschäf­
tigt werden diese Arbeiter in Akkord 
und Schicht, aber auch in Facharbei­
tertätigkeiten, z.B. Installationsar­
beiten.

Den Einsatz von Ferienarbeitern 
(Schüler, Abiturienten, Studenten) 
hat F&S dieses Jahr auf ein neues 
Rekordniveau von 600 bis 700 ge- 

I schraubt. Bisher galten für Ferienar- 
I beiter die üblichen befristeten Zeit- 
I vertrüge wie für neu eingestellte Ar- 
I beiter während der zwölfwöchigen 

Probezeit. 1983 hat F&S erstmals 
aus diesen Arbeitsverträgen die Gül­
tigkeit der Bestimmungen von Man­
teltarifvertrag, Lohntarifvertrag, Be­
triebsvereinbarungen etc. eliminiert 
mit der ersten Auswirkung, daß F&S 
den Ferienarbeitern den Anspruch 
auf anteilmäßigen Jahresurlaub und 
zusätzliches Urlaubsgeld gestrichen 
hat. Da sich die Ferienarbeiter den 
Urlaub ausbezahlen lassen, macht 
das bei einem Monat Beschäftigung 
ca. 300 DM aus. Noch hat F&S die 
Stundenlöhne nach Tarif bezahlt, 
könnte sie aber jederzeit senken. Der 
Betriebsrat hat gegen das Unterlau­
fen der Tarifverträge nichts unter­
nommen, weil sonst die Einstellung 
der Ferienarbeiter gefährdet würde.

Im Herbst soll durch Vermittlung 
des Arbeitsamts ein Schub von 60 bis 
70 arbeitslosen Jugendlichen auf ein 

‘/2-jähriges ,,Praktikum“ zu F&S 
kommen. Vereinbart wurde mit dem 
Arbeitsamt, daß F&S nach Ablauf des 
Praktikums ,,brauchbare Jugendli­
che“ übernimmt. Die meisten dieser 
Jugendlichen werden allenfalls ein 
,,Taschengeld“ vom Arbeitsamt erhal­
ten, weil sie keinen Anspruch auf Lei­
stungen der Arbeitslosenversicherung 
haben.

Bereits in den letzten Monaten wur­
den 70 Jungarbeiter bei F&S einge­
stellt. Wie seit Jahren üblich, werden 

Zwischen der ACHTEL & SACHS AG und o. G. wird folgender Arbeitsvertrag abgeschlossen:

ACHTEL & SACHS AG 
Schweinfurt Arbeite vertrag

1. Herr / Frau / Fräulein
wird als Werkstudent
eingestellt und mit einschlägigen Arbeiten nach näherer Anweisung der Betriebsleitung und der 
einzelnen Vorgesetzten beschäftigt. Herr / Frau / Fräulein !■■■■■■■■■ 
ist verpflichtet, auch andere zumutbare Arbeiten, die ihren / seinen Kenntnissen und Fähigkeiten 
entsprechen, evtl, auch in anderen Abteilungen zu verrichten.
Herr / Frau
ist grundsätzlich zur Laisitung von sSiicntSDei^erpllichtet

2. Das Arbeitsverhältnis beginnt am uozWM&saKxoöKXTDOLXiXXjXXKjK Wenn
nicht vorher eine anderweitige Vereinbarung getroffen wird, endet es automatisch durch Frist­
ablauf. ohne daß es einer Kündigung bedarf. Das befristete Arbeitsverhältnis kann jederzeit 
von beiden Seiten mit einer Frist von einem Tag gekündigt werden.

Wird nach Ablauf der Befristung das Arbertsverhältnis in ein solches von unbestwTwmw-Dauer 
umgewandelt, gilt dann die tarifliche Kündigungsfrist, wobei die Kündigungsfrist grundsätzlich 
für beide Teile gleich ist. Jede gesetzliche oder tarifliche Änderung der Kündigungsfrist 
zugunsten des einen Vertragspartners gilt in gleicher Weise auch zugunsten des anderen 
Vertragspartners.

3. Lm.,1 rlaa Arhoitcuarhallrv^ und survl Rp<Uanrltaila rl.acac UarU-a^Ag-dax. Adai
larifvertrag für die gewerblichen Arbeitnehmer in seiner jeweils gültigen Fas^||n0~“"*"u 
Betriebsvereinbarungen und Arbeitsordnung der Fichtel & Sa£bs-AG-tJTlH'diegesetzlichen 
Bestimmungen.

Auszug aus dem Arbeitsvertrag für Ferienarbeiter bei F&S

die Jungarbeiter als Laufburschen 
oder Laufmädchen eingesetzt. Häufi­
ger wird jetzt jedoch der Einsatz von 
Jungarbeitern an Maschinen beob­
achtet. Noch als Jungarbeiter werden 
sie an Maschinen angelernt, um so­
fort nach Vollendung des 18. Lebens­
jahrs voll im Akkord zum Einsatz zu 
kommen.

In der Regel werden Jungarbeiter 
eingestellt, deren Berufsschulpflicht 
nach Absolvierung des Berufsgrund­
bildungsjahres Metall erloschen ist. 
Die Entlohnung erfolgt nach dem 
nackten tariflichen Grundlohn der 
Lohngruppe 1 (8,02 DM). Schon seit 
Jahren zahlt F&S die tarifliche Lei­
stungszulage unter Verstoß gegen den 
Manteltarifvertrag nicht.
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Stichwort

Arbeitsförderungsgesetz, ,,Ver­
besserung der Vermittlungsaus­
sichten“
§ 14 (2):
Die Bundesanstalt soll Arbeit­
nehmer, die arbeitslos gemel­
det sind, in Abständen von 
nicht länger als drei Monaten 
zu einer Arbeitsberatung einla­
den. Sie hat dabei zu prüfen, 
ob die berufliche Eingliede­
rung des Arbeitslosen insbe­
sondere durch die Teilnahme 
an einer beruflichen Bildung 
oder an einer Maßnahme zur 
Verbesserung der Vermitt­
lungsaussichten gefördert wer­
den kann. Ist die Teilnahme an 
einer Maßnahme zur berufli­
chen Bildung oder an einer 
Maßnahme zur Verbesserung 
der Vermittlungsaussichten zur 
beruflichen Eingliederung not­
wendig, hat sie den Arbeitslo- 

\ sen zur Teilnahme aufzufor- 
7 dern.

§ 41a:
(1) Die Bundesanstalt fördert 
die Teilnahme von Arbeitslo­
sen an Maßnahmen zur Ver­
besserung ihrer Vermittlungs­
aussichten, um insbesondere

1. über Fragen der Wahl 
von Arbeitsplätzen und die 
Möglichkeiten der beruflichen 
Bildung zu unterrichten oder

2. zur Erhaltung oder Ver­
besserung der Fähigkeit beizu­
tragen, Arbeit aufzunehmen 
oder an einer beruflichen Bil­
dungsmaßnahme teilzuneh­
men.
§ 119:
Dieser Paragraf sieht eine 
Sperrzeit des Bezugs von Ar­
beitslosengeld oder Unter­
haltsgeld vor, wenn der Ar- 

, beitslose sich weigert, ,,an ei­
ner Maßnahme zur beruflichen 
Ausbildung, an einer Maßnah­
me zur beruflichen Fortbil­
dung .. . teilzunehmen“.

,, Bese haft igungs politische 
Forderungen“ des DGB, Kreis 
Schweinfurt
Der DGB, Kreis Schweinfurt, 
unterstreicht folgende Kern­
aussagen im Arbeitsmarktat­
las für die Region 3:

„Die vergleichsweise hohen 
Arbeitskräftereserven der Re­
gion signalisieren insgesamt ei­
ne strukturelle Unterversor­
gung mit Arbeits- und berufli­
chen Ausbildungsplätzen. Dies 
gilt insbesondere für die über­
ragende arbeitsmarktliche 
Funktion des möglichen Ober­
zentrums Schweinfurt, dessen 
Wirkung auf dem Arbeits­
markt weit über den unmittel­
baren Einzugsbereich hinaus­
geht.

Arbeitsbeschaffung

Nach wie vor hat der tertiäre 
Bereich als Beschäftigungsfak­
tor in der Region 3 eine unter­
geordnete Bedeutung. Wäh­
rend im Untersuchungszeit­
raum nur jeder dritte Beschäf­
tigte (34%) auf dem Dienstlei­
stungssektor arbeitet, liegt der 
Anteil in Bayern bei 43%.

Das Ausmaß der Frauenbe­
schäftigung ist durch das 
quantitativ geringe Angebot 
an Frauenarbeitsplätzen im 
verarbeitenden Gewerbe und 
den relativ niedrigen Entwick­
lungsstand des tertiären Sek­
tors geprägt. Dadurch, daß 
Teile der Region seit 1974 in 
überdurchschnittlich hohem 
Maße von Kurzarbeit und Ar­
beitslosigkeit betroffen waren, 
blieb in den letzten Jahren die 
Entwicklung der Gesamtsum­
me der Löhne und Gehälter 
hinter derjenigen Bayerns zu­
rück.“

„Die Beschäftigungsmög­
lichkeiten für Frauen können 
durch mehr familienentlasten­
de Einrichtungen wie Kinder­
tagesstätten, Schülerhorte und 
Ganztagsschulen, deren Öff­
nungszeiten auf die Arbeitszeit 
der Eltern - nicht nur in der 
Großindustrie - abgestellt 
sind, verbessert werden. Das 
Arbeitsamt soll darauf hinwir­
ken, daß Arbeitsplätze alterna­
tiv für Frauen und Männer 
ausgeschrieben werden.“

„Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen dürfen nicht dazu 
mißbraucht werden, Dauerar­
beitsplätze abzubauen bzw. 
nicht zu besetzen. Die Kontrol­
le ist durch das Arbeitsamt 
und die betrieblichen Arbeit­
nehmervertretung zu verstär­
ken.“

Industrie- und Handelskam­
mer Würzburg-Schweinfurt 
zur Lehrstellenvermittlung:
„Groß war die Inanspruch­
nahme der von Bundeskanzler 
Kohl angebotenen Hilfe durch 
Schulentlassene aus Mainfran­
ken nicht. Insgesamt erhielt 
die Kammer bisher vom Bun­
deskanzler 29 Gesuche von 
Ausbildungsplatzbewerbern 
... Im Rahmen ihrer Ausbil­
dungsberatung hat die Kam­
mer die einzelnen Ausbil­
dungsplatzsuchenden zu einem 
Gespräch in die Kammer ein­
geladen. Auch ein Vertreter 
der Berufsberatung des Ar­
beitsamtes war dabei, da die 
Beratung und Vermittlung von 
Ausbildungsplatzsuchenden in 
das Monopol der Arbeitsver­
waltung fällt. Zwölf der ange­

schriebenen Schulentlassenen 
erklärten, daß sie zwischen­
zeitlich einen Ausbildungs­
platz gefunden haben ...

Die Zahl von lediglich 29 
Anfragen aus dem Kammerbe­
zirk kann als ein zusätzliches 
Indiz dafür angesehen werden, 
daß die Lehrstellensituation 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Arbeitsamtsbezirk 
Schweinfurt (Schaubild aus dem Schweinfurter Tagblatt vom 
22.6.1983).

keineswegs so besorgniserre­
gend ist, wie sie in manchen 
Medien und von manchen 
Gruppen dargestellt wird.“ 
(Mainfränkische Wirtschaft, 
Nr. 7/8, 1983)

DGB Schweinfurt: Ausbil­
dungs-Garantie war ein großes 
Täuschungsmanöver
„Für den DGB stellten sich die 
Tatsachen ganz anders dar, er­
klärte Haferkorn (Kreisvorsit­
zender des DGB). Ende Juni 
1983 waren beim Arbeitsamt 
1943 Jugendliche gemeldet, 
die noch keinen Ausbildungs­
platz bekommen haben. Das 
sind 71,8% mehr als im Vor­
jahr. Dem stünden nur 462 of­
fene Stellen gegenüber.“ 
(„Schweinfurter Tagblatt“, 
1.8.1983)

Arbeitslosentreff Schweinfurt, 
Gemeinschaftseinrichtung des 
Förderkreises der Aktionsge­
meinschaft für Arbeitnehmer­
fragen in der Ev.-Luth. Kirche 
in Bayern (afa) und der 
Schweinfurter Volkshochschu­
le, in Zusammenarbeit mit 
dem DGB:
Der Arbeitslosentreff „soll un­
bürokratische Anlaufstelle für 

Arbeitslose und von Arbeitslo­
sigkeit bedrohte Bürger sein, 
und zwar außerhalb der 
Räumlichkeiten amtlicher Stel­
len ... “

„Die Mitarbeiter geben kon­
krete Hilfestellung z.B. beim 
Abfassen von Bewerbungs­
schreiben, Lebenslauf usw.,

Ausfüllen von Anträgen (z.B. 
Arbeitslosengeld, -hilfe, Kin­
dergeld, Sozialhilfe, Wohn­
geld usw.), Informationen 
über Freizeit- und Fortbil­
dungsangebote z.B. der Volks­
hochschule, Gewerkschaften 
und anderer Träger . . . “

„Sehr wichtig ist der Treff 
als zwangloser Ort der Begeg­
nung von Arbeitslosen mit Ar­
beitslosen, um die Isolation zu 
überwinden. Es ist an den Auf­
bau von festen Gruppen ge­
dacht, die z.B. an bestimmten 
Projekten wie Fahrradwerk­
statt oder Arbeitslosenzeitung 
mitarbeiten oder Freizeitakti­
vitäten organisieren usw. . . .“

„Aus der gemeinsamen Er­
fahrung von Besuchern und 
Mitarbeitern des Treffs sollen 
Kursangebote entwickelt wer­
den . . . “

„Die politische Dimension 
des Problems ,Arbeitslosig­
keit4 soll durch Seminare wie 
Massenarbeitslosigkeit und 
Wirtschafts-/Sozialpolitik‘ 
oder , Rationalisierung und 
neue Techniken1 erarbeitet 
und erfahrbar gemacht wer­
den.“ (Aus einer Selbstdarstel­
lung des Arbeitslosentreff)
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Internationale Nachrichten

Frankreich: Verschärf­
te Ausländergesetze 

Die Quittung für die Verschär­
fung der Gesetzgebung gegen 
ausländische Arbeiter in 
Frankreich hat die Regierung 
Mitterand prompt erhalten. 
Rassistische und reaktionäre 
Vereine fühlen sich ermutigt. 
Bei den Bürgermeisterwahlen 
in Dreux am 4.9. hat die ,,Na­
tionale Front“, die mit einem 
Programm gegen ausländische 
Arbeiter angetreten war, mehr 
als 16% der Stimmen erhalten. 
Am 1.9. hatte die französische 
Regierung die schon zuvor an­
gekündigten Maßnahmen er­
lassen, die sich vor allem gegen 
,,illegal“ in Frankreich leben­
de Ausländer richten sollen. 
Für ausländische Saisonarbei­
ter wird die erlaubte Aufent­
haltsdauer von bisher acht auf 
sechs Monate gekürzt. Auslän­
der aus Algerien, Marokko 
und Tunesien, die keine Ar­
beitsgenehmigung haben, müs­
sen in Zukunft besondere Auf­
enthaltsgenehmigungen mit 
sich führen. Die derzeit ,,ille­
gal“ in Frankreich lebenden 
ausländischen Arbeiter sollen 
abgeschoben werden. Die Re­
gierung schätzt ihre Zahl auf 
mehrere Hunderttausend. Für 
die ,,legal“ in Frankreich ar­
beitenden Ausländer will die

USA verstärkt Intervention im Libanon
Zweimal setzte US-Präsident 
Reagan den Aufschub des Ab­
zuges der israelischen Truppen 
aus Beirut, der Hauptstadt des 
Libanon, durch. Der Teilrück­
zug in den Süden des Landes 
begann erst am 4.9., eine Wo­
che später als geplant. In dieser 
Zeit erteilte die US-Regierung 
ihren Truppen, die als Teil der 
internationalen Friedenstrup­
pe dort neben französischen,
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Guatemala: Guerilla 
verstärkt den Kampf 

Die Guerilla Armee der Armen 
(EGP) hat den Truppen des 
Regimes in drei Monaten 158 
Verluste beigebracht. Ein 
Kommunique der EGP berich­
tet, während der Monate 
März, April, Mai hätte die 
EGP 78 Oparationen in neun 
Bezirken des Nordwestens 
Guatemalas durchgeführt. Ei­
ne der wichtigsten war der 
zweistündige Kampf mit para­
militärischen Truppen in dem 
Gebiet von Santa Ana Huista, 
wo die EGP sieben der Para­
militärs tötete und zehn ver­
wundete. Diese paramilitäri­
schen Killerkommandos hat 
das Regime aufgebaut für ge­

Regierung eine einheitliche Be­
schränkung der Aufenthalts­
dauer auf drei Jahre einfüh­
ren, und Schranken, die ihre 
Mobilität beeinträchtigen, be­
seitigen.

USA wollen Militär­
basen beibehalten

Bis Ende August sollte der 
neue Stützpunktvertrag, den 
Griechenland nach neun Mo­
naten Verhandlung mit den 
USA vereinbart hatte, von bei­

italienischen und britischen 
Streitkräften eingesetzt sind, 
Befehl, schwere Artillerie und 
Kampfhubschrauber einzuset­
zen. Sie ließ den zur 6. Flotte 
gehörenden Flugzeugträger 
„Eisenhower“ direkt vor der 
Küste Beiruts vor Anker ge­
hen. Zu befürchten ist, daß die 
USA und andere imperialisti­
sche Mächte die Lage nach 
dem Abzug der israelischen

zielte Mord-und Einschüchte­
rungsaktionen. In den 16 Mo­
naten Amtszeit des am 8.8.83 
von einem anderen Mann der 
US-Imperialisten gestürzten 
Regimes Montt hatten die 
Truppen des Regimes 10000 

den Staaten unterzeichnet sein.
Die US-Regierung verzögert 
jetzt die Unterschrift. Das Ab­
kommen soll Ende 1988 end­
gültig auslaufen. Danach sol­
len innerhalb von 17 Monaten 
die Militärbasen aufgelöst wer­
den. In der englischen Textfas- 
sung hat die US-Regierung 
aber die Möglichkeit der Ver­
längerung zugelassen. Papan­
dreou hatte dagegen bei der Pa­
raphierung von einem ,,Ab­
kommen zur Entfernung der 

I Stützpunkte“ gesprochen.

Truppen zu einer Intervention 
ausnutzen wollen, um zu ver­
hindern, daß die christlichen 
Milizen der Falangisten und 
die Regierungstruppen eine 
Niederlage erleiden. Der Füh­
rer der drusischen Milizen, die 
im Rahmen der vor sechs Wo­
chen gebildeten nationalen Er­
rettungsfront gegen die libane­
sischen Regierungstruppen 
kämpfen, warf den USA vor, 
die libanesischen Truppen mit 
schwerer Artillerie bei ihrem 
Vormarsch auf Chalde unter­
stützt zu haben. Ziel der in der 
Errettungsfront kämpfenden 
Milizen der Schiiten, die den 
größten und ärmsten, aber von 
der Herrschaft ausgeschlosse­
nen Teil der Bevölkerung bil­
den, ist die Errichtung eines 
nichtkonfessionellen Staates. 
Die USA rechnen damit, daß 
die libanesische Armee zersetzt 
wird, weil die unterdrückten 
Schiiten die Masse der Solda­
ten, die christlichen Maroniten 
jedoch die Offiziere stellen. 
Die palästinensische Organisa­
tion Al Fatah hat ihre aktive 
Unterstützung zur „Verteidi­
gung des libanesischen Vol­
kes“ zugesichert.

Einwohner ermordet. Die 
EGP hat sich 1982 mit drei an­
deren Befreiungsorganisatio­
nen zusammengeschlossen in 
der „Guatemaltekischen Re­
volutionären Nationalen Ein­
heit“ (URNG). Die Vereini­
gung hat ein Fünf-Punkte- 
Programm für eine Volksregie­
rung veröffentlicht: 1. Garan­
tie des Lebens und der physi­
schen Integrität, 2. Beseitigung 
der großen in- und ausländi­
schen Unterdrücker und Aus­
beuter, 3. Gleichstellung der 
Indios und Ladinos, Beendi­
gung der kulturellen Diskrimi­
nierung, 4. Bildung einer brei­
ten patriotischen und demo­
kratischen Volksregierung, 5. 
Blockfreiheit des Landes. Bild: 
Eine Einheit der EGP.

Italien: Tarifabschluß ( 
in der Metallindustrie

Nach fast zwei Jahren Ver­
handlungen - der letzte Tarif­
vertrag lief zum Ende 1981 aus 
- haben die Metallgewerk­
schaften mit den Kapitalisten 
einen vorläufigen neuen Ver­
trag, der bis Ende 1985 gelten 
soll, vereinbart. Dem Vertrag 
muß noch von den Gewerk­
schaften und den Kapitalisten­
verbänden zugestimmt wer­
den. Die Beschäftigten erhal­
ten zwischen 112 und 224 DM 
monatlich mehr. Damit haben 
die Kapitalisten das seit 1969 
geltende Prinzip der gleichen 
Erhöhung für die Beschäftig­
ten durchbrochen. Die Kapita­
listen erreichten, daß sie jetzt 
jährlich 32 Überstunden ohne 
Genehmigung durch den Be- , 
triebsrat anordnen können,f 
bisher 24 Überstunden. Teil­
zeitarbeit, die die Gewerk­
schaften bisher ablehnten, ist 
nun möglich. Die Gewerk­
schaften setzten eine Verkür­
zung der Arbeitszeit um 40 
Std. - für Schichtarbeiter nur 
20 Std. - im Jahr durch.

Chile: Ausnahme­
zustand aufgehoben 

Am 27. August hat das Mili­
tärregime den Ausnahmezu­
stand aufgehoben. 1000 Exil- 
Chilenen wurde die Rückkehr 
erlaubt. Das Regime muß auf 
den wachsenden Widerstand 
antworten. Eine Woche zuvor 
hatte die „Demokratische Al­
lianz“ den Rücktritt Pinochets 
und eine Übergangsregierung 
gefordert. Zugleich hat die Al­
lianz aber die Zusammenarbeit 
mit der Kommunistischen Par­
tei Chiles strikt abgelehnt.



Azania
Landesweite Zusammenschlüsse gegen 
das Unterdrückungsregime gegründet

Am 20. August gründeten in Kapstadt 
1 000 Delegierte von 320 Organisatio­
nen eine Vereinigte Demokratische 
Front gegen das Siedlerregime und be­
schlossen den landesweiten Aufbau der 
Front. Der Gründungskongreß war 
durch vorhergehende regionale Zusam­
menschlüsse der Vereinigten Demokra­
tischen Front (UDF) vorbereitet wor­
den. Die SWAPO und das UN-Komi- 
tee gegen Apartheid schickten zu der 
Konferenz Grußadressen. Schon am 
11. Juni kamen auf Einladung des Na­
tional Forum Committee in der Nähe 
von Pretoria 800 Delegierte von 200 
Organisationen zusammen. Das Natio­
nale Forum (NF) verabschiedete ein- 
stimmig ein „Manifest des azanischen 

> Volkes“, das den Organisationen der 
unterdrückten Massen in Südafrika zur 
Beratung über die Führung des Kamp­
fes gegen das Siedlerregime vorgelegt 
wird. Das Manifest soll im April 1984 
erneut beraten werden. Beide Zusam­
menschlüsse sind sich darin einig, die 
geplante Verfassungsänderung des 
Siedlerregimes zu verhindern.

Das Siedlerregime hat eine „Neue 
Verfassung“ ausgebrütet. Neben dem 
Parlament für die Weißen sollen ge­
trennte Parlamente für die 2,6 Mio. 
Farbigen und die 800000 Einwohner 
indischer Abstammung errichtet wer­
den. Diese Parlamente haben nur - 
begrenzte — Entscheidungsrechte für 
Angelegenheiten der jeweiligen Grup­
pe. Über Maßnahmen, die alle betref­
fen, soll in gemeinsamen Gremien ver­
handelt werden. Letztendlich entschei- 
det der Präsident, der umfassende Be­
fugnisse erhält, jederzeit die Parlamen­
te auflösen kann und, über das Wahl­
verfahren abgesichert, ein Weißer ist. 
Dieses Manöver des Regimes zielt dar­
auf, die völlige Rechtlosigkeit des Vol­
kes von Azania in dessen eigenem 
Land abzusichern. Die Schwarzen sol­
len nicht mehr als Bürger Südafrikas, 
sondern nur als Bürger der Bantustans 
gelten, die als Ausländer in Südafrika 
keine Rechte zu beanspruchen haben.

Offensichtlich hatte das Siedlerregi­
me gehofft, über das Angebot an die 
Bevölkerungsteile indischer Abstam­
mung und die Farbigen, an der Aus­
übung der Macht beteiligt zu werden, 
diese abzuspalten, die Schwarzen zu 
isolieren, dadurch den Widerstand zu 
schwächen und so das Siedlerregime zu 
stabilisieren. Aber das Regime hat die 
Aufspaltung nicht erreichen können, 
sondern das Gegenteil bewirkt. Deutli­
cher ist geworden, die Interessen der 
Unterdrückten lassen sich in Zusam­

menarbeit mit dem Regime gerade 
nicht verwirklichen.

Der Gegensatz zum Siedlerregime 
hat sich verschärft. Die landesweiten 
Zusammenschlüsse lehnen die Verfas­
sungsreform vollständig ab, be­
kämpfen zugleich die neuen Gesetze, 
die das Regime zur Zwangsabschie­
bung der Schwarzen erlassen hat, und 
boykottieren die Wahlen auf lokaler 
Ebene, die das Regime vorläufig für 
November vorgesehen hat und die ein 
Mittel zur weiteren Absonderung und 
Unterdrückung der Schwarzen sind.

Sprecher der beiden Zusammen­
schlüsse haben erklärt, daß die Zusam­
menschlüsse nicht gegeneinander ge­
richtet sind. In beiden sind z.B. die So­
weto Bürgervereinigung/Die Soweto

Siemenswerk in Südafrika. Die impe­
rialistischen Konzerne drängen auf Si­
cherung ihres Kapitals.

Zehn, der Gewerkschaftsrat von Süda­
frika (CUSA) und die Gewerkschaft 
CCAWU vertreten.

Die Frage des weiteren Vorgehens ist 
kompliziert. Die UDF-Deklaration 
stellt fest: „Das freiheitsliebende Volk 
von Südafrika sagt mit einer Stimme 
. .., daß wir die Vision eines geeinten, 
demokratischen Südafrika, gegründet 
auf dem Willen des Volkes, begrüßen 
. . . Gegen die Übel der Apartheid und 
der Wirtschaft und alle anderen For­
men der Ausbeutung.“ Die UDF ar­
beitet auf der Grundlage: „alle Demo­
kraten des Volkes“ sollen Zusammen­
gehen. Daß verschiedene Klasseninte­
ressen in Südafrika vorhanden sind 
und wie in Südafrika die Klassengegen­
sätze verlaufen, das ist damit nicht als 
die entscheidende Frage aufgeworfen. 
Das Nationale Forum, in dem Organi­
sationen der Black Consciousness Be­
wegung mitarbeiten, legt demgegen­

über in dem Manifest dar: „Unser 
Kampf für nationale Befreiung ist ge­
richtet gegen das System des rassischen 
Kapitalismus, das das Volk von Azania 
in Fessseln hält zum Nutzen einer klei­
nen Minderheit weißer Kapitalisten 
und ihrer Verbündeten, den weißen 
Arbeitern und reaktionären Teilen der 
schwarzen Mittelklasse. Der Kampf ge­
gen Apartheid ist nichts weiter als der 
Ausgangspunkt für unsere Befreiungs­
anstrengungen. Apartheid wird erst 
mit dem System des rassischen Kapita­
lismus ausgerottet werden. Die schwar­
ze Arbeiterklasse, inspiriert von revo­
lutionärem Bewußtsein, ist die treiben­
de Kraft unseres Kampfes ... Sie hat 
eine Welt zu gewinnen in einem demo­
kratischen, anti-rassistischen und so­
zialistischen Azania. Es ist die histori­
sche Aufgabe der schwarzen Arbeiter­
klasse und ihrer Organisationen, die 
städtischen und ländlichen Armen zu­
sammen mit den radikalen Teilen der 
Mittelklasse zu mobilisieren ...“
Quellenhinweis: Informationsdienst Südliches Afrika 
Nr.9/83, Hrsg.: Informationsstelle Südliches Afrika, 
Bonn; New Africa, August 1983; Frontline, August 1983 
- (gba)

Indien
50000 Textilarbeiter sol­
len entlassen werden

Die Textilindustriellen in Bombay ha­
ben jetzt mit Unterstützung der Regie­
rung des indischen Bundesstaates Ma- 
harashtra zu drastischen Maßnahmen 
gegen die seit eineinhalb Jahren strei­
kenden Textilarbeiter gegriffen. Da 
viele der neugeworbenen Arbeiter die 
im Streik Befindlichen finanziell unter­
stützen, soll jetzt nach einer Gesetzes­
vorlage des Verbandes der Industriel­
len jeder „illegal“ streikende Arbeiter 
mit hohen Geldbußen belegt werden 
und in der Textilindustrie sollen 50000 
Arbeiter entlassen werden.

Mit Unterstützung durch günstige 
Kredite hatten die Industriellen ratio­
nalisiert und auch die Zeit überstan­
den, in der sie sich gegen die Forderun­
gen vollständig sperrten. Da sie inzwi­
schen unter der Hand die ursprüngli­
che geforderte Lohnerhöhung zahlten, 
standen in erster Linie die Forderung 
nach Beseitigung des „Badli-Systems“ 
(jeden Tag wird der Arbeiter neu ein­
gestellt, bzw. nicht eingestellt) und An­
erkennung der Maharashtra Girni 
Kamgar Union (MGKU) als gewerk­
schaftliche Interessenvertretung im 
Vordergrund.

Die Polizei hatte in letzter Zeit ins­
besondere versucht, die ungebrochene 
Unterstützung der Textilarbeiter durch 
die Arbeiter anderei Industriezweige 
(Bombay hat den größten Anteil an In­
dustriearbeitern in Indien) durch Fest- 

I nähme der Funktionäre und Mitglieder 

29



der Textilarbeitergewerkschaft beim 
Einsammeln von Beiträgen zu bekämp­
fen. Die Regierung unterstützt die Tex­
tilfabrikanten nicht zuletzt deshalb in 
ihrer Hartnäckigkeit, weil Bombay als 
größtes Industriezentrum für ganz In­
dien Bedeutung hat. Bei Versammlun­
gen und Kundgebungen ist es die Re­
gel, daß Funktionäre verhaftet werden. 
Die Bundesregierung von Maharashtra 
hatte zwar Anfang Juli angekündigt, 
sie werde eine Einigung unterstützen 
durch Finanzspritzen an die Textilun­
ternehmer, damit die Löhne gesichert 
seien, machte aber nur die Finanzhilfe 
wahr und ermöglichte rasche Rationa­
lisierungen, so daß selbst bei einer Ei­
nigung wahrscheinlich keine 200000 
Arbeiter wie vorher eingestellt würden. 
Allerdings war es trotz aller Versuche, 
die Unterstützung für die Textilarbei­
ter zu bekämpfen, bisher nicht gelun­
gen, den Streik zu zerschlagen. Die Ge­
werkschaften haben jetzt eine großan­
gelegte Gegenkampagne beschlossen, 
da ja z.B. die Belegung ,,illegal“ Strei­
kender mit Geldstrafen auch sie direkt 
betrifft.
Quellenhinwcis: Times of India. Bombay. \ erseh. Ausga­

ben; Flashes ITom ihe Frade l nions, \\ cligewei Kseliaiis- 

bund. Nr. 32 \. 12. August 1983; Peoples demoeiaex, 18. 

August 1983 - (cog)

Philippinen
Demonstranten unterstüt­
zen den Befreiungskampf

Mehr als zwei Millionen demonstrier­
ten am Beerdigungstag des ermordeten 
Aquino gegen das Marcos-Regime. An 
den Tagen nach der Beerdigung Aqui­
nos fanden in verschiedenen Orten auf 
den Philippinen weitere Demonstratio­
nen statt, die von der Polizei und der 
Nationalgarde mit Schußwaffen aus­
einandergetrieben wurden, mindestens 
zehn Demonstranten sind dabei er­
schossen worden. Aquino war aus US- 
amerikanischem Exil auf die Philippi­
nen zurückgekehrt, um bei den von 
Präsident Marcos angekündigten Par­
lamentswahlen zu kandidieren, die 
zwischen 1983 und 1987 stattfinden 
sollen. Bei seiner Ankunft auf dem 
Flughafen von Manila war er ermor- 
dert worden. Nach Darstellung des 
philippinischen Innenministeriums ge­
hören einige Auftraggeber des Mörders 
,,Regierungskreisen“ an.

In den Demonstrationen nach der 
Erschießung Aquinos wurden erheb­
lich weitgehendere Forderungen vertre­
ten, als Aquino sie unterstützt hatte. 
Zahlreiche Demonstranten unterstütz­
ten die Losung nach Boykott der Wah­
len, die die Nationale Demokratische 
Front (NDF) ausgegeben hat, und for­
derten zur Unterstützung des bewaff­
neten Befreiungskampfes auf. 1981 
hatte Marcos das seit 1972 verhängte 

Kriegsrecht aufgehoben, gleichzeitig 
aber umfangreiche Notstandsgesetze 
verabschiedet, die das Versammlungs­
und Koalitionsrecht stark beschränk­
ten und für Waffenbesitz die Todes­
strafe androhen. In ,,Wahlen“ hatte er 
seine Präsidentschaft „demokratisie­
ren“ lassen, die Nationale Demokrati­
sche Front hatte damals zum Boykott 
der Wahlen aufgerufen, im Gegensatz 
zur Liberalen Partei, der Aquino ange­
hörte.

Die NDF unterstützt den bewaffne­
ten Befreiungskampf, den die Guerillas 
der Moro, einer Nation auf den südli­
chen Inseln der Philippinen, und den 
die Befreiungsarmeen einiger Organi­
sationen, die der NDF angehören, auf 
verschiedenen Inseln führen. Die Be­
freiungsarmeen haben die Regierungs­
truppen von einzelnen Inseln vollstän­
dig verjagen können, ihre Unterstüt­
zung in der Bevölkerung ist inzwischen 
so groß, daß verschiedene katholische 
Priester sich gezwungen sehen, den be­
waffneten Kampf zu unterstützen. Die 
meisten Gewerkschaften unterstützen 
den Kampf der NDF und ihrer Trup­
pen.

Nach der Ermordung Aquinos rech­
net die NDF mit einem neuen Versuch 
des Marcos-Regime, durch eine militä­
rische Offensive die Befreiungsorgani­
sationen zu zerschlagen. Die NDF or­
ganisiert jetzt Schutzmilizen auf den 
Dörfern, um dem erwarteten Terror 
der Regierungstruppen entgegentreten 
zu können. Auch die UNIDO (United 
Nationalist Democratic Organisation), 
ein Zusammenschluß der früheren par­
lamentarischen Oppositionsparteien, 
befürchtet eine erneute Terrorwelle 
von Seiten der Regierung und ruft zur 
„Friedfertigkeit“ auf, um dem Regime 
„keine Vorwände zum Eingreifen“ zu 
bieten.
Qiiellenhinweis: I AZ \. 29.8. bis 2.9.1983; Ilie Wall 

Slrcei Journal \. 29.8. bis 1.9.1983; UZ. \. 30.8., 31.8. 

1983 - (kiu)

Versammlung der Befreiungsarmee in 
befreiten Gebieten.

British Columbia
Kampfmaßnahmen gegen
Regierungsprogramm

Mitte August verließen 40000 Beschäf­
tigte in Vancouver, British Columbia, 
der westlichsten kanadischen Provinz, 
ihren Arbeitsplatz und nahmen an ei­
ner Protestkundgebung im Stadion 
teil. Eine Woche vorher hatte in der 
Hauptstadt der Provinz, Victoria, be­
reits eine Demonstration mit 20000 
Teilnehmern stattgefunden, die größte 
Demonstration bisher. Die Kampf­
maßnahmen richten sich gegen das 
Haushaltssanierungsprogramm der 
Provinzregierung, vor allem gegen die 
Steuererhöhung und Mietenfreigabe 
und gegen die Entrechtung des öffent­
lichen Dienstes.

Die Regierung von British Columbia 
wird von der Social Credit-Partei ge­
stellt, einem Zusammenschluß früherer / 
Liberaler, Konservativer und rechter ' 
Populisten, die im Mai dieses Jahres 
49,7% der Stimmen und 35 Sitze erhal­
ten hat; die oppositionelle New De­
mocratic Party erhielt 44,9% der Stim­
men und 22 Sitze, vier weniger als vor­
her. Dieses Ergebnis betrachtet die Re­
gierung als Legitimation für ein massi­
ves Volksverarmungsprogramm: Frei­
gabe der Mieten und der Kündigung 
von Mietern, Gebühr für die Inan­
spruchnahme der Ambulanz im Kran­
kenhaus von zehn Dollar (bisher vier), 
Erhöhung der Umsatzsteuer auf 7%. 
Kernpunkt des Programms ist der öf­
fentliche Dienst. Die Regierung bean­
sprucht das Recht auf Kündigung jedes 
Beschäftigten bei Auslaufen der Tarif­
verträge; über Löhne und Gehälter will 
sie eine unbefristete Lohnpause ver­
hängen. Über die Budgets der örtlichen 
Schulverwaltungen beansprucht sie ein < 
Kontrollrecht, sie will innerhalb von 
drei Jahren das Verhältnis Lehrer: 
Schüler auf 1:19 erhöhen und so 3000 
von jetzt 28600 Vollzeitlehrern über­
flüssig machen.

Die Regierung sitzt fest im Sattel. Sie 
hat fast den Charakter einer Familien­
dynastie: Der amtierende Premiermini­
ster Bennett ist der Sohn von W.A.C. 
Bennett, der von 1952 bis 1972 Pre­
mierminister der Provinz war; der 
Sohn ist bereits seit 1975 im Amt. In 
der kurzen Zwischenzeit war die New 
Democratic Party am Ruder, eine der 
Sozialdemokratie vergleichbare Partei, 
die von ihrem Vorsitzenden zielstrebig 
von den Arbeiterinteressen weg und 
der „Mitte“ zugeführt wurde. Der 
Parteivorsitzende hat nach der Wahl­
niederlage sein Amt zur Verfügung ge­
stellt; umso entschlossener hoffte die 
Regierung Bennett jetzt vorgehen zu 
können.
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Die Breite der Protestbewegung, die 
sich weiter zu entwickeln scheint, hat 
die Regierung nach Presseberichten 
überrascht; die Zugeständnisse sind 
bisher aber minimal und gehen eher 
auf Zeitgewinn. Bereits im Juli sind 
1000 Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes entlassen worden. Das Sanie­
rungsprogramm, das 26 Einzelgesetze 
umfaßt, ist vom Parlament der Pro­
vinz noch nicht verabschiedet worden; 
in der Presse wird damit gerechnet, 
daß die Regierung Verhandlungen mit 
der Opposition aufnimmt, um bei Ab­
schwächung einzelner Punkte das Pro­
gramm gemeinsam verabschieden zu 
können.
Qucllenhinweis: Macleans (kanadisches Nachriclucnnia- 
ga/in), Mai bis August 1983 (mir)

Dänemark
Hafen-Streikführer in
Isolationshaft

Auf unserem Bild ist Karl Jörgensen, 
Hafenarbeiter aus Esbjerg auf einer 
Kundgebung während des mehr als 
zehn Wochen dauernden Streiks in al­
len dänischen Häfen zu sehen. Er wird 
seit etwa einem halben Jahr in Haft ge­
halten, unter dem Vorwand der Anstif­
tung zur Brandstiftung. Aus Protest 
gegen die Inhaftierung von Karl Jör­
gensen hat sich eine Initiative von Ver­
trauensleuten aus den großen däni­
schen Häfen zusammengeschlossen, 
um die sofortige Freilassung zu errei­
chen. In der Begründung für eine Un­
terschriftensammlung schreiben sie: 
„Die Einsperrung von Seiten der Poli­
zei hat den Charakter einer regulären 
Verfolgung und ist ein Angriff auf die 
Hafenarbeiter insgesamt. Es ist ein 
Versuch, einen der aktivsten Männer 
der Gewerkschaft abzuurteilen.“

Die Polizei stützt sich bei ihrer An­
schuldigung gegen Karl Jörgensen le­
diglich auf die Aussagen von zwei Ar­
beitern, die während des Streiks ein 
Lagerhaus der Futtermittelfirma KFK 
in Esbjerg angezündet haben, und des­
wegen auch verurteilt wurden. Durch 
Erpressung und Versprechungen wur­
den diese Arbeiter dazu gebracht, Karl 
Jörgensen in die Sache mitzuver­
wickeln. Einer der Arbeiter hat dieses 
schmutzige Geschäft mittlerweile in ei­
nem Brief an den Hafenarbeiterbund 
veröffentlicht, und seine Anschuldi­
gung damit widerrufen. In dem Brief 
heißt es: „Am Abend des Geständnis­
ses ... sagte die Polizei zu mir: Jan, 
jetzt ist es die Frage, ob du mit einem 
oder zwei Jahren billiger davon­
kommst, wenn du Karls Namen 
nennst. Da nehmen die Richter oft 
Rücksicht drauf . . . “

Obwohl sich die Anschuldigungen 
bereits auf dem ersten Gerichtstermin

als unwahr erwiesen, wurde Karl Jör­
gensen nicht freigelassen. Die meiste 
Zeit wurde er zudem in einer geschlos­
senen psychiatrischen Anstalt gehal­
ten. Er durfte keinen Besuch empfan­
gen. Klar ist, daß versucht werden soll­
te, durch diese Isolation Karl Jörgen­
sen so weit zu bringen, daß er sich 
selbst falsch belastet. Ib Lund, Sekre­

tär der Hafenarbeitergewerkschaft in 
Aarhus, sagt: „Ich glaube nicht an die 
Beschuldigungen gegen Karl. Aber der 
Ärger über die Polizei und die Streik­
brecher gab ja Anlaß zu vielen Bemer­
kungen. Was mit denen gemacht wer­
den sollte oder mit den Firmen oder 
mit Schlüter (Ministerpräsident, Red.) 
... ist nicht der Rede wert.“

Weil die Inhaftierung von Karl Jör­
gensen ein Angriff auf die gesamten 
Hafenarbeiter und auf ihren sehr lan­
gen Streik ist, wird in der Vorbereitung 
auf den nächsten Gerichtstermin am 
7.9. 1983 eine Unterschriftensamm­
lung für die Freilassung durchgeführt. 
Am 7.9. sollen in allen großen Hafen­
städten Demonstrationen stattfinden.
Qucllenhinweis: Extrablatt des Komitees zur I reilassung 
\on Karl Jörgensen - (jöb)

Portugal
Internationaler Wäh­
rungsfonds übt Druck aus

In den staatlichen Betrieben reißt die 
Streikwelle nicht ab. Im nationalen 
Mittelpunkt stehen die beiden großen 
Werften Portugals: LISNAVE in Lis­
sabon und SETNAVE in Setubal. Im 
Juli 1983 hat die Belegschaft der Werft 
LISNAVE einen wochenlangen Streik 
begonnen. Grund der Arbeitsniederle­
gung war die Nichtbezahlung von drei 
Monatslöhnen an die Belegschaft. Die 
Regierung wollte diese ausstehenden

Löhne erst dann bezahlen, wenn die 
Arbeiterkommission einer Rationali­
sierung der Werft zustimmt, die eine 
Massenentlassung zur Folge hat.

Die Streikaktionen wurden Ende Ju­
li mit großem Polizeiaufgebot nieder­
geprügelt, um so die Verlegung unferti­
ger Schiffe zur Werft SETNAVE zu er­
möglichen. Die Verlegung mußte die 
Regierung aufgeben, da die Schiffe be­
reits bei „Wasserlassen“ drohten, im 
Hafenbecken unterzugehen. Ein Kom­
promiß zwischen Arbeiterkommission 
und Regierung hielt fest: Die Löhne 
werden gezahlt; für die nächsten drei 
Monate wird „Stillhalten“ verein­
bart.

Für Mitte Oktober hat die Regierung 
Soares ein Gesetz vor bereit et, das den 
Staatsunternehmen die vorübergehen­
de Entlassung nicht benötigter Arbei­
ter und Angestellter bis zu zwei Jahren 
Dauer erlaubt. Für diese Zeit soll den 
betroffenen Lohnarbeitern zwei Drittel 
ihres bisherigen Lohnes weitergezahlt 
werden. Dieses Gesetz hebt die bisher 
bestehende Unkündbarkeit auf. Die 
Gewerkschaften haben ihren Wider­
stand angekündigt. Sie sehen in diesem 
Gesetz die Spitze einer Politik gegen 
die Arbeiter und Bauern und die An­
biederung an die EG. Reallohnverlust 
von 2,5%, Preissteigerung bei den 
Grundnahrungsmitteln um 50%, als 
letztes wurde in der vergangenen Wo­
che das Wasser um 70% verteuert. 
Gleichzeitig hat die Regierung im Rah­
men der „Europäisierung“ Gesetze 
verabschiedet wie z.B. das Alkoholge­
setz, welches die Steuereinnahmen er­
höhen soll.

Staatsfinanzen sichern und die be­
schlossenen Sparmaßnahmen der alten 
Regierung unter Balsemao durchfüh­
ren: Dies sind die dirigistischen Forde­
rungen des Internationalen Währungs­
fonds für die Gewährung dringend be­
nötigter Kredite. Mit der neuen Geset­
zesvorlage, so hofft die Regierung, 
werde man der Forderung gerecht. 30 
bis 40% von den rund 250000 Beschäf­
tigten sollen danach entlassen werden, 
um die Verluste zu verringern. Durch­
rationalisierte Betriebe sollen sodann 
feilgeboten werden für ausländische 
Kapitalanleger.

Mit dieser Politik hat Soares nicht 
nur sein politisches Kapital, welches er 
durch seinen Wahlsieg erhalten hat, 
verspielt, er hat sich auch einen Gegner 
eingehandelt, an dem bereits die AD- 
Regierung gescheitert ist: die Gewerk­
schaften. Diese haben nach der Ur­
laubszeit breite Flächenstreiks ange­
kündigt. Gelingt es ihnen, gegen diesen 
Kurs erneut Generalstreiks durchzu­
führen, so rechnen selbst die Soziali­
sten mit Neuwahlen noch in diesem 
Jahr.
Quellenhinweis: O-Diario. Jornal. Handelsblatt 31.8.1983 
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Irland
Die anti-irische Große Koalition in 
London zerbricht
38 republikanische Gefangene ließ die 
britische Regierung in einem Mammut­
prozeß im letzten Monat in Nordirland 
von Richter Basil Kelly zu meist lebens­
langen Haftstrafen wegen angeblicher 
IRA-Mitgliedschaft, Mord an briti­
schen Soldaten und bewaffneten An­
schlägen gegen britische Einrichtungen 
verurteilen. Richter Kelly ist prädesti­
niert für die Aufgabe - er war jahre­
lang ein führender Politiker und Parla­
mentsabgeordneter für die anti-irische, 
militant pro-britische und protestanti­
sche Unionistische Partei. Während 
der Exzesse dieser Partei an der Macht 
im Regionalparlament war er von 1968 
bis 1972 Generalstaatsanwalt in Nord­
irland.

Richter Kelly war auch der passende 
Mann, die Beweislage richtig zu würdi­
gen. Denn alle 38 wurden aufgrund der 
Aussage eines früheren IRA-Mitglie- 
des, der zum Polizeispitzel wurde, ver­
urteilt. Für das Versprechen von Straf­
freiheit, viel Geld und einer ,,neuen 
Existenz“, wahrscheinlich in Australi­
en, hatte Christopher Black der Polizei 
die gewünschten Angaben gemacht. 
Richter Kelly lobte Black als ,,einen 
der besten Zeugen, den ich je hatte“.

Die Methode ist der neueste, im gro­
ßen Stil angewandte schmutzige Trick 
der britischen Staatsmacht, um viele 
Republikaner als angebliche IRA-Mit- 
glieder lange hinter Gitter zu bringen. 
Auf Gefangene mit langen Haftstrafen 
vor sich wird Druck ausgeübt, damit 
sie aussagen. Thomas McCrystal z.B. 
sitzt eine lebenslange Haftstrafe in den 
H-Blocks von Long Kesh ab. Er hat ei­
ne Familie mit vier Kindern. In Briefen 
an seinen Anwalt und den Sinn-Fein- 
Politiker Danny Morrison erklärte 
McCrystal, die britische Nordirlandpo­
lizei habe ihm eine ,,erhebliche Redu­
zierung der Strafe, ein ,neues Leben4 
mit seiner Familie und Geld“ verspro­
chen, wenn er sich bereit erklärt, fal­
sche Aussagen gegen Republikaner in 
Mid-Ulster zu machen. Dies „Ange­
bot“ wurde ihm, verbunden mit Dro­
hungen, im RUC-Folterzentrum Cast- 
leragh gemacht. Gelegentlich ziehen 
derart Gepreßte ihre Aussagen zurück 
und müssen noch mehr Polizeibrutali­
tät erleiden.

Diese neue „Spezialität44 britischer 
Gerechtigkeit folgt anderen Sonder­
maßnahmen, mit denen die Regierung 
in den letzten Jahren zwar mehr als 
tausend Republikaner hinter Gitter 
brachte, aber die IRA keineswegs ver­
nichtete. Nach der Zwangsinternierung 
ohne Urteil 1971, die nach großen Pro­

testaktionen wieder abgebrochen wer­
den mußte, folgten weitreichende Än­
derungen in der Strafprozeßordnung. 
Als erstes wurde die Jury, in Großbri­
tannien unverzichtbarer Bestandteil 
von Strafverfahren, für „Terrorismus­
verfahren“ in Nordirland abgeschafft 
und Einzelrichter an ihre Stelle gesetzt. 
Ein Problem blieb dann die Beweislast: 
Republikanische Gefangene zogen vor 
Gericht natürlich oft ihre von der Poli­
zei in den Folterkellern von Castleragh 
erprügelten „Geständnisse44 zurück, 
was eine Verurteilung zumindest er­
schwerte. Deshalb folgte ein Gesetz, 
nach dem ein Geständnis, wie immer

Die Arbeiterbewegung unterstützt den Kampf gegen die Haftbedingungen. Bild: 
Demonstration zur Unterstützung der Hungerstreikenden 1981 in Belfast.

zustande gekommen, vollständig aus­
reicht für einen Schuldspruch, auch 
wenn es widerrufen wurde. Die Verur­
teilungen nahmen dramatisch zu, bis 
auch dieses Mittel nach internationa­
lem Protest abnutzte. Jetzt sollen be­
zahlte „Informanten“ die nötigen 
„Beweise“ liefern. Mehrere solcher 
Verfahren stehen noch an.

Die britische Regierung ist unter 
Druck, schnell „Erfolge“ gegen die 
„Terroristen“ vorweisen zu können. 
Die angestrebte Isolierung der IRA von 
der Bevölkerung in Nordirland war ein 
völliger Fehlschlag, wie die Regierung 
Thatcher selbst nach den Wahlerfolgen 
der Sinn Fein, die der IRA nahesteht, 
zugeben mußte. Die IRA demoralisiert 
die britische Armee mit erfolgreichen 

I bewaffneten Angriffen und zeigt gele­

gentlich, daß sie auch in London er­
folgreich angreifen kann. Britische 
Brutalitäten, wie die Erschießung des 
22-jährigen Thomas Reilly am 9. Au­
gust, rufen Straßenunruhen hervor, 
wie sie Nordirland jahrelang nicht sah 
(Reilly wurde unbewaffnet auf hellich­
ter Straße vor vielen Zeugen erschos­
sen, als er sich bereits mit erhobenen 
Händen einer Armeepatrouille ergab).

Und in dieser Lage verliert die Regie­
rung Thatcher auch die innerbritische 
All-Parteien-Unterstützung, die in den 
letzten 15 Jahren die Irland-Politik 
Londons charakterisierte.

Denn eine empfindliche politische 
Niederlage mit weitreichenden Folgen 
mußte die Regierung im August ein­
stecken, als auf Einladung des Vorsit­
zenden des Großlondoner Stadtrats 
Ken Livinstone eine Delegation der iri­
schen Sinn-Fein-Partei London be­
suchte. Gerry Adams, einer der Sinn-

Fein-Vizepräsidenten, und Joe Austin, 
beide aus Belfast, sprachen mit La- 
bour-Stadträten, führten im Westmin­
ster-Parlament mit einer Gruppe linker 
Labour-Politiker politische Diskussio­
nen und sprachen schließlich in einem 
vollbesetzten Saal vor 500 Teilnehmern 
einer Kundgebung, weitere 500 fanden 
keinen Einlaß.

Gerry Adams wird von der briti­
schen Regierung als Organisator der 
neuen, auf kleinen Zellen beruhenden 
Struktur der illegalen IRA bezeichnet, 
und auch Joe Austin war schon wegen 
IRA-Mitgliedschaft verurteilt worden. 
Frühzeitig hatte die Regierung That­
cher den politischen Sprengstoff der 
Einladung im letzten Herbst erkannt. 
Unmittelbar nach der Einladung Livin- 
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stones an die Sinn Fein verbot die briti­
sche Regierung im November Gerry 
Adams die Einreise auf das britische 
Festland. Aber sie mußte das Verbot 
aufheben, als Adams im Juni zum Par­
lamentsabgeordneten gewählt wurde.

Die politische Bedeutung des Be­
suchs ist weitreichend. Der „Chef einer 
Mörderbande“, wie ihn die reaktionä­
re Presse nennt, führte in Großbritan­
nien Gespräche mit Labour-Politikern, 
von denen Ken Livinstone erklärt: 
„Ich habe keinen Zweifel, daß Sinn 
Fein eine sozialistische Partei ist, und 
wir müssen beginnen, brüderliche Be­
ziehungen zwischen Sinn Fein und der 
Labour-Partei aufzubauen, als Schwe­
sterparteien, die für den Sozialismus in 
Europa kämpfen.“ Zwar distanzierte 
sich ein Teil der Einlader von „Gewalt­

anwendung“ in Nordirland, trat aber 
für den Abzug der britischen Truppen 
aus Nordirland ein. Daß Teile dieser 
Partei, die - als sie an der Regierung 
war - mit großer Einmütigkeit die 
Notstandsregelungen für Nordirland 
regelmäßig verlängerte, die blutigen 
Armeeeinsätze beschloß, die Internie­
rung betrieb, und deren Minister oft 
von der „bevorstehenden endgültigen 
Niederlage der IRA“ sprachen, jetzt 
mit Vertretern dieser politischen Rich­
tung sich treffen, ist das Ergebnis zwei­
er Tatsachen: Die Niederlage der IRA 
ist eben nicht eingetreten, und es ist of­
fensichtlich, daß die britische Armee 
ihr Ziel, die Vernichtung der IRA, 
nicht erreicht, während die „Terrori­
sten“ die Unterstützung der armen Ar­
beiterbevölkerung genießen und dies in 
Großbritannien selbst in der Arbeiter­

bewegung auch immer klarer erkannt 
wird.

Die Labour-Linke hat starke Ver­
bindungen zu den Vorständen einiger 
Gewerkschaften. Die Verbindung von 
Sinn Fein und britischer Arbeiterbewe­
gung ist durch diesen Besuch sicherlich 
gestärkt worden, während das Lager 
der politischen Gegner der IRA Risse 
erhalten hat. „Keine Nation, die eine 
andere versklavt, kann selbst frei 
sein“, erklärte Adams auf der Kundge­
bung im Londoner Stadtteil Islington. 
„Es gibt keinen Widerspruch, im Ge­
genteil vollständige Übereinstimmung 
zwischen dem Kampf für irische Unab­
hängigkeit und dem Kampf der Arbei­
terklasse in Großbritannien und in Ir­
land für den Sturz des Kapitalismus.“ 
Quellenhinweis: An Phoblacht/Republican News; Econo­
mist; Sunday Telegraph, verseh. Ausgaben - (hfr)

„Der britischen Armee klarmachen, daß sie 
unerwünscht ist“
Während einer Kundgebung mit 
mehreren tausend Teilnehmern in 
Belfast am 14. August aus Anlaß der 
Ermordung des 22-jährigen Thomas 
Reilly durch britische Soldaten am 9. 
August sprach u.a. der Vizepräsident 
von Sinn Fein und gewählte Unter­
hausabgeordnete von West-Belfast 
Gerry Adams.

Adams beschrieb die britischen 
Truppen als einen „starken, skrupel­
losen, geeinten und entschlossenen 
Gegner“ und erklärte, es gebe drei 
Methoden des Widerstandes.

„Eine Methode ist der bewaffnete 
Kampf, den die IRA gegen die briti­
sche Anwesenheit führt. Aus gesetz­
lichen Gründen kann ich Euch nicht 
aufrufen, Euch der IRA anzuschlie­
ßen, aber diejenigen von Euch, die 
das wollen, müssen sich das ernsthaft 
überlegen. Die IRA führt einen ge­
rechten Kampf, und Sinn Fein hat 
immer das Recht der IRA verteidigt, 
diesen Kampf zu führen. Wir haben 
erklärt, es sei die patriotische Pflicht 
von Iren und Irinnen, diesen gerech­
ten Kampf zu führen.

Eine zweite Methode ist, den briti­
schen Truppen und der RUC (Royal 
Ulster Constabulary, britische Poli­
zeitruppe in Nordirland) auf der 
Straße entgegenzutreten, wenn die 
allgemeine Empörung überkocht. 
Widerstand auf der Straße nicht so, 
wie wir ihn in den letzten Tagen gese­
hen haben, möchte ich den beteilig­
ten jungen Leuten sagen. Man kann 
mit Steinen oder Flaschen nichts ge­
gen Panzerwagen ausrichten, man 
kann mit Steinen oder auch Benzin­
bomben nichts gegen Flak-Jacken 
der UDR (Ulster Defence Regiment, 
eine Einheit der britischen Armee, 

die aus nebenberuflichen Soldaten aus 
Nordirland besteht, die meisten sind 
Protestanten und Angehörige prote­
stantischer Organisationen und para­
militärischer Organisationen, d. Red.) 
der RUC oder der britischen Armee 
ausrichten. Die sporadischen Straßen­
unruhen der letzten Tage wurden be­
wußt von der britischen Armee provo­
ziert. Die beteiligten jungen Leute soll­
ten sich besser organisieren. Heute 
brauchen wir andere Wege, um den 
Widerstand auszubauen.

Eine dritte Methode des Wider­
stands, bei der jeder einzelne, jeder 
Mann und jede Frau, sich beteiligen 
kann, besteht darin, der britischen Ar­
mee und der RUC klarzumachen, daß 
sie auf unseren Straßen unerwünscht 
sind. Das heißt, wenn wir von der briti­
schen Armee, der RUC oder der UDR 
auf der Straße zur Personalfeststellung 
angehalten werden, geben wir nur die 
Informationen, die wir nach dem Ge­
setz geben müssen. Wir geben Namen 
und Adresse an. Wir müssen ihnen un­

Britische Soldaten zum Schutz des ausländischen Kapitals

ser Geburtsdatum nicht geben, 
wenn wir über 21 sind, und wir müs­
sen ihnen keine Einzelheiten darüber 
geben, wo wir herkommen und wo 
wir hingehen. Wir müssen nicht auf 
derselben Straßenseite gehen wie die 
britische Patrouille. Wir können auf 
der anderen Seite gehen. Wir können 
unsere Türen verschließen. Wenn sie 
kommen, um unsere Wohnungen zu 
durchsuchen, können wir nach drau­
ßen gehen und sie zwingen, unsere 
Türen einzubrechen. Wir können, 
wie das die Frauen schon früher ge­
macht haben, die Frauenpatrouillen 
wiederbeleben. Wir können sicher­
stellen, daß kein britischer Soldat ei­
nen Fuß in unsere Straßen setzt, ohne 
daß er von einer Lärmsalve von Tril­
lerpfeifen, Rasseln und Mülltonnen­
deckeln empfangen wird; sicherstel­
len, daß jedesmal, wenn ein briti­
scher Soldat aus seinem Fort kommt, 
er nicht nur Angst vor der IRA, nicht 
nur Angst vor einem Steinewerfer 
hat, sondern auch Angst vor dem 
Volk.“
Quellenhinweis: An Phoblacht/Republican News, Zei­
tung der Sinn Fein, 44 Parnell Square, Dublin 1. Ausga­
be vom 18.8.1983
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Aus Kultur und Wissenschaft Erdrückende 
Familienbande

Ah

„Octopussy“
James Bond und die Atombombe oder „nur ein 
toter Russe ist ein guter Russe“
Die mit hohem finanziellem 
Aufwand gefertigten briti­
schen Filme über den Geheim­
agenten James Bond fanden 
bisher stets ein größeres Publi­
kum: Die vorgeführten techni­
schen Mittel sind beeindruc­
kend, die gefährlichen Szenen 
schauen nicht nach Pappma­
che und billigem Trick aus, 
und so mögen viele diese Sorte 
Abenteuerfilm durchaus un­
terhaltsam finden. Auch der 
seit Anfang August in den 
BRD-Kinos zu sehende James 
Bond-Film „Octopussy“ ist 
handwerklich solide gefertigt. 
Dem Publikum ab zwölf Jah­
ren wird dabei aber nicht nur 
spannende Handlung geboten: 
Es soll auch noch einiges über 
die Notwendigkeit der Vertei­
digung der westlichen Freiheit 
und über die Bösartigkeit und 
Heimtücke ihres schlimmsten 
auswärtigen Feindes im Osten 
schlucken.

Der britische Geheimdienst 
wird auf Juwelen aufmerksam, 
die aus dem einstigen Staats­
schatz der russischen Zaren 
stammen. James Bond findet 
heraus - unter Bestehen von 
in bekannter Action-Manier 
gedrehten Verfolgungsjagden, 
mit Hilfe zahlreicher techni­
scher Tricks aus dem Labor 
des Geheimdienstes und in be­
kannter Weiberheld-Manier 
-, daß hinter dem Juwe­
lenschmuggel ein russischer 
General steckt. Der Zuschauer 
kennt ihn bereits näher: Dieser 
General war in einer Sitzung 
von führendem Personal der 
Sowjetunion zu beobachten. 
Als ehrgeiziger jüngerer Mili­

Iraner

tär schlug er vor, die eindeuti­
ge Überlegenheit der Sowjet­
union bei Panzern und Divi­
sionen gegen die westeuropäi­
schen Staaten endlich zum 
Einsatz zu bringen - er schei­
terte aber mit seinem Vor­
schlag. Die älteren Generäle 
und Politiker, eher weil senile 
und trottelige Feiglinge denn 
aus Besonnenheit, setzen auf 
Abrüstungsverhandlungen, 
um die westeuropäischen Staa­
ten zu schwächen.

Der russische Finsterling — 
er könnte sowohl einen ,,Fal­
ken im Kreml“ repräsentieren, 
als auch eine jener zur Verbrei­
tung von Atomkriegsangst er­
fundenen Schreckgestalten, 
die als Irre versehentlich den 
,,roten Knopf“ drücken, - 
verfolgt seine Pläne jetzt auf 
eigene Faust. So dient der Ver­
kauf des Zarenschatzes nicht 
seiner persönlichen Bereiche­
rung. Vielmehr täuscht er die 
Schmugglerbande und miß­
braucht sie für seine politi­
schen Zwecke. Als Zirkusun­
ternehmen getarnt schmuggelt 
sie nichtsahnend statt der ver­
meintlichen Zarenjuwelen eine 
vom General untergeschobene 
Atombombe nach einem Gast­
spiel aus der DDR zur näch­
sten Vorstellung in eine US- 
Basis in der BRD. Nur zwei 
Komplizen des Russen-Gene­
rals sind eingeweiht und ma­
chen unterwegs die Bombe 
scharf.

Damit auch jeder kapiert, 
was passiert, wenn man sich 
naiv auf die Russen einläßt, 
und daß die ganze Bewegung 
gegen die Stationierung von

Mittelstreckenraketen fernge­
steuert ist, auch wenn sie’s sel­
ber gar nicht weiß und auch 
nicht glaubt, legt der General 
sein Kalkül vor: Wenn die 
Bombe explodiert, nimmt je­
der an, daß eine US-Bombe 
versehentlich hochgegangen 
sei, die Friedensbewegung in 
Westeuropa wird erstarken, al­
le Regierungen werden die Sta­
tionierung von Atomwaffen 
ablehnen, und die USA müs­
sen sich zurückziehen - er 
selbst stünde als „Held der So­
wjetunion“ da.

Doch dank James Bond en­
det alles anders: Der Russen- 
General stirbt als vermeintli­
cher Juwelendieb im Kugelha­
gel russischer Soldaten an der 
DDR-Grenze. Bond rettet in 
letzter Sekunde durch Ent­
schärfen der Atombombe - 
den Kinozuschauern, die noch 
immer nicht die „russische Ge­
fahr“ erkennen wollen, wird 
gefühlvoll auf die Tränendrüse 
gedrückt: Kinder sind zu se­
hen, die sich mit glänzenden 
Augen auf den Zirkus freuen 
und nichts von der Atombom- 
ben-Gefahr ahnen. Der von 
dem Russen mißbrauchten 
Chefin der Schmugglerbande 
- er hätte sie als nicht mehr 
benötigtes Werkzeug bei der 
Explosion kaltblütig mit hoch­
gehen lassen - gehen jetzt 
auch die Augen auf: Sie 
kämpft mit ihrer Frauentruppe 
und James Bond gemeinsam 
gegen die beiden übrig geblie­
benen Komplizen des Gene­
rals.

Ein richtiger Hetzfilm für 
NATO-Krieg! (aik)

Der Kriminalroman schildert 
das Mißlingen der Pläne des 
Leiters einer Sparkassenfiliale 
in einer Kleinstadt, aus den er­
stickenden Verhältnissen aus­
zubrechen. Spannend wird die 
Geschichte nicht durch große 
Aktionen, sondern durch die 
Beziehung dieses Rubeck zu 
seiner Frau, in deren Metzger­
familie er eingeheiratet hat. Er 
hat eine Million unterschlagen. 
Er hat einen Erpresser mit 
Pfeil und Bogen erlegt und ihn 
auf den Müll gekippt. Das alles 
läßt sie kalt. Was sie allein in­
teressiert, ist, daß ihr Mann zu 
ihr zurückkehrt und das junge 
Mädchen, mit dem er ver­
schwinden will, verläßt. Dafür 
hilft sie ihm, Spuren zu verwi­
schen. Er kann unauffällig das 
Geld zurückschaffen und Be­
weise vernichten. Er hat 
Glück. Zudem setzt die Polize;- 
auf falsche Spuren und läß 
ihn ungeschoren. Aber durch 
die Eifersucht seiner Frau, 
durch die Geschwätzigkeit sei­
nes Schwiegervaters in betrun­
kenem Zustand, durch die 
anonyme Denunziation einer 
Nachbarin werden die Ver­
wicklungen erneut so verkno­
tet, daß es für Rubeck keine 
Verwirklichung seines Traums 
mehr gibt. Auf einer verzwei­
felten Fahrt mit dem Auto 
bringt er seine Geliebte zu To­
de und verletzt sich selber 
schwer. Seiner Frau bleibt die 
Befriedigung, daß zwar alles 
aufgekommen ist, aber für sie 
die Kleinbürgerverhältnisse 
wieder in Ordnung kommen, 
weil man sie bedauern würde 
und „die tapfere Haltung be­
wundern, mit der sie alles ge­
tragen hatte“. Sie bleibt 
unschuldiges Ungeheuer übnto.
Hein/ Schirk, Rubecks Traum, rororo 2645, 
4,80 DM - (anl)

Ein antichauvinisti­
scher Science Fiction

Ein mit riesigen Zeppelinen 
und kriegerisch ausgerüsteten 
Ballons geführter imperialisti­
scher Raubkrieg Anfang des 
20. Jahrhunderts entwickelt 
sich ganz anders, als die krieg­
führenden imperialistischen 
Mächte erwartet hatten. Erst 
bricht in ihren Kolonialgebie­
ten eine Kette von Aufständen 
gegen die verhaßten europäi­
schen Kolonialherren los, 
dann greift eine weit überlege­
ne vereinigte Streitmacht von 
japanischen und chinesischen 
Luftschiffen die Luftflotten 
der imperialistischen „Barba­
ren“ an, schlägt sie vernich­
tend eine nach der anderen. Ei­
ne daraufhin einsetzende

34



Bankpanik führt zum Zusam­
menbruch von Banken und In­
dustrie, und schließlich bricht 
in den großen Städten der Auf­
stand der arbeitenden Klassen 
los und bereitet der imperiali­
stischen „Zivilisation“ endgül­
tig den Garaus. Das sind so et­
wa die Stationen in H.G. Wells 
1908 erschienenem Zukunfts­
roman „Der Luftkrieg“. Er­
zählt wird das Ganze als die 
Geschichte des kleinen engli­
schen Gemischtwarenhändlers 
Bert Smallways, der gegen sei­
nen Willen in diesen Krieg hin­
eingerät und Schritt für Schritt l 
einen immer größeren Haß ge­
gen alle kriegführenden Mäch­
te entwickelt. Ansonsten ist 
„Der Luftkrieg“ ein antichau­
vinistischer Science Fiction, 
wenn auch mit sehr pessimisti­
schem Ausgang. Die Aufstän­
de in den Städten stellen sich 
als unorganisierte Revolten 
heraus, die sozialistischen Par- 

\ teien spielen aus irgendwel- 
chen Gründen darin keine Rol­
le, Hungersnöte breiten sich 
aus, gefolgt von der Pest. Der 
Krieg kann nicht beendet wer­
den, sondern geht in einen jah­
relangen Raubritterkrieg in al­
len Winkeln der Erde über, bis 
am Ende ausgerechnet bapti- 
stische Priester wieder für den 
Seelenfrieden der auf landwirt­
schaftliche Subsistenzproduk­
tion zurückgeworfenen Bevöl­
kerung sorgen. Interessant 
sind auch die von Wells be­
schriebenen anfänglichen 
Kriegsziele der Imperialisten. 
So ist das Deutsche Reich 
„noch immer bemüht, den 
Traum von einer Ausdehnung 
seiner Herrschaft zu verwirkli­
chen, um dereinst einem ge­
waltsam geeinten Europa die 
deutsche Sprache aufzuzwin­
gen.“
H.G. Wells, Dur Luftkrieg, Ullstein-Buch 
20257, Frankfurt 1983, 8,80 DM - (rül)

Kampf gegen die Nazi- 
Aggression

Das Buch von Theodor Balk 
„Das verlorene Manuskript“ 
erschien zum ersten Mal 1943 
in Mexiko. Th. Balk war von 
1929 bis 1932 Redakteur der 
„Linkskurve“gewesen, der 
Zeitschrift des Bundes proleta­
rischrevolutionärer Schriftstel­
ler. Er veröffentlichte dort 
u.a. Reportagen. Diese literari­
sche 
auch 
ches. 
risch 
keiten von 1933 bis 1941 den 
Kampf der Antifaschisten ge­
gen die Kriegsvorbereitungen 
und Aggressionen der Nazis.

Balk hatte 1933 vor den Na­
zis fliehen müssen, ihm drohte 
Verhaftung und Verurteilung,

insbesondere, weil er in Merse­
burg untersucht hatte, wie die 
Imperialisten in den Leuna- 
werken die Produktion von 
Salpetersäure aus Luftstick­
stoff und Benzin aus Kohle 
aufbauten bzw. ausweiteten. 
Die deutschen Imperialisten 
schufen damit die Vorausset­
zungen, um möglichst unab­
hängig von der Einfuhr dieser 
kriegswichtigen Rohstoffe den 
nächsten imperialistischen 
Krieg führen zu können. Mit 
dem Bericht darüber beginnt 
das Buch. In der wohl wichtig­
sten Reportage ,,Reise durch 
künftige Kriegsschauplätze“ 
deckt Balk systematisch auf, 
wie die Nazis in allen 
„deutschsprachigen Gebie­
ten“ der benachbarten Staaten 
offen oder verdeckt Nazipar­
teien aufbauten, wie sie 5. Ko­
lonnen in diesen Ländern mo­
bilisierten und so die Einverlei­
bung in das Großdeutsche 
Reich vorbereiteten. Dabei 
versucht Balk der nationalen 
Demagogie entgegenzutreten.

I Er berichtet, daß in dem Ge­
biet der Tschechoslowakei, in 
dem Sudetendeutsche lebten, 
ein deutscher Kapitalist ein 
Stahlwerk an einen tschechi- 
sehen Kapitalisten verkaufte. 
Das Werk wurde nach dem 
Verkauf stillgelegt. Mit einem 
Teil seines Geldes unterstützte 
der deutsche Kapitalist dann 
die Henlein-Partei, einem Ab­
leger der NSDAP. Balk kriti­
siert nun, daß der deutsche Ka­
pitalist nationale Interessen l 
der Deutschen nicht gut vertre­
ten habe, denn dieser habe von 
den Stillegungsabsichten des 
tschechischen Kapitalisten Be­
scheid gewußt und der würde 
sich um die nationalen Interes­
sen der Deutschen an der Er­
haltung der Arbeitsplätze nicht 
kümmern. Daß ein Teil der 
Arbeiter an diesem Ort Hen­
lein loben, kann Balk nur 
ein „Zauberkunststück“ nen­
nen. Der Vorwurf gegen den 
Kapitalisten, unnationale Ta­
ten zu begehen, wird der natio­
nalsozialistischen Demagogie 
keinen Einfluß genommen ha­
ben, der Vertretung der ge­
meinsamen Interessen der 
tschechoslowakischen und der 
deutschen Arbeiter aber in ih­
rem Kampf gegen die drohen­
de Unterwerfung unter die Na­
zi-Diktatur einen falschen Weg 
gewiesen haben. - Wertvoll 
dagegen ist, daß Balk genau 
darlegt, wie der Vertrag von 

t München 1938 ein Teil des 
Planes der westlichen Imperia-

i | listen war, die Aggression der 
deutschen Imperialisten gegen 
die Sowjetunion zu richten.

USA
Wissenschaftler untersuchen
Deindustrialisierung

Form verwendete Balk 
für die Berichte des Bu- 
Er beschreibt exempla- 

an seinen eigenen Tätig-

Th. Balk, Das verlorene Manuskript. Fischer- 
Taschenbuch 5179, 9,80 DM - (gba)

Dieses Buch, obwohl von zwei Wirtschaftsprofessoren geschrie­
ben, veröffentlicht 1982, ist nicht hauptsächlich für ein akademi­
sches Publikum gedacht. Erste Untersuchungen zum Thema 
Deindustrialisierung in Amerika (gemeint sind die USA) wurden 
von den Autoren 1979 unternommen. Auftrag dazu gab eine Ko­
alition aus Gewerkschaften und lokalen Bürgerinitiativen, die im 
Kampf gegen Fabrikschließungen sich genauer mit den Ursachen 
und Folgen dieses in den ganzen USA stattfindenden Prozesses 
befassen wollten.

Fast die Hälfte des Buches befaßt sich daher mit der Untersu­
chung von Fabrikschließungen und den brutalen Folgen für die 
betroffenen Arbeiter, ihre Familien, ihre Städte und Regionen. 
Eingeordnet ist die Vielzahl von Enthüllungen unter die Fragestel­
lung: Wie hoch sind die sozialen Kosten für die Gesellschaft für 
einen immer schnelleren Kapitaltransfer von immer größerem 
Umfang von einer Region in die andere, von einer Branche in die 
andere sowie ins Ausland? Sie stellen dann die Frage: Sind diese 
Kosten noch tragbar?

Es wird geschätzt, daß vom Ende der 60er Jahre bis heute etwa 
38 Mio. Arbeitsplätze ,,verloren“ gegangen sind und daß die Ge­
schwindigkeit dieses Prozesses noch im Ansteigen ist. Die Auto­
ren fanden auch als überraschend, daß die Südstaaten der USA 
- Ziel von Industrieverlagerungen aus dem Norden nach dem 2. 
Weltkrieg - in den 70er Jahren genauso von Fabrikschließungen 
betroffen sind wie vorher nur der hochindustrialisierte Norden 
und daß insbesondere in den 70er Jahren verstärkt ,,Export“ von 
arbeitsintensiven Produktionen ins Ausland stattfand.

Zur Untersuchung der Höhe der Sozialkosten ziehen die Auto­
ren dann als erstes Untersuchungen über Einkommensverluste 
heran: Wann welcher Anteil der Betroffenen wieder Arbeit findet 
und ob überhaupt; wann die frühere Einkommensentwicklung 
wieder erreicht wurde und ob überhaupt; ob im selben Beruf oder 
welcher soziale Abstieg hingenommen werden mußte; ob Ältere 
oder Minoritäten härter betroffen sind. Neben der Zerstörung der 
finanziellen Basis einer Familie wird untersucht die Auswirkung 

| auf die Gesundheit. Mit dem Arbeitsentgelt verlieren die Arbeiter 
Ioft gleichzeitig ihre Krankenversicherung sowie Teile ihrer Pen­

sionsansprüche.

Sodann werden Auswirkungen auf die betroffenen Gemeinden 
untersucht. Dabei werden Einwirkungen behandelt, die sich in 
Zahlen ausdrücken lassen, z.B. wieviel Steuereinnahmen die Ge­
meinde verliert, wieviel weitere Betriebe infolge einer Betriebs­
schließung ihr Geschäft aufgeben oder einschränken bis hin zu 
höheren Ausgaben an Sozialhilfe etc. An Einflüssen, die sich 
nicht so einfach in Zahlen messen lassen, werden z.B. genannt: 
verminderte Fähigkeit der Gewerkschaften, am Ort erfolgreiche 
Verhandlungen durchzuführen, bis hin zu einer gestiegenen allge­
meinen Unsicherheit der Lohnabhängigen, die das Vertrauen in 
das ,,System“ verlieren. Dann werden ,,boomtowns“ untersucht, 
Städte mit extrem hohem und schnellem wirtschaftlichen Wachs­
tum, sowie Reindustrialisierung in Regionen, die vorher von mas­
siven Fabrikschließungen betroffen waren. In beiden Fällen wer­
den wesentliche Nachteile für die betroffene Arbeiterbevölkerung 
festgestellt.

Aus dieser ausführlichen Untersuchung folgern die Autoren, 
daß die sozialen Kosten von De- wie Reindustrialisierung zu hoch 
seien und daß es die Geschwindigkeit sei, mit der heute Kapital­
transfer stattfindet, die diese sozial untragbaren Folgen mit sich 
bringe. Deshalb sei es die Aufgabe der gesellschaftlichen Kräfte, 
an diesem Punkt für eine Änderung anzusetzen. Zwar würde die 
,,freie Marktwirtschaft“ selbst für einen gewissen Ausgleich sor­
gen, dieser Prozeß sei jedoch zu langsam.

Im folgenden Teil behandeln die Autoren die Frage, warum 
und wie findet Deindustrialisierung statt. Vorangestellt werden 
die immens gestiegenen praktischen Möglichkeiten für Kapitalex­
pansion und -mobilität nach dem 2. Weltkrieg. Einmal techni­
scher Art im Transport- und Kommunikationswesen, entwickelt 
im 2. Weltkrieg und bezahlt aus Steuermitteln. Zum anderen poli­
tischer Art: Neueröffnung von Expansionsmöglichkeiten wie nie 
zuvor, gestützt auf die Weltmachtstellung der USA, nämlich ihr 
militärisches Potential, das sie auch einsetzte.
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Den größten Einfluß auf die Deindustrialisierung in den USA 
hätten jedoch Veränderungen in der Organisationsform des Ei­
gentums gehabt. Hauptmerkmal der zwei großen Kapitalkonzen­
trationswellen, die vor dem 2. Weltkrieg stattfanden, sei zunächst 
horizontale und dann vertikale Kombination der Produktion ge­
wesen. Ersteres wird definiert als Konzentration gleicher Produk­
tion, durchgeführt hauptsächlich über Aktienkauf, letzteres als 
Einverleibung von Zulieferern aller Art und des Vertriebsnetzes, 
finanziert durch die großen Banken.

Das Schlagwort für die dritte festgestellte ,,moderne“ Konzen­
trationswelle ist Diversifikation, die nach dem 2. Weltkrieg etwa 
ab 1949 einsetzte. Unternehmen, die nichts mehr mit der Produk­
tionslinie des Käufers zu tun haben, werden einverleibt, und ab 
etwa 1973 wechseln immer größere Unternehmen und ganze Kon­
zerne den Besitzer - unter Anleitung der Banken, die Milliarden- 
Dollarbeträge für nur eine einzige Zusammenlegung bereitstellen. 
Folge ist ein ständiges und ungeheueres Anwachsen wirtschaftli­
cher Macht, was das Kommando eines Kapitals unter einheitli­
cher Regie über Arbeiter und Produktionsmittel betrifft, sowie - 
und das interessiert die Autoren hier hauptsächlich - Milliarden­
investitionen, die kein Jota an Produktionserweiterung brächten, 
sondern oft noch das Gegenteil bewirkten. Insbesondere sei es 
verbreitete Praxis, profitable Unternehmen aufzukaufen. Die 
Profite werden abgeschöpft, für weitere Aufkäufe verwendet 
oder ins Ausland transferiert, während der usprünglich profitable 
Betriebe veraltet und schließlich dicht gemacht wird. Triebfeder 
für diese immer hektischere Aktivität ist der Kampf des US-Kapi- 
tals gegen sinkende Profitraten und, ab den 60er Jahren, steigen­
de europäische und japanische Konkurrenz auf dem Weltmarkt.

Um die Profite hochzuhalten, haben neun von zehn Konzernen 
als Grund für Betriebsverlagerungen angegeben: ,,run-away“ 
(Flucht) vor den Gewerkschaften - zunächst nach den wenig or­
ganisierten Südstaaten der USA und dann ins Ausland. Erfolge 
der Arbeiterbewegung in den USA in den 40er Jahren wurden di­
rekt nach dem 2. Weltkrieg massiv und erfolgreich angegriffen 
insbesondere auch auf dem politischen Sektor, was in der Kom­
munistenhetze und -Verfolgung der McCarthy-Ära gipfelte. Die 
Gewerkschaften mußten sich zufrieden geben mit einer materiel­
len Beteiligung an den horrenden Profiten des US-Kapitals: höhe­
re Löhne, betriebliche und gesetzliche Verbesserungen der Sozial­
versicherungen. So erkauften die Kapitalisten sich den Arbeits­
frieden ,,daheim“, wichtig für ihre Expansionspläne rund um den 
Erdball. Irgendwelchen gewerkschaftlichen Einfluß auf ihre Ge­
schäftsführung wußten sie jedoch zu verhindern. Z.B. besteht 
keinerlei Verpflichtung, Beschäftigte etwa von einer bevorstehen­
den Betriebschließung auch nur zu unterrichten.

Weiterhin: möglich gemacht durch die moderne Kommunika- 
tions- und Transporttechnik, bestehe heute keine zwingende Not­
wendigkeit mehr, mit zunehmender Kapitalkonzentration die 
Produktionsstätten und damit die Arbeiterschaft zu konzentrie­
ren. Daraus haben die Kapitalisten spezielle Methoden ent­
wickelt, eigens um die Streikwaffe der Arbeiter stumpf bis un­
brauchbar zu machen. Dazu gehört z.B. Paralell-Produktion: 
Mehrere Teilbetriebe, oft in verschiedenen Ländern des Erdballs, 
stellen bei nicht vollausgelasteter Kapazität dasselbe Teil her. 
Wird in einer Fabrik, in einem Land gestreikt, kann in der Para- 
lell-Fabrik die Produktion erhöht werden. Dazu gehört auch die 
breite Streuung der Zulieferaufträge, um nicht von einem Ar­
beitskampf an einem Ort in diesem Bereich abhängig zu sein.

Eine Folge des Kampfes der Kapitalisten gegen die Gewerk­
schaften in den USA ist die Abnahme des gewerkschaftlichen Or­
ganisationsgrades von 1954 etwa 35% auf etwa 24% 1978. Eine 
andere ist die Fähigkeit des Kapitals, Lohnsenkungen in Verhand­
lungen mit den Gewerkschaften durchzusetzen. Ein Prozeß, der 
nach Einschätzung der Autoren erst in den Anfängen ist. Trotz­
dem gehen die Autoren davon aus, daß sich die nächsten massi­
ven Angriffe der Kapitalisten auf die weitere Demontage des oh­
nehin eingeschränkten sozialen Sicherheitsnetzes konzentrieren 
werden. Einmal weil der gewerkschaftliche Organisationsgrad so 
niedrig sei, sei es nicht möglich, generell Lohnsenkungen in Ver­
handlungen durchzusetzen, zum anderen weil es gerade im Sozial­
bereich noch größte regionale Unterschiede gibt (bis zum zehnfa­
chen), die bedingungsloser Ausbeutung Schranken setzen.

Das letzte Kapital ihres Buches überschreiben die Autoren mit 
„Die große Reindustrialisierungsdebatte“. Ihr Motto ist dabei: 
Reindustrialisierung mit menschlichem Gesicht. In ihren Stich­
punkten für ein Programm zur demokratisch-sozialistischen 

Reindustrialisierung stellen sie an erste Stelle die Wiederherstel­
lung des sozialen Netzes, finanziert über weniger Ausgaben für 
Rüstung und höhere Steuern für die Unternehmen. Als zweites 
folgen Vorschläge für eine Gesetzgebung zur Regulierung von Ka­
pitalmobilität bzw. deren Folgen. Diese reichen von der Ver­
pflichtung zur frühen Information über eine Fabrikschließung bis 
zu billigen staatlichen Krediten, die für Übernahme eines von 
Schließung betroffenen Betriebes gewährt werden sollen. Der Be­
trieb soll dann in Staats-, Gemeinde- oder Arbeitereigentum über­
gehen, und eine Methode für eine alternative, nicht profitabhän­
gige Eigentumsform soll entwickelt werden, möglich eben durch 
Verteilung der Lasten auf alle Steuerzahler. Die Frage der Durch­
führung eines solchen Programmes, sagen die Autoren, könnten 
sie nicht beantworten, wohl aber, wo ein Anfang gemacht werden 
soll: in den Gewerkschaften, sowie in den nicht gewerkschaftlich 
organisierten Arbeitsstätten und in den Koalitionen, die sich aus 
Gewerkschaften und Bürgerinitiativen gebildet haben und weiter 
bilden. Die Organisierung (hervorgehoben von den Autoren des 
Buches) der Debatte zur Reindustrialisierung sei das Gebot der 
Stunde.

Zweifellos ist das Buch eine wichtige Informationsquelle nicht 
nur für Gewerkschaften und Lohnabhängige in den USA. Was 
man allgemein sagen kann, ist, daß die Autoren das kapitalisti­
sche Wirtschaftssystem, basierend auf Profitmacherei und Aus­
beutung, nicht angreifen wollen. In keiner Weise in Frage gestellt 
wird der Anspruch des US-Kapitals, auf dem Weltmarkt konkur­
renzfähig zu sein, kein Wort gegen chauvinistische Propaganda. 
Die Arbeiter und ihre Organisationen werden als Opfer behan-A 
delt, die sich gegen Auswüchse des „Systems“, nämlich zu schnei- ■ 
len Kapitaltransfer, zur Wehr setzen sollen, als Produzenten des 
gesellschaftlichen Reichtums werden sie nicht in Betracht gezo­
gen.
Barry Bluestone, Bennei Harrison, The Deindustrialization of America, Basic Books, Inc., Pu- 
blisher, New York, 1982 - (her)

,, Verbündete“
Deutscheuropa-Strategie, NATO 
und Westeuropäische Union (IV)
Gegenüber den Bemühungen des reichsdeutschen Imperialismus 
um die Revision der Ergebnisse des 1. Weltkrieges hat die west­
deutsche Monopolbourgeoisie immerhin den „Fortschritt“ er­
zielt, daß sie die Revision der Ergebnisse des 2. Weltkrieges ge­
stützt auf eine Allianz von 15 Staaten betreiben kann:

1. Zunächst einmal ist es der westdeutschen Seite gelungen, die drei 
ehemaligen Mitglieder der Antihitlerkoalition - USA, Großbritannien 
und Frankreich - im Rahmen des (1952 erstmals, 1954 in abgeänderter, 
bis jetzt gültiger Fassung gemeinsam unterzeichneten) Deutschlandvertra­
ges auf zweierlei zu verpflichten: Erstens „Zusammenwirken“ mit der 
BRD zwecks Aufrichtung eines „wiedervereinigten Deutschlands, das ei­
ne freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich wie die Bundesrepu­
blik besitzt und das in die europäische Gemeinschaft integriert ist“ (Art. 
7/„Ziele der Politik der Vertragsstaaten“) Und zweitens Geltendma­
chung einer diesbezüglichen „friedensvertraglichen Regelung“ gegenüber 
derjenigen Siegermacht der Antihitlerkoalition, mit der zusammen ur­
sprünglich auf der Grundlage des Potsdamer Abkommens ein demokrati­
sches Friedensdiktat gegenüber „Deutschland“ (bestehend aus den vier 
Besatzungszonen bzw. Sektoren Berlins) vereinbart worden war - näm­
lich gegenüber der UdSSR (Art. 2/„Vorbehalt von Rechten bzw. Verant­
wortlichkeiten“ - in diesem spezifischen Sinne).

2. Sodann gab die seinerzeitige Bundesregierung am 23.10. 1954 eine 
Erklärung anläßlich des Beitritts der BRD zur WEU und NATO ab, der 
sich eine Gegenerklärung der drei ehemaligen westlichen Besatzungs­
mächte anschloß (ebenfalls 23.10. 1954). Diese beiden Erklärungen (zu­
sammengenommen ) bildeten ihrerseits wiederum die Grundlage eines ge­
meinsamen „ Protokolls zum Nordatlantikvertrag über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland“ - unterzeichnet von allen 14 damaligen 
NATO-Mitgliedsländern (Datum ebenfalls 23.10.1954). Diese Erklärun­
gen bzw. dieses Protokoll haben im wesentlichen folgenden Inhalt (1):

a) Erstens versicherte die BRD in der o.a. Erklärung, „daß sie sich al­
ler Maßnahmen enthalten wird, die mit dem streng defensiven Charakter 
dieser beiden Verträge (WEU-/NATO-Vertrag, d.Red.) unvereinbar 
sind. Insbesondere verpflichtet sich die BRD, die Wiedervereinigung 
Deutschlands oder die Änderung der gegenwärtigen Grenzen der BRD 
niemals mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen ...“

b) Zweitens versicherten daraufhin die Regierungen der USA, Großbri­
tanniens und Frankreichs ihrerseits gegenüber der BRD insbesondere, 
„daß . . . eine zwischen Deutschland und seinen früheren Gegner frei ver­
einbarte friedensvertragliche Regelung für Gesamtdeutschland, welche 

36



die Grundlage für einen dauerhaften Frieden legen soll, ein wesentliches 
Ziel ihrer Politik bleibt. Die endgültige Festlegung der Grenzen Deutsch­
lands muß bis zum Abschluß einer solchen Regelung aufgeschoben wer­
den; . . . die Schaffung eines völlig freien und vereinigten Deutschlands 
durch friedliche Mittel (bleibt) ein grundlegendes Ziel ihrer (USA/GB/F; 
d. Red.) Politik . ..“ Außerdem - was wenig bekannt, aber sehr bedeut­
sam ist — nahmen diese „Drei Mächte“ eine weitere „Erklärung der 
Bundesrepublik betreffend Hilfeleistungen für Berlin1 ‘ unwidersprochen 
zur Kenntnis, in deren Präambel ausdrücklich die „Verbundenheit der 
Bundesrepublik mit Berlin als der vorgesehenen Hauptstadt eines freien 
wiedervercinigtcn Deutschlands“ bekräftigt wird.

c) Di.ttens beschlossen schließlich die Regierungsvertreter Belgiens, 
Kanadas, Dänemarks, der USA, Frankreichs, Griechenlands, Islands, 
Italiens, Luxemburgs, Norwegens, der Niederlande, Portugals, der Tür­
kei und Großbritanniens das o.a. Protokoll zum NATO-Vertrag. In des­
sen Präambel „stellen (sie einmütig) fest, daß die Regierungen aller Mit­
gliedstaaten (der NATO) sich der . . . Erklärung der Regierungen (der 
USA, Großbritannien und Frankreichs ... angeschlossen haben“. Dieses 
Protokoll bzw. dessen Inhalt bildet daher seit jenem Beitritt der BRD zur 
NATO einen offiziellen Bestandteil der Geschäftsgrundlage dieser Al­
lianz.

3. In der Folgezeit hat die NATO-Ministerratstagung kontinuierlich je­
nes o.a. Element der gemeinsamen Geschäftsgrundlage öffentlich hervor­
gehoben und seine Zielsetzung bekräftigt. Als Beispiel sei hier jenes be­
rühmte Schlußkommunique der NATO-Ministerratstagung vom 
12. — 14.12. 1967 (Brüssel) sowie sein - als sogenannter Harmel-Bericht 
heute noch gültige „Anhang“ - zitiert: (Schlußkommunique) „Der Rat 
erinnert an die Auffassungen, die in der am 16. Dezember 1966 abgegebe­
nen Deutschland-Erklärung zum Ausdruck gebracht worden waren. Die 
Minister betonten, daß die friedliche Regelung der Deutschlandfrage auf 
einer Grundlage, die das fundamentale Recht des deutschen Volkes auf 

^Wiedervereinigung berücksichtigt, ein entscheidender Faktor für eine ge- 
7 rechte und dauerhafte Friedensordnung in Europa darstellt ...“ (An­

hang) . . . (Die) Möglichkeit einer Krise kann nicht ausgeschlossen wer­
den, solange die zentralen politischen Fragen in Europa, zuerst und zu­
nächst die Deutschlandfrage, ungelöst bleiben . . Eine endgültige und 
stabile Regelung in Europa ist jedoch nicht möglich ohne eine Lösung der 
Deutschlandfrage, die den Kern der gegenwärtigen Spannungen in Euro­
pa bildet. Jede derartige Regelung muß die unnatürlichen Schranken zwi­
schen Ost- und Westeuropa beseitigen, die sich in der Teilung Deutsch­
lands am deutlichsten und grausamsten offenbaren . . . Das höchste poli­
tische Ziel der Allianz ist es, eine gerechte und dauernde Friedensordnung 
in Europa mit geeigneten Sicherheitsgarantien zu erreichen . . . Die Bünd­
nispartner werden laufend politische Maßnahmen prüfen, die darauf ge­
richtet sind, eine gerechte und dauerhafte Ordnung in Europa zu errei­
chen, die Teilung Deutschlands zu überwinden und die europäische Si­
cherheit zu fördern.“(2)

Wenn man diese bislang erörteren Sachen zusammenfaßt, 
kommt man sicherlich zu dem Ergebnis, daß sich die Expansions- 
Absichten der westdeutschen Monopolbourgeoisie auf eine ganz 
beachtliche politisch-militärische Reserve stützen können. Aber 
in Anbetracht dessen, daß es sich um eine imperialistische Allianz 
nordamerikanisch-westeuropäischer Monopole handelt, ist (la­
tente) ständige Interessen-Kollision unterstellbar. Es ist daher un­
terstellbar, daß die Herstellung einer solchen Interessen-Gleich­
heit — wie sie ja die Bündelung der „Bündnispartner“ (und d.h. 

-- doch letztlich: ihrer jeweiligen in der BRD stationierten Truppen) 
für deutschlandpolitische Zwecke voraussetzt - ein eher span­
nendes bzw. mühseliges Geschäft ist. Keineswegs läßt sie sich aus­
reichend mit dem mehr oder minder gemeinsamen Wunsch nach 
endgültiger und restloser Beseitigung solcher Länder bzw. Gesell­
schaftsordnungen, die gerade nicht vom kapitalistischen Privatei­
gentum beherrscht sind, erklären. Denn eine solche gemeinsame 
Absicht bedingt nicht notwendigerweise eine vorab erfolgte Sta­
tionierung eigener Truppen in einem anderen Land, wie etwa das 
Beispiel der von allen Seiten erfolgten Intervention in die soeben 
errichtete Sowjetunion (1919— 1923) belegt. Weiterhin würde eine 
solche gemeinsame Absicht auch nicht den doch verhältnismäßig 
langen Zeitraum dieser auswärtigen Stationierung eigener Trup­
pen erklären können - denn, diese gemeinsame Absicht einmal 
festgestellt, wäre Ausgucken einer günstigen Gelegenheit und so­
dann schnelles Zuschlägen das imperialistisch Logische und Nor­
male. Aber über 30 Jahre zusammen in der BRD auf der Lauer 
liegen?! Es hat den Anschein, daß der Blick dieser Truppen kei­
neswegs stramm nach „Osten“ ausgerichtet ist und daher ramm­
dösig wird, sondern vieles deutet auch auf Zweckbestimmungen 
für die umgekehrte Richtung hin. Diese Blickrichtung erschließt 
sich dem Leser bei genauerem Studium westdeutscher Äußerun­
gen bzw. Handlungen bezüglich der in der BRD stationierten 
Truppen der „Verbündeten “.

Und zwar hat der derzeitge Staatsminister im Auswärtigen Amt, Dr. 
A. Mertes (CDU), folgendes dazu festgestellt: „Für die vom Deutsch­
landvertrag bekräftigten Ziele und Rechte benötigen wir Verbündete, die 
- im Atomzeitalter! - nicht nur zur Unteilbarkeit der westlichen Sicher­

heit verläßlich stehen; sondern die darüber hinaus auch unseren Willen 
und den unserer östlichen Nachbarvölker zur moralisch-offensiven Ge­
staltung eines dauerhaften Friedens durch Verwirklichung der personalen 
Menschenrechte und der nationalen Selbstbestimmung tatsächlich teilen; 
also politische Verbündete, die kraft geschichtlichen Weitblicks in der 
Wiedervereinigung Deutschlands und Europas elementares Eigeninteres­
se erkennen und mitvertreten“ (Leserbrief/FAZ 12.10. 1982) Am 
14.7. 1983 veröffentlichte die FAZ einen Artikel zur Thematik „Bonn, die 
NATO und EG“, der auf ein ausführliches Gespräch der Bonner FAZ- 
Redaktion mit Mertes selbst zurückgeht und worin dieser folgendes ein­
räumt: „Vorsicht scheint der Bundesrepublik bei dem Gedanken daran 
am Platze, daß im Westen bei der Wiederbelebung der deutschen Frage 
gefragt werden könnte, wie groß denn ein künftiges Deutschland sein sol­
le ... Der Verweis auf die Grenzen von 1937 bildet nur ein ,Ausgangsda­
tum4; zwar weiß die Bundesregierung, daß die Verbündeten die Grenzen 
von 1937 als ,Ziel‘ nicht herbeiführen helfen würden, doch hält sie diese 
Angelegenheit für ,offen4, wenigstens als historischen Ausgangspunkt. 
Mit der Grenzfrage will Bonn die Wiederbelebung der Deutschland-Poli­
tik jetzt keinesfalls belasten“ (a.o., S.5/Titel: „Kohls Beharren auf dem 
Wiedervereinigungs-Ziel ist nur neues Stück einer alten Linie“)

Wenngleich somit einerseits gesagt werden kann, daß die west­
deutsche Monopolbourgeoisie die auf ihrem Territorium anwe­
senden Truppen ihrer nordamerikanisch-westeuropäischen Kon­
kurrenten gleichsam als Faustpfänder dafür zu nutzen sucht, daß 
die Regierungen dieser Konkurrenten ihren vertraglichen Zusiche­
rungen bezüglich der „Wiedervereinigung“ nicht die praktische 
Wirksamkeit entziehen können ist, so ist doch dieser Versuch 
vollständig abhängig von den spezifischen eigenen Interessen je­
ner „Verbündeten“ an einer kontinuierlichen auswärtigen Statio­
nierung ihrer Truppen in der BRD. Und wenn auch das gemeinsa­
me Interesse an der Beseitigung der nichtkapitalistischen Verhält­
nisse in Osteuropa und der UdSSR unübersehbar, so ist doch das 
jeweilige Desinteresse an einer Stärkung der BRD ( - im Zuge ei­
ner solchen gemeinsamen Beseitigungs-Aktion) mindestens eben­
so unübersehbar.

Außer in Westberlin ist Anwesenheit der NATO-Streitkräfte in der 
BRD durch den „ Vertrag über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte 
in der BRD“ (1954/55) geregelt. Der Artikel 3 ermöglicht zwar das Au­
ßerkraftsetzen dieses Vertrages bei einmütiger Feststellung eines diesbe­
züglichen Anlasses durch die Beteiligten („Entwicklung der internationa­
len Lage“); aber seine wesentliche Bestimmung ist doch diejenige, daß er 
bei Abschluß jener aus dem Deutschland vertrag bekannten „friedensver­
traglichen Regelung“ - d.h. im Zuge der „Wiedervereinigung“ - außer 
Kraft tritt: Der Zweck der bis dahin erfolgten Stationierung ausländischer 
Truppen wäre - aus westdeutscher Sicht - erfüllt, sie könnten sozusa­
gen „nach Hause“ gehen.

Nun ist aber die Geschichte der NATO voll von vorzeitigen 
Wünschen und diesbezüglichen Taten der „Verbündeten“ hin­
sichtlich der Rückführung jener Truppen entweder im Zusam­
menhang mit der Entwicklung der Klassenkämpfe im jeweils eige­
nen Land oder zum Zwecke der Niederschlagung von antikolo­
nialen Aufständen und Befreiungskriegen. Das betrifft nicht nur 
Frankreich und Großbritannien, sondern die öffentlich ins Spiel 
gebrachte Absicht nach Rückführung oder Abbau der in der BRD 
stationierten Truppen begleitet von Anbeginn insbesondere das 
NATO-mäßige „Engagement“ der USA in Westdeutschland: 
Stets hat diese Absicht große Sympathie in den Reihen der US- 
amerikanischen Arbeiterbewegung bzw. US-Gewerkschaften ge­
funden, und ebenso hat sie stets größte Ablehnung und heftige 
Verdammung durch die US-Bundesregierung bzw. die westdeut­
sche Bundesregierung hervorgerufen.

Daß der Versuch der militärischen Aufrichtung „einer gerech­
ten und dauerhaften (Kapital-)Ordnung“ auf den zähen Wider­
stand des Warschauer Paktes stoßen kann und daher den Bürger­
krieg und die soziale Revolution im eigenen Land zur Folge haben 
kann, das wissen die in der WEU und NATO „verbündeten“ 
Monopole aus der Erfahrung zweier imperialistischer Weltkriege 
sehr sehr genau: Ihr ernstgemeinter Respekt vor dieser Gefahr 
kommt in der steten und einmütigen Beteuerung zum Ausdruck, 
daß sie in der Verfolgung ihrer Zwecke immer und nur „friedliche 
Mittel“ anwenden wollen. Hinsichtlich des US-Imperialismus 
läßt sich darüberhinaus nachweisen, daß diese Gefahr seinen eige­
nen „sozialen“ Frieden seit 1945 (gewiß auch davor) derartig be­
droht hat und noch immer bedroht, daß die ständige auswärtige 
Stationierung von Reserven für Zwecke der Konterrevolution zur 
existenziellen Notwendigkeit wurde. Dieses spezifische Interesse 
der US-Monopole deckt sich daher mit den Zwecken, die die 
westdeutschen Konkurrenten verfolgen, auf ziemlich unkalkulier­
bare Art und Weise.
(i‘2 1061 (10.12.1954); (2) Archiv der Geeenwart, Jhrg. 1967,
ooT'e 6u’ B,altt13606 ü.; weiterer Quellenhinweis: Archiv der Gegenwart, Jahrgänge 1945 bis 

1983, Stichwort: Vereinigte Staaten bzw. (ab 1948 49) Atlantik-Pakt/NATO - (buh')
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Arbeitszeitgesetz: CDU greift Ver­
schlechterungsangebote auf
Die Kapitalisten lehnen die von 
der SPD bereits während ihrer Re­
gierung vorgelegten und jetzt in 
Opposition erneut vorgebrachten 
Änderungen der Arbeitszeitgesetz­
gebung äußerst schroff ab. Jede 
Einschränkung ihres Rechts, Arbei­
ter zehn, zwölf Stunden täglich, 
60 und gar 72 Stunden wöchentlich, 
zu jeder Tages- und Nachtzeit aus­
beuten zu können, ist ihnen zuwi­
der. Dennoch können sich die Ge­
werkschaften, die Forderungen nach 
gesetzlicher Beschränkung des Ar­
beitstages erheben (s.a. Pol. Ber. 
17/83), nur bedingt auf die von 
der SPD vorgelegten Entwürfe stüt­
zen. Zwar enthalten die Änderungs­
vorschläge der SPD bei der Festle­
gung der Höchstarbeitszeit und der 
Dauer der regelmäßigen Arbeitszeit 
durchaus engere Schranken als die 
derzeit gültige Arbeitszeitordnung 
(s. Kasten).
Dennoch: warum greift die SPD ver­
schiedene Forderungen der Gewerk­
schaften in dem einen Entwurf auf,

K a p i t a 1 i stenstellungnahme 
(BDA-Jahresbericht, 10.12.82)
Das derzeitige richtige System der 
Arbeitszeitordnung geht von einem 
relativ weiten, aber unter dem Ge­
sichtspunkt des Arbeitsschutzes 
vertretbaren Rahmen von Höchstar­
beitszeiten aus ...

Das geltende, auf die Bedürfnisse 
der Praxis zugeschnittene Recht 
dürfe nicht durch ein unprakti­
kables System ersetzt werden, das 
den Gewerkschaften ein Monopol für 
nahezu jedwede Arbeitszeitverlän­
gerung und ihnen so die Möglich­
keit gäbe, sich jede Ausnahme von 
der gesetzlichen Regelung teuer 
abkaufen zu lassen.
Der für die gesetzlichen Höchst­

arbeitszeiten (in den Referenten­
entwürfen des Arbeitsministeriums, 
d.V.) gesteckte Rahmen (10 bzw. 48 
Stunden) sei sowohl hinsichtlich 
der Tages- als auch der Wochenar­
beitszeit zu eng . .. Den . .. beste­
henden Erfordernissen der Praxis 
würde der geplante Rahmen der 
Höchstarbeitszeit bei gleichzeitig 
nahezu ersatzloser Streichung der 
gesetzlichen Ausnahmevorschriften 
der Arbeitszeitordnung nicht ge­
recht werden. Hinzu komme, daß ab­
weichend vom geltenden Recht die 
Dauer der Sonntagsarbeit selbst 
und durch die Einbeziehung des 
Sonntags in die Woche auch die Wo­

um sie im anderen wieder fallen zu 
lassen - wie etwa das Verbot von 
Überstunden bei Nachtarbeit? Mag 
das schon einige Zweifel hervorru­
fen, daß die SPD-Bundestagsfrak- 
tion ernsthaft eine Arbeitszeitge­
setzänderung durchsetzen will, so 
sind die in diesen Gesetzentwürfen 
enthaltenen Zugeständnisse an die 
Kapitalisten direkt schädlich. So 
etwa taucht jetzt die im SPD-Refe­
rentenentwurf vom letzten Jahr 
enthaltene weitere Lockerung des 
Nachtarbeitsverbots für Arbeite­
rinnen (§ 19 AZO) als Gesetzent­
wurf des Bundesrates "zur Beseiti­
gung ausbildungs- und beschäfti­
gungshemmender Vorschriften" auf. 
Die CDU hat somit prompt auf das 
Verschlechterungsangebot re­
agiert, weitere Befürchtungen sind 
angebracht. So findet sich etwa 
eine Bezahlung von Überstunden, 
wie sie im § 15 der gültigen Ar­
beitszeitordnung gesetzlich fi­
xiert ist, in den SPD-Entwürfen 
nicht mehr.

chenarbeitszeit insgesamt gekürzt 
würden.
Die vorgesehenen Ausnahmemöglich­

keiten für Arbeitsbereitschaft, 
Bereitschaftsdienst und Rufbereit­
schaft, für Schichtarbeit und in 
Saison- und Kampagnebetrieben, die 
im übrigen erst in Tarifverträgen 
"erkauft" werden müßten, könnten 
die Unzumutbarkeit der gesetzli­
chen Grundregelungen weder besei­
tigen noch entscheidend mildern 
... Die ganze Tragweite der ge­
planten Rechtsänderung werde deut­
lich, wenn man sie mit dem gelten­
den Recht vergleiche, das erlaube, 
die regelmäßige Arbeitszeit durch 
Tarifvertrag immer - d.h. für alle 
Branchen und Tätigkeiten - auf 
zehn Stunden täglich und unter be­
stimmten Voraussetzungen auch dar­
über hinaus zu verlängern ...
Die Regelung der Sonn- und Feier­

tagsarbeit soll grundsätzlich ge­
ändert werden. Der Entwurf gehe 
von einem umfassenden Verbots­
grundsatz aus. Die Ausnahmen ori­
entieren sich dem Wortlaut nach an 
dem, was bisher zulässig war; sie 
werden aber zumindest tendenziell 
schon durch einen "Insbesondere- 
Katalog" eingeschränkt ... Es feh­
le beispjeiweise die kontinuierli­
che Schichtarbeit als eine der be­
sonders wichtigen Sonn- und Feier­
tagsarbeiten . . .

Geltendes Recht
1. Geltungsbereich: 
Sonderbestimmungen gelten für Ju­
gendliche unter 18 Jahren, Land­
wirtschaft, Fischerei, See- und 
Luftfahrt, Angestellte in leiten­
der Stellung, pharmazeutisch vor­
gebildete Arbeitnehmer in Apothe­
ken, für Bäckereien und Kondito­
reien, das Pflegepersonal in Kran­
kenpflegeanstalten sowie für Fami­
lienhaushalte. (§ 1, AZO)
2. Regelmäßige Arbeitszeit: 
8 Stunden werktäglich. (§ 3, AZO)
3. Höchstarbeitszeit:
a) Tägliche Höchstarbeitszeit: bis 
zu 10 Stunden, bei kontinuierli­
cher Schicht bis zu 16 Stunden ein­
mal alle 3 Wochen; bei Bereit­
schaftsdiensten ist eine Verlänge­
rung über 10 Stunden möglich, b) 
Wöchentliche Höchstarbeitszeit: 
Bis zu 60 Stunden, unter Einbezie­
hung der Sonntagsarbeit bis zu 72 
Stunden. (§§ 7, 10, 11 AZO; §§
105ff Gewerbeordnung)
4. Anordnung von längerer 
Arbeitszeit:
a) An 30 Tagen im Jahr bis zu 2 
Stunden täglich ohne weiteres mög­
lich. b) Per Tarifvertrag kann die 
regelmäßige Arbeitszeit auf 10 
Stunden täglich erhöht werden, c) 
Das Gewerbeaufsichtsamt kann beim 
Nachweis eines "dringenden Bedürf­
nisses" bis auf 10 Stunden täglich 
verlängern, aus "dringenden Grün­
den des Gemeinwohls" noch darüber 
hinaus. (§§ 6, 7, 8 AZO)
5 . Ruhepausen:
Nach Beendigung der Arbeit muß ei­
ne arbeitsfreie Zeit von 11 Stun­
den, in Gaststätten und im Ver­
kehrswesen von zehn Stunden lie­
gen. Männer sollen bei mehr als 6- 
stündiger Arbeitszeit mindestens 
1/2 Stunde oder zweimal 1/4 Stunde 
Pause bekommen; bei kontinuierli­
chen Arbeitsprozeßen Kurzpausen 
"von angemessener Dauer". Die Pau­
sen für Frauen sollen bei 4 1/2- 
bis 6stündiger Arbeitszeit 20 Mi­
nuten, bei 6 bis 8 Stunden Arbeits-r” 
zeit 1/2 Stunde betragen. (§§ 12,\ 
18)
6. Bezahlung von Mehrar­
beit:
Überstunden sollen über den Lohn 
für die regelmäßige Arbeitszeit 
hinaus vergütet werden. Als ange­
messen gelten 25?o Zuschlag. (§ 15 
AZO)
7. Nacht- und Schichtar­
beit:
Keine Beschränkungen für Männer. 
Bei Frauen Nachtarbeitsverbot zwi­
schen 20 und 6 Uhr, vor Sonn- und 
Feiertagen nach 17 Uhr. Bei Mehr­
schichtarbeit können Frauen bis 
23 Uhr mit Anzeige beim Gewerbe­
aufsichtsamt auch ab 5 bis 24 Uhr 
beschäftigt werden. Diese Verbot 
gilt nicht für weibliche Ange­
stellte, bei Arbeiterinnen in 
Gaststätten, im Verkehrswesen, 
Friseurhandwerk, Badeanstalten, 
Krankenpflegeanstalten, Theater, 
Kinou.ä., Gärtnereien, Apotheken, 
offene Verkaufsstellen und Markt­
verkehr. (§ 19 AZO)
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Vergleich verschiedener
Referentenentwurf des Ar­
beit sm i n i s t e r i um s , 18.12.81
1. Geltungsbereich:
Bis für das Krankepflegepersonal 
bleiben die in der AZO aufgeführ­
ten Ausnahmeregelungen in Kraft. 
(§§ 86, 88)
2. Regelmäßige Arbeitszeit: 
8 Stunden täglich (§ 40)
3. Höchstarbeitszeit:
a) tägliche Höchstarbeitszeit: 10 
Stunden, b) wöchentliche Höchstar­
beitszeit: 48 Stunden unter Ein­
schluß von Sonncagsarbeit. Bei 
Gleitzeit oder anderer ungleicher 
Verteilung der Arbeitszeit auf die 
Tage, bei Schichtarbeit, bei Be­
reitschaftsdiensten im Verkehrswe­
sen und für Saisonbetriebe ist ein 
Überschreiten der Höchstarbeits- 

_ zeit durch Tarifvertrag möglich.
Sonn- und Feiertagsarbeit wie bis- 

' her. (§§ 42, 47, 48)
4- Anordnung von längerer 
Arbeitszeit:
a) An 30 Tagen im Jahr bis zu 2 
Stunden täglich wie bisher, b) 
Durch Tarifvertrag oder auf Grund 
eines Tarifvertrages durch Be­
triebsvereinbarung im Rahmen der 
Höchstarbeitszeiten, c) Bei Be­
reitschaftsdienst, im Verkehrswe­
sen und für Saisonbetriebe kann 
auch das Gewerbeaufsichtsamt be­
fristete Ausnahmen über die 
Höchstarbeitszeit hinaus zulassen. 
(§§ 41, 48)
5. Ruhepausen:
Wie bisher arbeitsfreie Zeit von 
11 bzw. 10 Stunden. Bei Pausen An­
gleichung von Männern an Frauen:

- 20 Minuten nach mehr als 4,5 Stun­
den, 30 Minuten nach mehr als 6 
Stunden Arbeitszeit. Bei durchlau­
fender Schichtarbeit Kurzpausen 
von mindestens 5 Minuten je Stun­
de. (§ 43)
6. Bezahlung von Mehrar­
beit:
Keine gesetzliche Festlegung mehr 
vorgesehen.
7. Nacht- und Schichtar­
beit;
Verbot von Überstunden für Arbei­
ter, die regelmäßig nachts zwi­
schen 22 und 6 Uhr mehr als 4 Stun­
den beschäftigt werden. Betriebs­
ärztliche Betreuung vorgeschrie­
ben. Nachtarbeitsverbot von Frauen 
nur noch zwischen 22 bis 6 Uhr bzw. 
in Mehrschichtbetrieben 23 bis 5 
Uhr. Ausnahmekatalog erweitert um 
Post- und Fernmeldewesen, Zei­
tungswesen, Gebäudereinigung,
nicht mehr unter die Ausnahme fal­
len Gärtnereien, Friseurhandwerk, 
Apotheken. (§§ 45,46)

SPD-Vorschläge zum Arbeitszeitgesetz
Referentenentwurf des Ar­
beitsministeriums, 21.7.82
1. Geltungsbereich:
Bis für das Krankepflegepersonal 
bleiben die in der AZO aufgeführ­
ten Ausnahmeregelungen in Kraft. 
(§§ 57ff)
2. Regelmäßige Arbeitszeit:
8 Stunden täglich (§ 18)
3. Höchstarbeitszeit:
a) tägliche Höchstarbeitszeit: 10 
Stunden, b) wöchentliche Höchstar­
beitszeit: 48 Stunden unter Ein­
schluß von Sonntagsarbeit, bei an­
derer Verteilung der Arbeitszeit 
48 Stunden im Durchschnitt von 
vier Wochen. Bei Schichtarbeit 
Verlängerung der Arbeitszeit bis 
zu 12 Stunden täglich, wenn hier­
durch zusätzliche freie Tage ent­
stehen, bei Saisonbetrieben bis 
zu 12 Stunden täglich und 60 Stun­
den wöchentlich, bei Bereit­
schaftsdienst ohne nähere Begren­
zung jeweils durch Tarifvertrag 
oder befristet durch das Gewerbe­
aufsichtsamt möglich. Sonn- und 
Feiertagsarbeit wie bisher. (§§ 
20, 26)
4. Anordnung von längerer 
Arbeitszeit:
Die regelmäßige Arbeitszeit kann 
durch Tarifvertrag oder durch Be­
triebsvereinbarung, wenn kein Ta­
rifvertrag exisitiert, oder durch 
Arbeitsvertrag, wenn kein Tarif­
vertrag und keine Betriebsverein­
barung existieren, verlängert wer­
den bis zur Höchstarbeitszeit. (§ 
18)
5 . Ruhepausen:
Wie bisher arbeitsfreie Zeit von 
11 Stunden. Zusätzlich jetzt das 
Zeitungswesen bei den Ausnahmen 
mit 10 Stunden. Jetzt schlechter: 
Bei Pausen Angleichung von Frauen 
an Männer: 30 Minuten nach mehr als
6 Stunden Arbeitszeit. Bei durch­
laufender Schichtarbeit Kurzpausen 
von mindestens 5 Minuten je Stun­
de. (§ 22)
6. Bezahlung von Mehrar­
beit:
Keine gesetzliche Festlegung mehr 
vorgesehen.
7. Nacht- und Schichtar­
beit:
Verbot von Überstunden des nachts 
und betriebsärztliche Überwachung 
wie im Referentenentwurf zuvor. 
Nachtarbeitsverbot von Frauen 
ebenfalls nur noch zwischen 22 bis 
6 Uhr bzw. in Mehrschichtbetrieben 
23 bis 5 Uhr oder von 24 bis 6 Uhr. 
Ausnahmekatalog noch einmal erwei­
tert um Rundfunk, Sport, öffentli­
che Versorgungsbetriebe, Tierbe­
handlung und -pflege. (§ 24, 25)

Gesetzentwurf der SPD vom 
1.12.82, erneut in Bundes­
tag eingebracht am 8.6.83
1. Geltungsbereich:
Bis für das Krankepflegepersonal 
bleiben die in der AZO aufgeführ­
ten Ausnahmeregelungen in Kraft. 
(§ 1)
2. Regelmäßige Arbeitszeit:
8 Stunden täglich, 40 Stunden wö­
chentlich. (§ 3)
3. Höchstarbeitszeit:
a) tägliche Höchstarbeitszeit: 10 
Stunden, b) wöchentliche Höchstar­
beitszeit: 48 Stunden unter Ein­
schluß von Sonntagsarbeit, bei 
Gleitzeit bis zu 50 Stunden. Bei 
Schichtarbeit Verlängerung der re­
gelmäßigen wöchentlichen Arbeits­
zeit ohne Begrenzung, soweit durch 
Schichtplan bedingt und dies in 
anderen Wochen ausgeglichen wird, 
bei vollkontinuierlicher Schicht 
bis zu 42 Stunden wöchentlich, bei 
Saisonbetrieben bis zu 10 Stunden 
täglich und 55 Stunden wöchent­
lich, bei Bereitschaftsdienst bis 
zu 12 Stunden täglich oder 60 Stun­
den wöchentlich jetzt wieder ohne 
Tarifvertrag o.ä. möglich. Sonn- 
und Feiertagsarbeit wie bisher zu­
lässig. (§§ 5, 6, 13, 14, 19)
4. Anordnung von längerer 
Arbeitszeit:
Die regelmäßige Arbeitszeit kann 
ohne weiteres um 2 Stunden wö­
chentlich erhöht werden. Durch Ta­
rifvertrag ist eine Verlängerung 
auf 44 Stunden wöchentlich mög­
lich. Jährlich 12 Sonderschichten 
von 8stündiger Dauer sind zuläs­
sig. (§§ 17, 18)
5 . Ruhepausen:
Neu: arbeitsfreie Zeit von 12
Stunden. Ausnahme Gaststätten und 
Verkehrswesen 10 Stunden. Jetzt 
wieder wie erster Referentenent­
wurf mit Angleichung der Ruhepau­
sen der Männer an die geltende Re­
gelung für Frauen. Die Kurzpausen 
von 5 Minuten bei durchlaufender 
Schichtarbeit sind nicht mehr 
stündlich vorgeschlagen. (§§ 11, 
12, 14)
6. Bezahlung von Mehrar­
beit:
Keine gesetzliche Festlegung mehr 
vorgesehen.
7. Nacht- und Schichtar­
beit:
Jetzt kein Verbot von Überstunden 
des nachts, sondern vierteljähr­
lich ein Tag zusätzlicher Urlaub. 
Nachtarbeitsverbot von Frauen 
jetzt wieder wie in der AZO, aber 
mit erweiterten Ausnahmen: Ver­
kehrs- Post- und Fernmeldewesen, 
Gebäudereinigung (§§ 15, 21)
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Im nächsten Heft

Belgien
Lohnsenkung im öffentlichen Dienst und „Rentensanierung“

BRD-Imperialismus
„Großdeutschlandoffensive“ fehlgeschla­
gen — „Europaoffensive“ in Vorbereitung
Mit der ,, deutschlandpoliti­
schen Offensive“, gestartet in 
engem Zusammenhang mit 
dem Regierungsantritt Kohl/ 
Genscher, ist der Versuch einer 
chauvinistischen Massenmobi­
lisierung im Innern für die 
Kriegsziele der westdeutschen 
Bourgeoisie vorerst geschei­
tert. Der Annnexionscharakter 
der propagierten „Wiederver­
einigung“ ist von vielen er­
kannt und kritisiert worden.

Verschiedenes spricht dafür, 
daß die Reaktion ihre Propa­
gandalinie zur Zersetzung der 
politischen Opposition ändert. 
Die Wahlen zum Europäischen 
Parlament im nächsten Jahr 
bieten eine „Europaoffensi­
ve“ gerade zu an, in der die 
Reaktion die Aggressivität des 
BRD-Imperialismus hinter 
scheinbar friedlichem „Verci- 
nigungs“streben zu vertuschen 
versucht.

Nach Inkrafttreten ihrer neuen 
„Sondervollmachten“ hat die 
belgische Regierung jetzt ihre 
Rentenreformpläne und neue 
Lohnsenkungen im öffentli­
chen Dienst angekündigt. Die 
„Haushaltssanierung“, vor 
fast zwei Jahren nicht zuletzt 
auf Druck westdeutscher 
Gläubigerbanken und der EG- 
Organe eingeleitet, schreitet 
fort: neue Einbrüche in den 
Lebensstandard der arbeiten­
den Klassen, die die übrigen 
Imperialisten in der EG zum 
Nachahmen anstachcln.

Politische Berichte
Zeitschrift des Bundes West­
deutscher Kommunisten - er­
scheint vierzehn täglich, Preis 
2,50 DM
Nachrkhtenhefte 
erscheinen vierzehntäglich mit 
sieben verschiedenen Heften, 
Preis pro Heft 0,70 DM

Stahl- und Metallindustrie 
Druckindustrie
Chemie und übrige Indu­
strien
Handel, Banken, Versiche­
rungen
öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr 
Schul- und wehrpflichtige 
Jugend 
Kommunalverbände, 
Landwirtschaft und kleine 
Selbständige

Politische Berichte und Nach­
richtenhefte werden herausge­
geben von;:;;W:'• < 
Zentrales Komitee de$ Bundes * 
Westdeutscher Kommunisten 
(BWK)
5000 Olnl Kamekestr.19

Kassiererinnen
Schwerstarbeit zu niedrigen Löhnen

Dänemark

Den Personalabbau der letzten 
Jahre nutzten die Einzelhan­
delskapitalisten zu großange­
legtem Lohnraub. Um bis zu 
420 DM monatlich werden 
z.B. Kassiererinnen großer 
Einzelhandelsketten wie Pen­
ny, Deutscher Supermarkt, 
Realkauf, Extramarkt, Aldi 
und HL dadurch geprellt, daß 
sie von den Kapitalisten statt 
nach Gehaltsgruppe 3 (ca. DM

2379 monatlich) als Verkäufe­
rin mit Kassiertätigkeit nach 
Gehaltsgruppe 2 (ca. DM 1 971 
monatlich) eingestellt werden. 
Um diesem Lohnklau ein Ende 
zu bereiten, hat die Gewerk­
schaft Handel, Banken und 
Versicherungen die „Aktion 
gerechte Eingruppierung“ ge­
startet und unterstützt die Ein­
zelklagen gegen Falscheinstu­
fungen.

Schwierige Lage sechs Monate nach dem Hafenarbeiterstreik
Die Hafenarbeiter mußten im 
März 1982 ihren über zehn 
Wochen dauernden Streik ge­
gen die Kürzung des Arbeits­
ausfallgeldes abbrechen. Die 
Hafenarbeiter wollten ihre 
Streikziele mit anderen Mitteln 
weiterverfolgen. Die Hafenka­
pitalisten wollten durch Maß­
regelungen die Hafenarbeiter 
nachträglich bestrafen. Die 
Lage ist von Hafen zu Hafen 
unterschiedlich. Wir führten 
ein Gespräch mit einem Ha­
fenarbeiter aus Aarhus.


